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§ 1. Ei n I eitu n g 



Politische Verhältnisse , gemeinsame Gefahren und 
Interessen, haben den schweizerischen Kantonen den Weg 
gewiesen, sich zu einer Eidgenossenschaft zu verbinden, 
um in vereinigtem Zusammenwirken die Pflichten und 
Aufgaben zu erfüllen, für welche die Kraft des einzelnen 
Gemeinwesens nicht ausreichte. Die Träger des politischen 
Lebens dieser Eidgenossenschaft waren lange Zeit allein 
die zum Bunde vereinigten souveränen Staaten, bis end- 
lich das Gefühl der Zusammengehörigkeit soweit gediehen 
war, dass die verbundenen Völkerschaften zur staatlichen 
Einheit, zu einem Staatsvolk sich zusammenschlössen. 
Gleichwohl aber erhielten sich die ehemaligen Mitglieder 
des Staatenbundes noch ein Stück eigener staatlicher 
Macht. Ein Bund von Staaten sollte auch der neue 
Staat bleiben. Das Zusammenwirken der Kantone als 
solche für die Ziele und Aufgaben des Bundes durfte 
nicht untergehen in der Vereinigung zum einheitlichen 
Staatsvolk. Die neue Einheit musste sich darstellen auch 
als eine Vereinigung schon vorhandener politischer Ge- 
bilde, die ebenfalls, neben dem Volke, am Leben des neu 
geschaff'enen Ganzen thätigen Anteil nehmen. Der Bun- 
desstaat konnte diesen Anforderungen gerecht werden, 
durch ihn konnte die frühere gemeinsame Beteiligung 
der Kantone an allem dem, was ihnen als gemeinsam galt, 
wenn auch jetzt in anderer rechtlicher Form, erhalten 
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bleiben.^) Diese Erscheinung im schweizerischen Bundes- 
staate, den Einfluss, der den Kantonen auf die Bundes- 
gewalt eingeräumt ist, nach der juristischen Seite hin 
zu bestimmen, will die hier vorliegende Arbeit versuchen. 

Es mag an dieser Stelle betont werden, dass es unser 
Bestreben sein wird, ausschliesslich die juristischen 
Oesichtspunkte der Frage, wie sie sich aus dem geltenden 
schweizerischen Staatsrechte ergeben, in unsere Darstel- 
lung aufzunehmen. Nur dann etwa glauben wir die poli- 
tische Seite des Themas streifen zu dürfen, wenn die 
Oegenüberstellung des politischen und des juristischen 
Momentes zur besseren Beleuchtung des letzteren geeignet 
erscheint. Im übrigen liegen politische Betrachtungen 
dieser Arbeit vollständig fern. 

Unsere besonderen Untersuchungen sollen handeln 
yon der Mitwirkung der Kantone beim Zustandekommen 
•der Bundesstaatsgewalt in einem engeren Sinne. In einem 
weiteren Sinne kann wohl jede Thätigkeit, die der Kanton 
im und für den Bund vornimmt, wie namentlich etwa 
die Selbstverwaltung, als Mitwirkung bei der Bildung 
und Bethätigung der Bundesgewalt bezeichnet werden.*) 
Diese Mitwirkung im weiteren Sinne schliessen wir von 
unserer näheren Betrachtung aus und beschäftigen uns 
allein mit der Mitwirkung im engeren Sinne. Diese 
äussert sich darin, dass die Kantone einen x\nteil haben 
an der Herstellung des Bundesstaatswillens, an der Bundes- 
gesetzgebung vor allem, und so als an der Herrschaft des 



1) Hilty, Politisches Jahrbuch I (1886) S. 557: „Der Bundesstaat 
hat ... den Vorteil, dass er auch kleineren natürlichen Nationalitäten, 
die ihre historische Selbständigkeit und Eigenart nicht einbüssen wollen, 
ohne dieses Opfer die Teilnahme an einem grösseren Staatswesen und 
die unleugbaren Vorteile eines solchen gewährt." 

2) So z. B. bei Hsenel, Staatsrecht I S. 230 f., 351, 798. 



Bundes mitberechtigte Glieder neben die Aktivbürgerschaft 
gestellt werden. Wir glauben, diese Art der Mitwirkung 
als die eigentlich bundesstaatliche bezeichnen zu 
dürfen, nicht weil sie in einer anderen Staatsform absolut 
ausgeschlossen wäre, aber weil sie doch für den Bundes- 
staat eine diesem wesentliche Erscheinung bildet. Es 
soll also in unserer Arbeit zwar nicht das essentielle, 
aber doch ein essentielles Merkmal des Bundesstaatsbe- 
grifFes im Anschluss speziell an die schweizerischen Ver- 
hältnisse zur Darstellung gelangen. 

Der erste, allgemeine Teil handelt von den grund- 
legenden Fragen der Bundesstaatslehre überhaupt als dem 
Fundamente, auf dem sich die spezielle Lehre der Mit- 
wirkungsrechte der Kantone im Bunde aufbaut. Wir 
haben uns dabei der heute herrschenden Ansicht ange- 
schlossen, diese in ihren Grundzügen wiedergegeben. Auf 
die einzelnen Kontroversen wird einlässlicher nicht ein- 
gegangen, weil unseres Erachtens dies die gestellte Auf- 
gabe übersteigen würde. Denn es soll der erste Teil nur 
kurz die allgemeinen Voraussetzungen bezeichnen, von 
denen wir bei unseren speziellen Ausführungen über die 
Mitwirkungsrechte ausgehen.^) Die ältere Lehre vom 
Bundesstaate findet gar keine Berücksichtigung, da sie 
heute als endgültig überwunden betrachtet werden kann.^) 
Darum glauben wir die ganze ältere Litteratur im all- 
gemeinen übergehen zu dürfen. Deshalb haben auch 



^) Von einer Auseinandersetzung mit der Doktrin von Seydel wird 
darum ebenfalls abgesehen ; denn wo der Bundesstaatsbegriif überhaupt 
geleugnet wird, kann auch von Mitwirkungsrechten der Gliedstaaten im 
Bundesstaate nicht gesprochen werden; mit Rücksicht auf diese letzteren 
allein aber haben unsere allgemeinen Ausführungen ihren Platz in der 
Arbeit erhalten. 

2) Zorn, IS. 67 f.; Borel,S. 6. Vergl. aber auch Jellinek, IS.457f. 
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gerade die Autoren, die über schweizerisches Bundesstaats- 
recht schrieben, weil sie in ihrer Mehrzahl im grossen 
und ganzen noch auf dem alten, heute als wissenschaft- 
lich unhaltbar erkannten Standpunkte stehen geblieben 
sind*), bei diesen allgemeinen Fragen nur wenig berück- 
sichtigt werden können.^) Es ist vorwiegend die neuere 
deutsche Litteratur, die benutzt werden musste. Der Zeit- 
punkt, mit dem die neue Aera beginnt, wird markiert 
duich die Abhandlung Seydels aus dem Jahre 1872.^) 
Sie hat der alten Auffassung den Boden gänzlich entzogen 
und der neuen Lehre die Bahn geöffnet. Vom gleichen 
hier gewonnenen Standpunkt ausgehend, sind nunmehr 
von den Staatsrechtlehrern verschiedene Wege beschritten 
worden. Nur eine kleine Zahl stimmte den Folgerungen 
zu, die Seydel selbst zog und welche die Verneinung 
des Bundesstaatsbegriffes zum Resultate hatten. Die 
grosse Mehrzahl dagegen hält am Bundesstaatsbegrift' 
fest, gestaltet denselben aber in neuer Weise um. Hierbei 
haben wieder die verschiedensten Ansichten ihre Vertreter 
gefunden (s. u. die Schlussnote zu § 5). Indem wir es 
unternommen haben, die Ergebnisse dieser wissenschaft- 
lichen Forschungen für das schweizerische Bundesstaats- 
recht zu verwerten, sind wir derjenigen Auffassung bei- 
getreten, die uns gerade im Hinblick auf die schweize- 
rischen Verhältnisse als die richtige erschienen ist. 



') Borel, S. 6, 7 und 11. 

^ Die Schriften von Borel und Bartsch verwenden die neu ge- 
wonnenen wissenschaftlichen Resultate auch speziell für die Schweiz. Morel, 
in der 3. Auflage des schweizerischen Bundesstaatsrechtes von Blumer^ 
schenkt nun ebenfalls den neuen theoretischen Fragen einige Beachtung, 
während v. Orelli sie fast gar nicht berührt. 

^) Seydel, Der Bundesstaatsbegriif, eine staatsrechtliche Untersuch- 
ung, in Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 28 (1872) S. 185 ff. 
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Die schweizerische Eidgenossenschaft 

als Bundesstaat 



ERSTES KAPITEL. 



Staatsgewalt, Souveränetät und Bundesstaat.^) 



I. Staatsgewalt und Bundesstaat. 

§ 2. I. Der Staat als Rechtsbegriff.^) 

„Staat ist das sesshafte, durch Ordnung 



*) Ueber die in diesem Kapitel behandelten Fragen sind die ver- 
schiedenen Ansichten unter Angabe beinahe der sämtlichen sie vertretenden 
Autoren erörtert bei Rehm, Allgemeine Staatslehre S. 11 — 197, worauf 
hier im allgemeinen verwiesen sei. 

Litteratur über den Bundesstaat. Die geschichtliche Ent- 
wickelung der Lehre vom Bundesstaate giebt * die eingehende dogmenge- 
schichtliche Darstellung des Bundesstaatsbegriffes von S. Brie, Der Bundes- 
staat I. 1874. Eine kurze Uebersicht der älteren und eine eing9hende Er- 
örterung der neueren Litteratur findet sich bei Bor el, S. 104 ff. VergL 
ferner Preuss, S. 11 ff.; Bartsch, S. 22 ff. Stengel, S. 1089 ff. 

Die Reihe der neueren Werke und Abhandlungen über den Bundes- 
staat eröffnen Seydel, der Bundesstaatsbegriff, inZeitschr. f. d. ges. Staatsw. 
Band 28 (1872) S. 185 ff.; Hsenel, Studien I (1873); G. Meyer, Er- 
örterungen (1872), der zum ersten Mal die Scheidung von souveränen und 
nicht-souveränen Staaten vornimmt (vergl. Jellinek, I S. 704 N. 1 und 
Preuss, S. 27); dann erscheint (1876) die erste Auflage von Laband,^ 
Das Staatsrecht des deutschen Reiches. Die hierauf folgende Litteratur,^ 
soweit sie nicht mehr auf alten, verlassenen Standpunkten fusst oder sonst 
durch Späteres überholt ist, ist citiert bei Lab and, I 4. Aufl. (1901) S. 51 f. 
in der Anmerkung. Laban d gibt hier seine eigene Konstruktion und 
S. 58 ff. eine Kritik entgegenstehender Ansichten. 

Den bei Laband Citierten fügen wir hinzu: Blumer-Morel, I 
S. 8 ff'.; Bartsch, S. 21 ff.; G. Vogt, Zur Charakteristik der schweizerischen 
Mediationsakte (1884) S. 19 und 20; Hub er, i. Zeitschr. f. Schweiz. Recht 
Bd. 26, n. F. Bd. 4 (1885) S. 179 ff. (Besprechung von Vogt); Schulze, I 
S. 44 ff.; Arndt, Staatsrecht S. 38 ff.; 0. H. Fisk, a. a. 0. S. 24 ff.;. 
Bornhak, S. 236 ff.; Affolter, Grundzüge S. 57 ff.; Robinson, das 
Wesen des Bundesstaates, i. Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 53 (1897) S. 
609 ff.; Gareis, S. 106 ff.; Seydel, Vorträge, in Annalen 1900 S. 177 ff.; 
Jellinek, I S. 446 ff., 457 ff., 509, und bes. 703 ff. 

2) Jellinek, I S. 121 ff., bes. 144 ff., 355 ff.; Staatsfragmente S. 265 ff.. 
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geeinte Volk."^) Leute, Land und staatliche Organisation 
sind die drei Elemente des Staatsbegriffes. ^) 

Eine Mehrheit von Menschen ist im Staate um eines 
Gemeinzweckes willen^) zu einem Gemeinwesen*) mit 
selbständigem , einheitlichem Willen zusammengefasst. 
Der Staat ist also eine Korporation, er hat juristische 
Persönlichkeit, er ist Rechtssubjekt*). Sein Wille, der 
Staatswille, hat eine selbständige, juristisch von der Sum- 
me der Einzelwillen der ihn bildenden Individuen losge- 
löste Existenz.^) Der staatliche Personenverband ist nun 
aber auch notwendig in eine Beziehung gesetzt zu einem 
Territorium, nur das sesshaft gewordene Volk kann 
einen Staat bilden. Der Staat ist eine Gebietskörper- 
schaft'). Der Staatswille kommt gegenüber den Staats- 
angehörigen im Bereiche des Staatsgebietes zur Ausübung.^) 
Land und Leute sind .die natürlichen Substrate des Staates. 

Was nun aber den Staat von allen anderen juristi- 
schen Personen, auch von den übrigen Gebietskörper- 



System S. 12 ff.; Gesetz und Verordnung S. 189 ff. ; R. Schmidt, Allgemeine 
Staatslehre S. 18 f., 156 ff. und 217 ff. ; Rehm, S. 11 ff. und 149 ff. ; Bornhak, 
S. 8 ff*. ; Es mein, Elements de droit constitutionnel S. 1 ff.; Affolter, 
Grundzüge S. 1 ff. ; Sey del, Grundziige S. 1 ff. ; ßundesstaatsbegriff S. 185 ff., 
Vorträgle, in Annalen 1898 S. 321 ff.; B. Schmidt, Der Staat; Preuss, 
Gemeinde etc. S. 137 ff. und 200 ff. und im Archiv IV (1889) S. 62 ff.; 
Rosin, S. 274 ff.; Gierke, i. Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 30 (1874) 
S. 153 ff. und 265 ff.; Borel, S. 75 ff.; Brie, Theorie S. 2 ff.; Laband, 
I S. 53 und 60 ff. und im Archiv II (1887) S. 158 ff. und 317 ff. ; Hsenel, 
Studien I S. 214 ff. und Staastrecht I S. 81 ff.; Zorn, I S. 62 ff.; und in 
Annalen 1889 S. 344 ff.; G. Meyer, Staatsrecht S. 2. ff., und Erörterungen 
S. 2 ff.; Schulze, I S. 15 ff.; 0. Meyer, Einleitung S. 1 ff.; Trieps, 
S. 11 ff.; Blumer-Morel, I S. 1 ff. 

*) Hüb 1er, Organisation S. 1. 

^) Liebe, Studien I S. 31: Territorium, Unterthanen, Hoheitsrechte. 

3) Haenel, Staatsrecht IS. 82 ff., 109 ff. 

*) G. Meyer, Staaatsrecht S. 2 und 10. 

4 Jellinek, I S. 149 ff. und 160; G. Meyer, Staatsrecht S. 11 f. 

«) Laband, I S. 53. 

Preuss, S. 261 ff.; Rosenberg, im Archiv XIV (1899) S. 363. 
O. Meyer , Staatsrecht S. 3; Hsenel, Staatsrecht I S. 108 f.; Geffcken, S. 21; 

®) Vergl. Jellinek, I S. 355 ff. und die dort citierte Litteratur. 
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Schäften, unterscheidet, das ist die spezitische Eigenart seines 
Willens, die Staatsgewalt.^) Der Staatswille ist Herr- 
scherwille, und überall da, wo ein politisches Gebilde 
mit ursprünglicher Herrschermacht ausgestattet ist, haben 
war einen Staat im Rechtssinn.^) Jede körperschaft- 
liche Einheit hat ihre Organisation, die sie mit den nötigen 
Organen ausstattet zur Gewinnung eines einheitlichen 
Willens. Das Moment der Herrschaft ist es, das der 
staatlichen Organisation ihr Charakteristikum auf- 
drückt.^) „Herrschen ist das Recht, freien Personen 
(und Vereinigungen von solchen) Handlungen, Unterlas- 
sungen und Leistungen zu befehlen und sie zur Befol- 
gung derselben zu zwingen."*) Im Privatrecht giebt es 
keine Herrschaft über Personen.^) Der Staat, der Refehle 
erteilt, hat das nur ihm gebührende Recht, seine Befehle 
zu erzwingen. Sobald der Private zur Durchsetzung seiner 



Jellinek, I S. 386 ff. 

2) Lab and, I S. 53: „Die juristische Persönlichkeit des Staates besteht 
darin, dass der Staat eigene Herrschaftsrechte behufs Durchführung 
seiner Aufgaben und Pflichten und einen selb ständigen Herrschaftswillen 
hat." — Jellinek, I S. 446: „Wesentliches Merkmal des Staates ist Dasein 
einer Staatsgewalt. Staatsgewalt ist aber nicht weiter ableitbare Herrscher- 
gewalt, Herrschergewalt aus eigener Macht und daher zu eigenem Recht. 
Der umfang dieser Herrschergewalt ist für ihr Dasein ganz gleichgültig. 
Wo ein Gemeinwesen aus ursprünglicher Macht und mit ursprüglichen 
Zwangsmitteln Herrschaft gemäss einer ihm eigentlichen Ordnung zu üben 
vermag, da ist ein Staat vorhanden." — Eigenes Herrschaftsrecht ist nicht, 
wie Seydel, Kommentar S. 8 meint, identisch mit Souveränetät. 

^) So unterscheidet Jellinek, I S. 386 herrschende und nicht heiT- 
flchende Verbandsgewalten; Staatsgewalt ist herrschende Gewalt. Ebenso 
Laband, s. u. S. 10 N. 1. — Anders Rosin, S. 296 ff. und Hsenel, Staatsrecht 
I S. 78 ff. und 800, die auch anderen als staatlichen Verbänden, insbesondere 
Gemeinden, Herrschaft zuschreiben; ähnlich auch G. Meyer, Staatsrecht 
S. 11; ferner Gierke, z. B. in Schmollers Jahrbuch VII (1883) S. 1164; 
P reu SS, S. 174 ff; Brie, Theorie S. 10; vcrgl. hiergegen Laband und 
Jellinek (s. u. S. 10 N. 1 und 3). 

*) Laband, I S. 64. 

*) Auch die privatrechtliche Korporation herrscht nicht über ihre 
Mitglieder; vergl. Jellinek, I S. 386 ff. Nur historisches Residuum ist die 
Pamiliengewalt des Vaters. 
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Ansprüche und Befehle des Zwanges bedarf, muss er sieb 
an den Staat wenden. Nur der Staat hat Befehls- und 
Zwangsrecht, also Herrschaft, und hierin liegt das Kriterium 
der Staatsgewalt.^) 

Nun üben freilich auch Verbände im Staat Herr- 
schaftsrechte aus; so insbesondere Gemeinden. Deren 
Herrschaftsrecht ist aber ein vom Staat abgeleitetes.^) 
Der Staat hat ihnen seine Herrschergewalt entweder de- 
legiert, oder er hat schon bestehende Herrscherrechte 
anderer Verbände bei deren Unterordnung unter seine 
Gewalt durch Anerkennung bestehen lassen. Das Resultat 
ist in beiden Fällen dasselbe, stets leitet der untergeord- 
nete Verband seine Herrschaft aus der Staatsgewalt ab. 
Er hat sie nicht kraft eigenen, ursprünglichen Rechts, 
sondern weil sie dem Staat, dem er angehört, zu eigen ist, 
und der Staat sie ihm überlässt. Die Gemeinde übt Herr- 
schaft nur im Namen des Staates aus, nicht ihr Herr- 
schaftsrecht, sondern das des Staates.^) 

Das eigene Herrschaftsrecht des Staates kommt zu 
seinem deutlichsten Ausdruck in dem Rechte der Selbst- 
organisation.*) Denn es äussert sich die Staatsgewalt 
durch Organe; „eigene Organisation und die mit ihr ver- 
knüpfte Machtverteilung ist das erste Merkmal, um den 
Staat vom nichtstaatlichen Verbände zu trennen.*^ ^) Die 
Herrschaft des Staates und ihre Organisation treten zu 
Tage in den staatlichen Funktionen der Gesetzgebung, 



*) Zu den obigen Bemerkungen vergl. Jellinek, I S. 158 f. und 
386 ff.; Gesetz und Verordnung S. 190 ff.; System S. 204 ff. und 270 ff.; 
Staatsfragmente S. 264 ff,; Lab and, I S. 53 und 61 ff. und im Archiv II 
S. 158 ff.; Liebe, Streitfragen 643. Dass unsere Ausführungen nicht dahin 
missverstanden werden dürfen, als sei das gesamte Walten des Staates 
Herrschen, betont Lab and, I S. 65 und im Archiv II S. 159; auch 
G. Meyer, Staatsrecht S. 13. 

«) Laband, I S. 65 f.; Jellinek, I 390. 

^) Laband, I S. 66; Jellinek, Staatsfragmente S. 264. Vergl. ferner 
ob. N. 1. 

*) Vergl. zu dem Folgenden Jellinek, I S. 446 ff. und G. Meyer, 
Staatsrecht S. 7 f. 

*) Jellinek, I S. 447. 
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der Verwaltung und der Rechtsprechung, die stets auf 
dem eigenen Willen des Staates beruhen^). Der Staat 
lebt allein nach der Ordnung, die er sich gegeben hat; 
ihm kann niemand eine bestimmte Organisation vor- 
schreiben.*) Die Kommunalverbände dagegen haben sich 
so zu organisieren, wie der Staat es will. Sie können 
keine Aufgaben in ihren Wirkungskreis ziehen, ausser der 
Staat gewähre es.^) Vom Staat leitet jeder ihm unterge- 
ordnete Verband seine Stellung im Recht, die Anerkennung 
seines rechtlichen Daseins, seiner Organisation, seiner 
Funktionen ab. Jedes Recht zur Herrschaft und zur Selbst- 
organisation, jede derartige Thätigkeit des unteren Ver- 
bandes ist zurückzuführen auf den Willen des Staates.*) 
Der Staat allein herrscht kraft eigenen Rechts, er 
allein organisiert sich ausschliesslich nach seinem Willen.^) 
„Der Staat ist seiner rechtlichen Seite nach 
die mit ursprünglicher Herrschermacht ausge- 
rüstete Körperschaft eines sesshaften Volkes."^) 



^) Daher die Notwendigkeit für den Staat, eigene Organe für diese 
Funktionen zn besitzen, s. Jellinek, I S. 449 und Staatsfragmente S. 269 f. 

*) Jellinek, Staatsfragmente S. 266 ff. In diesem Sinne hat auch 
der nicht-souveräne Staat die Rechtsmacht über seine Kompetenz ; Jellinek, 
I S. 451 N. 1. 

5) Vergl. G. Meyer, Staatsrecht S. 8 und dort N. 17; Jellinek, 
Staatsfragmente S. 267. 

*) Zorn, Streitfragen S. 311. 

*) Die verschiedenen Ansichten über den Unterschied von Staat und 
Gemeinde sind kurz angeführt bei G. Meyer, Staatsrecht S. 6 ff., vergl. 
auch die dort in den Noten citierte Litteratur; femer Rosenberg, üeber 
den begrifflichen Unterschied zwischen Staat und Kommunalverband, im 
Archiv XIV (1899) S. 328 ff. (die eigene Ansicht S. 361 ff.); Stoeber im 
Archiv I (1886) S. 228 ff. (die eigene Ansicht S. 236 ff.). Vergl. weiter 
Rehm S. 28 ff.; Tezner S. 220 f.; Gierke, in Schmollers Jahrbuch VII 
S. 1166 f. Diejenigen Schriftsteller, die die Souveränetät als ein dem Staate 
wesentliches Merkmal erachten, sehen darin den Unterschied zwischen Staat 
und Gemeinde ; vergl. unten die Schlussnote zn § 5. Das Zweckmoment stellen al& 
unterscheidendes Kriterium hin Brie, Theorie S. 11 ff. und Rosin, S. 284 ff.; 
vergl. dagegen Lab and, I S. 63 f. und im Archiv II S. 317 ff.; Borel, 
S. 89 ff.; Le Für, S. 366 ff.; Zorn, Beiträge S. 469 f ; Stengel, S. 773 ff. 
Vergl. ferner Arndt, S. 39. Ueber Preuss vergl. Rehm, S. 112. 

ö) Jellinek, I S. 161 und 393, auch 159. 
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Aus der juristischen Persönlichkeit des Staates folgt, 
-dass' das Subjekt der Staatsgewalt, des im Staate gel- 
tenden Herrscher willens, nur der Staat selbst sein 
kann.^) Es giebt keine ausserhalb des Staates stehende 
-selbständige Person, die als solche staatlichen Willen hat; 
nur als Organ im Staate, als Teil des Staates kann 
der Einzelne Staatswillen erzeugen.^) 



§ 3. 2. Die beiden Staatsgewalten Im Bundesstaate. 

Eine solche Gewalt, wie war sie als Staatsgewalt 
bestimmt haben, findet sich im Bundesstaate sowohl 
beim Gesamtstaat wie bei den Gliedstaaten.^) 

Die Staats gewalt des Bundes ist eine echte St aats- 
ge walt^), versehen mit allen Merkmalen einer solchen. Sie 
herrscht über ein Volk auf einem abgegrenzten Territorium 



^) Lab and, I S. 89 und die dort N. 1 Citierten. — Dagegen vertritt 
Seydel (vergl. z. B. Grundzäge S. 4 und in Annalen 1898 S. 331 ff.) die 
Ansieht, dass der Staat nur Objekt eines ausser ihm stehenden Herrscher- 
willens sei. Wie Seydel die bei G. Meyer, Staatsrecht S. 12 N. 8 Citierten. 
Vergl. dagegen neuestens Jellinek, I S. 129 ff. und 146 ff. — Die juristische 
Persönlichkeit des Staates anerkennt die weitaus überwiegende Mehrheit der 
'Staatsrechtslehrer. Die notwendige Voraussetzung ist natürlich, dass man 
den Begriff der juristischen Peison überhaupt gelten lässt. Vergl. Hsenel, 
in Annalen 1877 S. 79 und Studien I S. 57 ff. 

2) Jellinek, I S. 159 und System S. 213. Darum ist es unzu- 
lässig, einen Träger der Staatsgewalt als über den Organen stehend an- 
zunehmen. Träger, Inhaber der Staatsgewalt ist allein der Staat. Vergl. 
Jellinek, I S. 506 ff; Le Für, S. 359, 419 f., 603 ff.; Borel, S. 19 ff. 
und 145 ff. ; Hilty, im Archiv II S. 285. Bezeichnet man das höchste Organ 
des Staates als Träger der Staatsgewalt, so ist damit nur eine Benennung 
gewonnen. Auch der Monarch und das Volk, wenn sie staatlichen Willen 
äussern, staatliche Handlungen vornehmen, sind Organe des Staates. Anders 
G. Meyer, Staatsrecht S. 15 f. und die dort Genannten, 

3) Vergl. Stengel, s! 1143; Kosin, S. 276; 0. Mejer, Einleitung 
S. 25. Vergl. auch unten § 7 und § 13. 

*) Blumer-Morel, S. 9 f.; Laband, I S. 83 ff. in Anwendung auf 
4as deutsche Reich und Trieps, S. 101 ff. Anders Seydel, s. u. die 
^Schlussnote zu § 5. 



— 13 — 

und niemand im Bundesstaat kann sich diesem Staatswillen, 
entziehen. Der Gesamtstaat befiehlt und hat die Mittel 
in der Hand, diese Befehle zu erzwingen. Seine Herrscher- 
macht ruht bei ihm allein; kraft eigenen, ursprünglichen 
Rechtes übt er alle seine Hoheitsrechte aus, gemäss den 
Grundsätzen, die er sich selbst in seiner Verfassung gesetzt 
hat. Diese Verfassung ist der Ausfluss seines Rechtes, sich 
selbst organisieren zu können. Keine Macht ausser ihm 
hat ihn geschaffen und organisiert, in seinen eigenen 
Willen ist alle seine staatliche Gewalt gestellt. 

Ebenso im Einzelstaat. ^) Auch dieser verbindet 
das Volk seines Gebietes kraft seiner Staatsgewalt 
zum einheitlichen Staatsganzen. Seine Gewalt ist ur- 
sprüngliche Herrschermacht^), er verpflichtet seine Unter- 
thanen von sich aus zum Gehorsam gegen ihn, ohne sich 
dabei auf einen anderen Willen stützen zu müssen. Er 
organisiert sich nach eigenem Willen, seine Verfassung 
giebt er sich allein und diese ist nicht abhängig in ihrem 
Rechtsbestande von einer anderen Gewalt.^) 

Da der Bundesstaat seine natürlichen Substrate in 
Land und Leuten der Gliedstaaten hat, so ergiebt sich,^ 
dass je zwei Staatsgewalten, die des Gesamt- und die 
des Einzelstaates, über die gleichen Territorien und In- 
dividuen herrschen.*) Dies ist darum möglich, weil jede 
der beiden Herrschergewalten je ein verschiedenes Gebiet 
menschlicherThätigkeit sich unterordnet. In jenen Sphären, 
wo die Bundesstaatsgewalt gebietet, ist die Gliedsstaatsge- 
walt ausgeschlossen; diese kann mit ursprünglicher Herr- 

^) Brie, Theorie S. 106 ff. Die abweichenden Meinungen s. u. in 
der Schlussnote zu § 5. 

2) 0. Mcjer, Einleitung S. 28. 

^) Für die deutschen Einzelstaaten Lab and, I S. 98 ff. Der Begriff 
der Selbstherrschaft und Selbstorganisation wird nicht zerstört dadurch, 
dass er an gewisse Schranken gebunden ist. Wenn nur innerhalb dieser 
Schranken das Herrschaftsrecht ein ursprüngliches, nicht weiter ableitbares 
ist. Vergl. hierüber G. Meyer, Staatsrecht S. 8 N. 17; Jellinek, I S. 447 
und Staatsfraginente S. 268. 

*) 0. Mayer, deutsches Verwaltungsrecht II S. 462. In der Erklärung 
für eine solche Möglichkeit weicht Mayer von uns ab. 
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5chermacht alle diejenigen Zweige des menschlichen Lebens 
ergreifen, welche jene ihrer eigenen Regelung nicht unter- 
zogen hat.^) Nun aber erhebt sich die Frage nach dem 
Verhältnis der beiden Gewalten zu einander; welche von 
ihnen bestimmt die Grenze, die die andere nicht über- 
schreiten darf und kann? Die Antwort hierauf giebt der 
Entscheid darüber, welche der beiden Gewalten die sou- 
veräne ist. 



II. Sou^eränetät und Bundesstaat. 

§ 4. I. Der Rechtsbegriff der Souveränetät.^) 

Souveräne tat war zunächst ein politischer Begriff 
und hat sich dann in der Folge zu einem Rechtsbegriff 
ausgebildet.^) Er wird hervorgerufen durch den Gegen- 
satz der Staatsgewalt zu den anderen Gewalten.^) Jean 
Bodin hat diesen Verhältnissen den wissenschaftlichen 
Ausdruck verliehen.^) Die Staatsgewalt, wie Bodin sie 



^) Jellinek, Staatenverbindungen S. 278. 

^) Die neueste rechtsliistorische und dogmatische Untersuchung über 
den Souveränetätsbegriif stammt von Jellinek, I S. 394 ff. Vergl. ferner 
Staatenverbindungen S. 16 ff., Gesetz und Verordnung S. 197 ff.; Lab and, 
I S. 67 ff. und die dort in N. 2 Citierten; Rehra, S. 40 ff.; G. Meyer, 
Staatsrecht S. 4 ff. und 16 ff. und die dort in N. 1 Citierten; Hsenel, 
Studien I S. 149 und Staatsrecht I S. 108 ff.; Stengel, S. 765 ff.; Le Für, 
S. 354 ff.; Gareis, S. 28 ff; Zorn, I S. 62 ff., Streitfragen S. 292 ff., Bei- 
träge S. 453 ff.; Borel, S. 12 ff.; Bartsch, S. 7 ff. und 50 ff.; Preuss, 
S. 100 ff.; Brie, Staatenverbindungen, in Grünhuts Zeitschrift XI (1884) 
S. 90 ff.; Rosin, S. 262 ff.; Liebe, Studien I S. 7 ff.; Seydel, Bundes- 
staatsbegriff S. 185 ff. 

3) Jellinek, I S. 394. 

*) Kirche, Kaisertum, Lehenswesen. Jellinek, I S. 399. 

^) Jellinek, I S. 411 ff.; Borel, S. 16; Seydel, Bundesstaatsbe- 
griff S. 192. 
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im Hinblick auf den französischen Staat charakterisierte, 
trat den anderen Mächten als höchste und oberste 
gegenüber, unterschied sich von ihnen durch die Eigen- 
schaft der suprema potestas, der Souveränetät. 
Bodins Fehler war nur, dass er glaubte, dieses Merkmal 
a-ls ein allgemeines, jeder Staatsgewalt wesentliches hin- 
■stellen zu dürfen, weil es in dem Staat, der die Basis 
seiner Betrachtungen bildete, nun einmal vorhanden war. 
Auch nach ihm hat lange die wissenschaftliche Behand- 
lung des Staates sich immer den Einheitsstaat, der freilich 
stets souverän ist^), zum Muster genommen.^) So erklärt 
es sich, dass man die Souveränetät als Essentiale des 
Staates auflfasste und den Begriff der Souveränetät identi- 
fizierte mit dem der Staatsgewalt.^) Diese Ansicht hatte 
so feste Wurzeln gefasst, dass man lange die' beiden Staats- 
gewalten im Bundesstaate, weil sie Staatsgewalten waren,- 
als souverän bezeichnete. Unter Zuhülfenahme des in 
sich widerspruchsvollen Begriffes der geteilten, beschränk- 
ten Souveränetät betrachtete man Gesamt- wie Gliedstaat, 
jeden innerhalb seiner Sphäre, als souverän.*) 

Diese lange Zeit herrschende Lehre hat heute einer 
anderen Platz gemacht. Souveränetät ist nicht identisch 
mit Staatsgewalt; mit dem Ausdruck Souveränetät ist 
nicht die Staatsgewalt überhaupt, sondern nur eine be- 
stimmte, aber nicht wesentliche Eigenschaft einer Staats- 
gewalt bezeichnet.^) Souveräne Gewalt ist höchste, 
oberste Gewalt.^) Souveränetät ist lediglich ein Ver- 



G. Meyer, Staatsrecht S. 19. 

2) So erklärt Haenel, Staatsrecht I S. 802: „dass die Einzelstaaten, 
gemessen am Einheitsstaat, Staaten nicht sind"; vergl. dazu Jelli- 
nek, Staatsfragmente S. 265 N. 1 und Seydel, Kommentar S. 7, und Die 
neuesten Gestaltungen des Bundesstaatsbegriffes, in Annalen 1876 S. 642 f. 

') So heute noch Seydel, Bundesstaatsbegriff S. 190, Vorträge, in 
Annalen 1898 S. 333 und Zorn, I S. 62 ff., Streitfragen S. 309, Beiträge 
S. 47.5 ; auch Hae nel, Staatsrecht I S. 113 und 798, und deren Anhänger. 
Vergl. ferner die bei G. Meyer, Staatsrecht S. 5 N. 3 Citierten. 

*) Jellinek, I S. 443. 

*) Jellinek, I S. 430; Laband, I S. 60. 

«) Jellinek, I S. 432; Laband, I S. 53 und 68. 
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hältnisbegriff, der ausdrückt, dass von mehreren Ge- 
walten eine die höchste ist.^) Ihr einen bestimmten, posi- 
tiven Inhalt zu geben, ist nicht möglich.^) Als Superlativ 
lässt der Begriff der Souveränetät keine Steigerung und 
keine Verminderung zu; eine Gewalt kann nur entweder 
souverän oder nicht souverän sein.^) 

Nicht aber ist die Souveränetät schrankenlos in 
dem Sinne, dass ihr überhaupt keine Grenzen gegeben 
wären. Souveränetät ist ein Rechtsbegriff und darum 
nur innerhalb rechtlicher Regelung denkbar. 
Die souveräne Gewalt steht nicht über der Rechtsord- 
nung, auch sie muss die Normen, die sie sich gesetzt 
hat, beobachten. Die Anarchie liegt ausserhalb der recht- 
lichen Möglichkeiten. Auch dem souveränen Staat ist eine 
Rechtsordnung wesentlich; „der Staat kann zwar wählen, 
welche Verfassung er habe, er muss jedoch irgend eine 
Verfassung haben. "^) 

Als höchste Macht kann die souveräne Gewalt durch 
keinen ausser ihr liegenden Willen gebunden und ver- 



Hgenel, Staatsrecht IS. 114 f. 

2) Jellinek, I S. 441. 

^) Lab and, I S. 68 und Jellinek, I S. 452 und die bei diesea 
Citierten. — Es kann somit keine halbe, verminderte, beschränkte, abhängige^ 
geteilte, fragmentarische, relative Souveränetät geben. Ueber diese Begriffs- 
bestimmung herrscht seit S e y d e 1 s Abhandlung (1872) nahezu Einstimmig- 
keit (vergl. Seydel, Kommentar S. 6, Lab and, I S. 59 N. 1 und Preuss,. 
S. 41). — Dagegen kennt noch Gareis, S. 31 eine einschränkbar e^ 
Stengel, S. 781 ff. eine relative Souveränetät; von einer geteiltea 
Souveränetät spricht noch Rümelin in Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd.. 
39 (1883) ; Spalinger, Einige Kapitel etc. S. 10 ff. konstruiert eine 
„staatsrechtliche Halbsouveränetät." Gegen diese und andere 
unhaltbare Ansichten vergl. Laban d, I S. 60 N. 1 und 68 N. 2 und 3 
und im Archiv II S. 316^; G. Meyer, Staatsrecht S. 5 N. 3; Rehm, S. 
63 ff. und 1.09; Jellinek, I S. 452 und die dort N. 2 Citierten. 

*) Jellinek, I S. 434. Vergl. zu dem Obigen überhaupt Jellinek, I 
S. 431 ff., dessen Ausführungen wir hier wiedergegeben haben; ferner 
Staaten Verbindungen S. 36; Rehm, S. 146 ff.; Borel, S. 33; Liebe, Stu- 
dien I S. 14 und Streitfragen S. 634; Schulze, I S. 17 f.; Haenel, 
Staatsrecht I S. 114 ff. — Anders Seydel, z. B. Kommentar S. 9 f. ; 
Zorn z. B. in Annalen 1889 S. 348 f ; Bansi, S. 679 ff. 
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pflichtet werden ; als ein rechtlicher Regelung notwendig 
unterworfener Begriff ist sie an bestimmte Schranken 
gehalten, die aber ausschliesslich durch ihren eigenen 
Willen gezogen werden können.*) Souveränetät ist mithin 
Kompetenz-Kompetenz; der souveräne Staat hat 
die Rechtsmacht über seine Kompetenz.*) Die souveräne 
Macht setzt allein sich ihre Rechtsregeln und kann diese, 
ohne durch eine andere Macht beschränkt zu sein, von 
sich aus ändern, aber auch nur gemäss den von ihr hier- 
über geschaffenen Normen.®) 



§ 5. 2. Der Bundesstaat als souveräner, der Gliedstaat 

als nicht-souveräner Staat/) 

Welche der beiden Staatsgewalten im Bundesstaate 
ist nun die souveräne? 

Die Frage ist entschieden, sobald wir feststellen 
können, dass die eine Gewalt am Machtbereich der an- 
deren eine unübersteigliche Schranke hat. Eine solche 
Schranke besteht für den Gliedstaat. Dieser hat zwar 
eigene staatliche Gewalt, aber er kann diese nie aus- 
dehnen auf ein Gebiet, das der Bundesstaat für sich in 
Anspruch nimmt. Der Bundesstaat dagegen kann seine 
Kompetenz auch auf Kosten der Macht des Gliedstaates 
erweitern; er kann seine Herrschaft auf ein Feld aus- 
dehnen, über das bisher der Gliedstaat geherrscht hat, 
und dieser muss weichen. So ist die Bundesstaatsgew^alt 



*) Jellinek, I S. 438 und seine dort citierten Schriften; Lab and, 
I S. 68; Liebe, Studien I S. 10. 

^) Hsenel, Studien I S. 149; fenier Laband, I S. 59 und die dort 
Jh. 3 citieite Litteratur; auch die bei G. Meyer, Staatsrecht S. 20 N. 12 
Citierten; Meyer selbst ist anderer Ansicht. — Vergl. aber auch Jellinek, 
I S. 451. — Gegen Rosin, S. 271 ff., der wie Meyer die Kompetenz- 
Kompetenz nicht als Konsequenz der Souveränetät gelten lässt, vergl. 
Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 197 N. 10; Brie, Theorie S. 104 f.; 
Borel, S. 44 ff., 55 und 64; Zorn, Beiträge S. 465 ff. 

3) Le Für, S. 443. 

*) Näheres unten § 9 und § 13. 2 
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die höchste, sie kann nur durch ihren eigenen Willen 
gebunden werden. Der Gliedstaat dagegen besitzt diese 
höchste Macht nicht, denn er kann nie seine Zuständigkeit 
auf ein Gebiet erstrecken, das der Bundesstaat sich bereits 
unterworfen hat. Der Bundesstaat ist souverän, 
der Gliedstaat ist es nicht. Souveränetät ist kein 
wesentliches Merkmal des Staates, es giebt nicht-souveräne 
Staaten.^) 

Staaten aber sind die Gliedstaaten, trotzdem ihnen 
die Eigenschaft der Souveränetät mangelt. Sobald ein 
Gemeinw^esen über einen Zweig der Lebenssphäre freier 
Menschen ursprüngliche Herrschaft ausübt, haben wir 
es mit einem Staat zu thun. Alle anderen Gebiete des 
Individuums können seiner freien Disposition anheim- 
^estellt sein, oder sie können der originären Gewalt 
^ines anderen Verbandes unterliegen. Dann ist auch der 
zweite Verband Staat, wenn er herrscht in Be- 
zug auf jene Gebiete, und wir haben zw^ei Staaten mit 
rechtlich getrennten Kompetenzen. Dabei ist dann die- 
jenige staatliche Macht die souveräne, die die Grenzen 
zwischen den beiden Gewalten absteckt und verschieben 
kann, und die den Vorrang vor der andern geniesst, so 
dass diese andere nur da herrschen kann, wo die erste 
nicht schon gebietet. Darum ist diese zweite Gewalt 
zwsiV Herrschergewalt, aber nicht souverän. 
Soweit der nicht-souveräne Staat freien Spielraum hat, 
leitet er seine Herrschaftsbefugnisse nicht vom souveränen 
ab,' sondern schöpft sie aus sich selber. Sein staatliches 
Dasein geniesst der Gliedstaat nicht durch den Willen 
des Bundesstaates, sondern weil er selbst sich mit 
staatlicher Gewalt ausgestattet hat. So ist es wieder das 
eigene Herrschaftsrecht, das auch den Gliedstaat im 
Bundesstaate vom blossen Kommunalverband scheidet. 



*) Zu diesen und zu den folgenden Erörterungen sind zu vergleichen : 
Jellinek, I S. 441 — 452, Staatenverbindungen S. 36 — 58, Gesetz und Ver- 
ordnung S. 200 ff., Staatsfragmente S. 265 ff.; La band, I S. 60—67; 
Kosin, S. 274 ff.; Brie, Theorie S. 104 und 112; Geffcken, S. 11; G. 
Meyer, Staatsrecht, S. 42 f. und die dort N. 15 Citierten. 
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Freilich kann der souveräne Staat die Herrschafts- 
rechte des nicht-souveränen sich aneignen. So lange 
dies aber nicht geschehen ist, bleibt eben der untere 
Verband Staat, mag der Bereich seiner Herrschaft noch 
so gering sein.*) 



^) Die Lehre von der Souveränetät des Staates hat bei der Konstruktion 
des Bundesstaatsbegriffes stets eine grosse Rolle gespielt. Die heute herr- 
schende Ansicht scheidet zwischen souveränen und nicht-souveränen Staaten ; 
vergl. Jellinek, I S. 704 N. 1 (anders Bansi, S. 661 unter Berufung 
auf die in der Anmerkung genannten Autoren) und betrachtet die Olied- 
Staaten als nicht-souveräne Staaten, den Gesamtstaat als souverän; so 
Laband, Jellinek, G. Meyer, Behm, Brie, Rosin u. A. (vergl. die 
früher citierten Stellen.) Eine Anzahl anderer Autoren hält dagegen an 
der Souveränetät als einem wesentlichen Merkmal des Staates fest. Daraus 
folgert Seydel (vergl. die bei Jellinek, I. S. 704 X. 2 citierten Stellen), 
dass der Bundesstaatsbegriff überhaupt zu verwerfen sei; was man als 
Bundesstaat bezeichne, sei für die juristische Logik Staatenbund. Zorn, 
Borel, Le Für (vergl. bei Jellinek, I S. 704 N. 3) jedoch leugnen, 
dass der Bundesstaat sich aus nicht-souveränen Staaten zusammensetze; 
Staat sei vielmehr nur der Gesamtstaat, weil nur er souverän sei ; er zeichne 
sich aber aus durch eine föderative Organisation; die Gliedstaaten, weil 
nicht souverän, seien nicht Staaten im juristischen Sinn. Nach Haenel, 
O. Mayer, Gierke, Bornhak u. A. (vergl. bei Jellinek, 1 S. 704 N. 4 
und Laband, 1 S. 77 N. 1) sind die Gliedstaaten nicht souverän und 
darum auch keine Staaten, sondern bloss staatsartige Gemeinwesen; der 
Gesaratstaat dagegen ist souverän; weil er aber aus den Gliedstaaten sich 
zusammensetzt, durch diese in seinem staatlichen Wirken ergänzt wird, 
für sich allein auch nicht Staat im vollen Sinne; Staat schlechthin ist 
vielmehr nur der Bundesstaat als die Totalität des Gesamtstaates und der 
Gliedstaaten. Gareis und Stengel (vergL oben S. 16 N. 3) endlich er- 
klären die Souveränetät zwar als wesentliches Merkmal des Staates, charak- 
terisieren sie aber dabei als einschränkbar oder als bloss relativen Begriff; 
in diesem Sinne seien sowohl der Gesamtstaat als auch die Gliedstaaten 
souveräne Staaten. — Preuss in seinem citierten Werke (ähnlich auch 
Affolter, Grundzüge S. 11) will den „romanischen" Begriff der Souveränetät 
aus dem Bundesstaatsrecht ganz entfernen; vergl. dagegen Laband, I 
S. 69 N. 2 und S. 81 N. 2 und die dort Citierten; ferner G. Meyer, 
Staatsrecht S. 18 N. 6; Stengel, S. 776 f.; Jellinek, I S. 431; Bansi, 
S. 674 ff.; Bornhak, S. 9 N. 2. 

Die Theorien der angeführten Autoren sind mit spezieller Litteratur- 
angabe erörtert und kritisch beleuchtet bei Laband, I S. 55 ff., bes. 58 ff., 
83 ff.; femer bei Rehm, S. 107 ff., wo die Anhänger der verschiedenen 
Auffassungen fast erschöpfend aufgezählt sind; bei G. Meyer, Staatsrecht 
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S. 5 N. 3, S. 6 N. 4, 5 und 6 und S. 42 N. 15 ; eingehende Kritiken auch 
in den Schriften von Borel und Le Für. Vergl. auch Haenel, Staatsrecht 
I S. 200 ff. und 205 ff. und 799 ff.; Stengel, a. a. 0.; Blumer-Morel, 
I S. 1 ff. 

Arndt, a. a. 0. S. 40 lehnt sich in eigenartiger Formulierung an 
Hsenel an. Auch dem „dualistischen Staatswesen" von Fisk, S. 57 ff. 
liegen die Hsenel'schen Gedanken zu Grunde; vergl. Rehm, S. 123. 



ZWEITES KAPITEL. 



Die rechtliche Natur des schweizerischen 

Bundesstaates. 



§ 6. I. Unitarisches und föderatives Prinzip. 

Unter dem Bundesvertrag vom 7. August 1815 waren 
die zweiundzwanzig Kantone der schweizerischen Eid- 
genossenschaft als souveräne Staatswesen zu einem Staa- 
tenbunde vereinigt. Mit dem 12. September des Jahres 
1848 trat an die Stelle dieses Vertrages eine Verfassung, 
die den alten Staatenbund vernichtete und ein neues 
selbständiges Staatswesen schuf, den schweizerischen 
Bundesstaat.^) Als selbständiges politisches Gemein- 
Avesen erhebt sich der Bund über den Kantonen, ohne 
diese ihres staatlichen Charakters zu entkleiden. 

Zwei fundamentale Prinzipien sind es, die das Wesen 
des Bundesstaates ausmachen: als Staat, als Rechtssub- 
jekt ist der Bundesstaat unterschieden von dem bloss 
vertragsmässigen Staatenverband ; ^) als ein Bund von 
Staaten dagegen hebt er sich ab vom Einheitsstaat *). Der 
Bund ist einmal echter Staat; Land und Volk der Eidge- 
nossen sind durch eine Staatsgewalt zu einer einheit- 
lichen, staatlichen Organisation zusammengefasst. So- 



Die Gründung des schweizerischen Bundesstaates schildert Fleiner, 
a. a. 0. Hier sind die Gründungsvorgänge einer rechtlichen Beurteilung 
unterzogen. — Vergl. auch Blumer-Mo re 1,1 S. 149 ff. und Brie, Theorie 
S. 133 ff. 

2) Lab and, I S. 51—58. 

8) Brie, Theorie S. 24 und 95 f.; Le Für, S. 589; Rehm, S. 
87 und 99. 
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dann ist er auch Bund; er setzt sich zusammen aus 
Staaten, den sogenannten Kantonen, die bei der Her- 
stellung des über ihnen stehenden höhern Staatswillens 
thätig mitwirken. 

Man kann das erste dieser beiden Prinzipien be- 
zeichnen als das unitarische, das zweite als das föderale, 
föderalistische, föderative.^) Zunächst ist damit freilich 
bloss ein politischer^) Gegensatz ausgedrückt, aber in 
dem erörterten Sinne lassen sich diese Benennungen sehr 
wohl auch als staatsrechtliche verwenden-. Die Rechts- 
ordnung des Bundesstaates, die Bundesverfassung, giebt 
dem Bunde seine eigene staatliche Organisation, zugleich 
aber liefert diese Verfassung die rechtliche Grundlage 
einer Föderation von Staaten, indem sie diesen letzteren 
einen rechtlich normierten Einfluss bei der Bildung des 
bundesstaatlichen Willens einräumt. So hat der Bundes- 
staat nicht nur einzelne Bürger, sondern auch Staaten 
zu seinen Gliedern.^) Wie der einzelne Bürger kraft 
seiner Mitgliedschaft am Staate berechtigt wird, als Organ 
des Staates den staathchen Willen bilden zu helfen, so 
ist auch der Gliedstaat kraft seiner Mitgliedschaft am 
Gesamtstaate berufen, als Organ des Bundes an dessen 
Herrschaft teilzunehmen. ^) Neben dem Volk des Bundes 
stehen als gleichwertiges Organ die Kantone. ^) Dadurch 
qualifiziert sich die schweizerische Eidgenossenschaft als 
Bundesstaat, dass sie diejenigen ihrer Glieder, die selbst 
Staaten sind, beim Zustandekommen und der Bethätig- 
ung des Bundeswillens zur Mitwirkung heranzieht.^) 



^) Die beiden Ausdrücke braucht häufig Brie, z. B. Theorie S. 118, 
119, 120, 121, 123, auch in Grünhufs Zeitschrift XI (1884) S. 155, 156. 
Auch sonst werden sie in der Litteratur oft angetroffen. 

2) jellinek, I S. 706 N. 2. 

») Hsenel, Staatsrecht I S. 242 «f. 

*) Laband, I S. 57 und 91. 

5) Jellinek, I S. 509. 

^) Sehr energisch betont das föderative Prinzip im Bundesstaate 
Laband, I S. 55 ff., dem sich Reh m, S. 86 und 171 f., auch 0. Mejer, 
Einleitung S. 23, angeschlossen haben. Der Bundesstaat ist eine Unterart 
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des zusammengesetzten Staates (I S. 54 f.). Dieser charakterisiert sich 
dadurch, dass er Staaten und nicht Individuen zu seinen Gliedern hat; 
der zusammengesetzte Staat herrscht über Staaten und erst durch das 
Medium dieser über Individuen. Das Wesen des zusammengesetzten Staates 
besteht in der Mediatisierung der Gliedstaaten, diese sind nach unten Herr, 
nach oben Unterthan. Bundesstaat ist nun derjenige zusammengesetzte 
Staat, in dem die Staatsgewalt der Gesamtheit der Gliedstaaten zusteht. — 
Der Bundesstaat wäre mithin eine Staatenkorporation. Aus dieser Konstruk- 
tion des Bundesstaates ergibt sich das föderative Moment als notwendige 
Folgerung. (Jellinek, Staatenverbindungen S. 285). Aber der Laband'sche 
ßundesstaatsbegriff, lediglich im Hinblick auf das deutsche Reich geschaffen, 
passt nicht auf die schweizerischen Verhältnisse. Lab and spricht auch in 
der Folge (Jellinek, I. S. 703) nur noch von einem Anteil der Einzel- 
Btaaten am Zustandekommen und der Bethätigung des Gesamtstaatswillens 
(ebenso Rehm, S. 8(>), von einer Beteiligung der Gliedstaaten an der 
Herstellung des Gesamtwillens. Diese Formulierung passt denn auch voll- 
kommen für die Schweiz. Laband selbst übrigens sagt, wo er speziell 
auf die Schweiz hinweist (S. 56 N. 1) nur, dass „die Kantone an der 
Bundesgewalt beteiligt" seien. In dieser Ausdrucksweise besteht also voll- 
ständige Uebereinstimmung mit unserer Auffassung. (Vergl. zu dem Gesagten 
auch Jellinek, IS. 703 f. in der Note). — Nicht aber lässt sich, wie 
Rehm, S. 172 dies thut, die Schweiz als eine Staatenkorporation hinstellen. 
Die Fassung des Art. 1 d. B.-V. kann hier für die Rechtswissenschaft 
ebensowenig ausschlaggebend sein, wie sich aus Art. 3 nicht die Souveränetät 
der Kantone juristisch beweisen lässt. Vielmehr ist aus dem Wesen und 
Geist der Bundesverfassung mit aller Deutlichkeit das zu lesen, dass es 
ein schweizerisches Staatsvolk auch in Loslösung von seiner kantonalen 
Gliederung giebt. (Man denke an die Einrichtungen des Nationalrates, der 
direkten Volksgesetzgebung und der Volksinitiative im Bund). 

Kritiken des Lab an d'schen Bundesstaatsbegriffes geben: G. Meyer^ 
in Annalen 1876 S. 656 ff.; Martitz, i. Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. 1876 
S. 555 ff.; Seydel, in Annalen 1876 S. 651 ff. und Kommentar S. 10; 
Haenel, in Annalen 1877 S. 84 ff.; Jellinek, Staatenverbindungen S. 
281 ff.; Gierke, in Grünhuts Zeitschrift VI (1879) S. 221 ff. und in 
Schmollers Jahrbuch VII (1883) S.197 ff. ; Borel, S. 139 ff.; Westerkamp, 
S. 469 ff.; Le Für, S. 641 ff. Vergl. ferner Blumer-Morel, I S. 10 f. 
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§ 7. II. Die staatliche Natur des Bundes. 

Die schweizerische Eidgenossenschaft ist seit der 
Herrschaft der Bundesverfassung von 1848 ein Bundes- 
staat. Die Totah'e Vision des Jahres 1874 hat hieran nichts 
geändert ; die staatsrechtlichen Grundverhältnisse sind 
dieselben geblieben.^) 

Die Bundesverfassung der schweizerischen Eidge- 
nossenschaft ist nicht ein Vertrag von zweiundzwanzig 
souveränen Staatswesen, sondern sie ist das Grund- 
gesetz eines Staates.*) Die Kantone haben sich einer 
selbständigen Staatsgewalt unterworfen, die, als sie ins 
Leben trat, die Urkunde in der endgültigen Fassung vom 
12. September 1848 sich zu ihrer Rechtsordnung genom- 
men hat. Mit dem Momente, wo die neue Staatsgewalt 
ihre Herrschaft zur Geltung brachte und man sich ihr 
unterordnete, bestand sie auch zu Recht.^) Die Kantone 
gehören einem Staate an, der sie als seine Glieder mit 
staatlicher Macht ergreift, bis er selbst sie seiner Gewalt 
entlässt. Ein anderes Ausscheiden als durch den Willen 



^) Fleiner, S. 3; Bluraer-Morel, I S. 203. — Die heute geltende 
Verfassungsurkunde ist datiert vom 29. Mai 1874. Sie ist eine Total- 
revision der Verfassung von 1848. Spätere Aenderungen (nach 1874) sind 
durch einige Partialrevisionen erfolgt. — Für die in der politischen Litteratur 
oft aufgestellte Behauptung, die Schweiz sei seit 1874 ein Einheitsstaat, 
lassen sich juristische Gründe nicht beibringen. 

2) Fleiner, S. 24, 36, 41; Liebe, Streitfragen S. 627. — Ueber 
die staatliche Natur des Bundes sprechen sich aus Blumer-Morel, I S. 
203 ff.; Huber, a. a. 0. S. 181; Liebe, Studien I S. 2 ff. 

^) Gareis, S. 107. — Die Frage, worauf der Staat, speziell der 
Bundesstaat, den Rechtsgrund seiner Existenz zu stützen habe, ist Gegen- 
stand mannigfacher Kontroversen. Die Vertreter der verschiedenen Ansichten 
sind aufgeführt bei G. Meyer, Staatsrecht S. 43 und 163 ff. und bei 
Jellinek, I S. 709 N. 1, 2 und 3 und Staatenverbindungen S. 253 ff. An 
diesen Orten (Das Recht des modernen Staates I auf S. 239 ff.) giebt 
Jellinek seine Ansicht mit eingehender Begründung. Vergl. auch Fleiner, 
S. 26 ff., Le Für, S. 540 ff.; Hsenel, Staatsrecht I Seite 35 ff. — Eine 
ganz eigentümliche Erklärung über den Rechtsgrund der schweizerischen 
Bandesverfassung giebt Robinson, a. a. 0. S. 611 f. 
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des Staates selber giebt es für die Glieder nicht.') Selbst 
ein einmütiger Secessionsbeschluss der Kantone könnte 
nur durch einen Rechtsbruch sich verwirklichen.*) Die 
Verfassung, als ein Gesetz über den Kantonen, kann 
nie bloss durch die Zustimmung aller Kantone geändert 
werden. Ihre Aenderung erfolgt vielmehr allein durch 
dön Bund selbst, auf dem legalen Wege der Ver- 
fassungsgesetzgebung.*) 

Die Bundesverfassung bezeichnet sich in ihren Ein- 
gangsw^orten selbst als Verfassung. Sie ist das Staats- 
grundgesetz der schweizerischen Eidgenossenschaft, des 
Bundes, und enthält die Normen, die bestimmen, auf 
welche Gebiete der schweizerische Bundesstaat seine Herr- 
schaft eistreckt, und in welcher Weise seine Staatsgewalt 
zum Ausdruck kommt. 

Das Gebiet und die Bevölkerung der in Artikel 1 
aufgeführten Kantone bilden die natürlichen Substrate 
des Bundes. Auf die innerhalb dieser räumlichen Schranke 
wohnenden Individuen erstreckt sich die Staatsgewalt 
des Bundes gemäss den Normen seiner Verfassung. Land 
und Volk sind hier zu einer rechtlich organisierten Ein- 
heit zusammengefasst.*) Der Bund hat originäre Herr- 
schaftsgewalt und lässt dieselbe ausüben durch eigene 
Organe der Bundesgewalt, die ihre Kompetenzen nicht 
aus den Kantonen ableiten, sondern selbständig vom 
Bund geschaffen sind.*) Die Bundesverfassung bestimmt, 
auf welche Gebiete menschlicher Thätigkeit diese Herr- 
schaft sich erstreckt und in Bezug auf diese Objekte hat 
der Bund die volle Staatsgewalt. Hierin unterscheidet er 
sich prinzipiell in keiner Wißise vom Einheitsstaat. Auch 
unter den verschiedenen Einheitsstaaten ist der Bereich 



*) Jellinek, I S. 389; Blumer-Morel, I S. 212; Haenel, Staats- 
recht I S. 346 f. 

*) Jellinek, Staatenverbindungen S. 261 und 300; Borel, S. 136; 
Holst, S. 27. 

5) Fleiner, S. 38; Huber, S. 181; Jellinek, I S. 705. 

*) Jellinek, I S. 705. 

*) Lab and, I S. 85 f. 
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der Herrschaft bald enger, bald weiter, ihrem Wesen 
nach ist die Herrschaft stets die gleiche, sie ist volle^ 
echte Staatsgewalt. Der Bundesstaat erscheint von die- 
sem Gesichtspunkte aus nur wie ein Einheitsstaat, in dem 
die Kompetenz der Staatsgewalt sich auf eine kleinere 
Anzahl von Gebieten ausdehnt, als dies sonst der Fall 
ist. Innerhalb des vorgezeichneten Rahmens übt der 
Bund seine P^unktionen als Staat aus. Hier kommt sein 
selbständiger, von der Summe der Willen der ihm ein- 
geordneten Individuen und Verbände losgelöster Staats- 
wille zur Geltung. Kraft eigenen Herrschaftsrechtes, 
ordnet er die ihm unterstellten Gebiete. 

Das Recht der Selbstorganisation, das erste Kenn- 
zeichen einer selbständigen Staatsgewalt, findet in der 
Bundesverfassung ihren unzweideutigen Ausdruck. Im 
zweiten Abschnitt sind die unmittelbaren Organe aufge- 
zählt, deren der Bund zur Ausübung seiner Staatsgewalt 
bedarf, und zugleich ist dort ihre Bestellung vorgezeichnet. 
Diese Organe sind Bundesorgane, nicht eine Zusammen- 
fassung von kantonalen Organen. Wäre letzteres der 
Fall, so müsste der Bundeswille seine vollendetste Gestalt 
in einer einstimmigen Erklärung aller Kantone haben. 
Es bildet sich aber der Bundeswille auf eine Art und 
Weise, der gegenüber auch ein einmütig gefasster Be- 
schluss der Kantone jede Kraft verliert.^) Wenn bei der 
Bildung und Ausübung der Bundesstaatsgewalt auch den 
Kantonen eine Beteiligung eingeräumt ist, so handeln 
diese hier, wie einzelne Individuen im Staatsdienste und 
bei Ausübung der politischen Rechte, nur als Organe de& 
Bundes;^) ihr Wille ist hier Organ wille, also Staatswille- 
des Bundes. 

Im Bund kommen alle die materiellen Funktionen» 
eines Staates durch seine eigenen Organe zur Ausübung. 
Es besteht eine besondere Bundesgesetzgebung, die bei 
Volk und Ständen (als Organen) und bei der Bundesver- 



Laband, I S. 85 f.; Borel, S. 132. 

2) Jellinek, I S. 707, 713 und 714; Borel, S. 36, 57, 66, 132.. 



— 27 — 

Sammlung ruht (B.-V. 118 ff.; B.-V. 89, B.-V. 71 ff.); eine 
besondere Bundesverwaltung, besorgt durch den Bundes- 
rat (B.-V. 95 ff.); eine besondere Rechtsprechung des 
Bundes, ausgeübt durch das Bundesgericht (B.-V. 106 ff".). 
Soweit die staatliche Sphäre des Bundes reicht, bleibt es 
auch ganz ihm allein überlassen, ob er die Kantone als 
territoriale Bezirke berücksichtigt oder nicht, oder ob er 
ihnen die Stellung von Selbstverwaltungskörpern ein- 
räumt. Bundesrechtlicher Regelung unterliegt auch die 
Bemessung des Anteils, der den Kantonen bei der Bil- 
dung des Bundeswillens zugestanden ist. 

Die Bundesstaatsgewalt herrscht über Land und 
Leute; nicht durch das Medium der Kantone, son- 
dern direkt wird sie wirksam den einzelnen Schweizern 
gegenüber.^ Der Bund herrscht nicht über Staaten, viei- 
raehr haben die Kantone aufgehört, Staaten zu sein, weil 
aufgehört zu herrschen, soweit die Zuständigkeit des 
Bundes reicht. Soweit der Gliedstaat Staat ist, wird er 
nicht beherrscht, sondern herrscht selber.^) Soweit aber 
der Bundesstaat Staat ist, herrscht er direkt über seine 
Unterthanen. Das Bundesgesetz richtet sich unmittelbar 
an die Bürger. Wird einer Anordnung des Bundes nicht 
Folge geleistet, so zwingt der Bund den Fehlenden. Mag 
er sich dabei auch des Kantons bedienen, so ist dieser 
doch nur Bundesorgan. Dem Staat Kanton befiehlt der 
Bund nicht, denn der Staat Kanton handelt nach eigenem 
freiem Ermessen, nicht nach fremder Anordnung. Die 
Stellung der Kantone im Bund ist, soweit dessen Staats- 
gewalt geht, gleich der eines Kommunalverbandes.^) So- 

») G. Meyer, in Annalen 1876 S. 662 und Staatsrecht S. 38 f. und 
die dort N. 4 Citierten; Gar eis, S. 106 if. Für die Unionsverfassung 
Holst, S. 25 und Haenel, in Annalen 1878 S. 802 und 804 f. Anderer 
Ansicht Laband, I S. 54 f. und Rehm, S. 171 f.; darüber oben S. 22 
f. N. 6. — Vergl. für unsere Ansicht auch Jellinek, I S. 705 if. und 
für die Schweiz besonders Blumer-Morel, S. 10 f. und 206 f., wo für 
die Richtigkeit unserer Auffassung der Beweis durch Darlegung von Einzel- 
fallen erbracht ist (vergl. auch oben S. 22 f. N. 6). 

2) Jellinek, I S. 707. 

3) Jellinek, I S. 705 und 707; G. Meyer, Staatsrecht S. 40. 
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weil die Heirschafi des Bundes reicht, hatten die Kantone 
ihren staatlichen Charakter eingebüssi. sie sind ent\«'eder 
ganz ausser Thäiigkeii gesetzt «>ler Selbstverwaltungs- 
körper des Bundes.'i In >einem staatliehen Bereiche 
herrscht der Bund über Land und Leute wie der Ein- 
heiLsstaat.*; 

Die schweizerische Eidgenossenschaft, der schweizer- 
ische Bundesstaat, hat also Staatscharakter. Als Staat 
ist der Bund Person. Rechtssubjekt mit selbständigem 
staatlichem Willen. Subjekt dieses Willens kann somit 
allein der Bund selbst sein'), der Bund allein ist Inhaber. 
Trager seiner Staatsgewalt. Nur er kann seinen staatlichen 
Willen bilden und äussern, kein ausser ihm stehendes 
Subjekt kann Bundeswillen hervorbringen. Bedient sich 
der Bund zur Herstellung seines Willens anderer Personen, 
so müssen diese zu Ordnen des Bundes werden: sie 
müssen ihre eigene Persönlichkeit aufgeben und Teil einer 
anderen Person, des Bundes, werden, soll ihr Wille als 
-Staatlicher Wille gelten.*) 



§ 8. HL Der föderative Charakter des Bundes.^) 

Die Unterthanen eines Staates sind regelmässig nicht 
nur einer einzigen Verbandsgewalt unterworfen; ausser 
der staatlichen Einheit bestehen innerhalb derselben und 
ihr untergeordnet noch weitere Verbände, die je eine Mehr- 
heit von Indi\iduen zu juristischen Einheiten zusamraen- 



»j Jellinek, I S. 705, System S. 282. 

*) Jellinek, I S. 707: Gareis, S. 106 und 108. — Nicht aber 
kann, wie Hümelin in Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 39 (1883) S. 200 
meint, die direkte Herrschaft des Bundes über die einzelnen Unterthanen 
als X^:ation des Bundesstaatsbegriffes aufgefasst werden. 

») Laband, I S. 90. 

*) Vergleiche oben S. 12 X. 2 und die dort Citierten; auch unten 
% 15 und 16. 

*) Vergl. die näheren Ausfahrungen in den §§ 14 ff ; dort die Lit- 
terat urangaben. 
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fassen. So gliedert sich der Staat in eine Anzahl von Ge- 
meinden und Kommunalverbänden höherer Ordnung, die 
alle selbst wieder juristische Pei'sönlichkeit besitzen.^) 
Diesen Gemeinwesen ist aber der staatliche . Charakter 
darum abzusprechen, weil ihnen eigene ui'sprüngliche 
Herrschermacht fehlt Nun können aber im Staate auch 
noch ihm untergeordnete andere Verbände vorhanden 
sein, die selbst wieder Staaten sind, indem sie über ihre 
Angehörigen eine eigene, von keiner anderen Macht ab- 
geleitete Hen-schaft ausüben. Dann liegt ein aus Staaten 
zusammengesetzter Staat*) vor uns.') 

Einen solchen zusammengesetzten Staat bildet die 
schweizerische Eidgenossenschaft. Die ihr eingeordneten 
Verbände mit originärer staatlicher Gewalt sind die Kan- 
tone. Sie sind zwar ihrer Souveränetät beraubt, aber 
dennoch Staaten geblieben und als solche dem souve- 
ränen Bundesstaat eingefügt. 

Dazu tritt nun noch ein weiteres Moment, das den 
zusammengesetzten Staat zum Bundesstaat macht. Das 
gegenseitige Verhältnis zwischen dem Bund und den Kan- 
tonen ist nicht derart, dass jeder Teil innerhalb seiner 
Sphäre den anderen einfach als nicht vorhanden ansieht.*) 
Der Bund respektiert viehiiehr die Kantone als Staaten 
und lässt sie an seinem eigenen Staatsleben in mannig- 
facher Weise aktiv teilnehmen. Er berücksichtigt sie als 
Verwaltungsbezirke und weist ihnen die Stellung von 
Selbstverwaltungskörpern zu. Er räumt den ihn zusam- 
mensetzenden Kantonen einen verfassungsmässigen An- 
spruch darauf ein, auch bei der Bundesgesetzgebung mit- 
zuwirken. Die Kantone sind thätige Glieder des Bundes, 



Haenel, Staatsrecht I S. 109. 

^ Gareis, S. 104. 

') So sagt G. Meyer, Erörterungen S. 17 vom Bundesstaat: „er 
ruht auf den einzelnen Staaten, wie der Staat auf den Provinzen und 
Gemeinden". 

*) Wie die früher herrschende Theorie von Waitz und seinen An- 
hängern annahm; vergl. z. B. Rät ti mann, I S. 49. — Vergl. Hfenel,. 
Studien IS. 66; Lab and, IS. 56 N. 2 und S. 59. 
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-sie sind rechtlich befugt, als Bundesorgane im Bunde 
mitzusprechen. 

In diesem letztgenannten Momente kommt nun das 
föderative Prinzip im schweizerischen Bundesstaate 
zur Erscheinung. Im Einheitsstaate ist in der Regel den 
einzelnen Bürgern eine Anteilnahme an der Staatsthätig- 
keit gestattet. Im Bundesstaate aber steht eine solche 
-auch den Staaten als selbständigen Persönlichkeiten, 
die einer souveränen Staatsgev^alt untergeordnet sind, zu. 
Der Kanton ist in eine ähnliche Stellung gerückt wie 
der einzelne Aktivbürger. ^) Es hat der Bund also eine 
doppelte Grundlage, Volk und Kantone^), die beide 
zur Vornahme staathcher Funktionen herangezogen wer- 
den und hierauf ein subjektives Recht haben. Volk und 
Kantone stehen nebeneinander.^) So wird der aus 
Staaten zusammengesetzte Staat, der Bund, auch zura 
Bundesstaat, indem an seinem Staatsleben nicht 
nur die einzelnen Bürger, sondern auch die einzelnen 
Staaten, die Kantone, aktiv beteiligt sind.*) 



1) Lab and, I S. 57 und 91. 

2) Blumer-Morel, I S. 204 und 208; Brie, Theorie S. 109 ff.; 
Oierke, in Schmollers Jahrbuch VH (1883) S. 1163; Le Für, S. 589 f. 
und 643. — Vom „doppelten Urquell aller eidgenössischen Souveränetät, 
dem Volk und den Ständen", spricht der ständerätliche Berichterstatter 
anlässlich der Abänderung der Kevisionsbestimraungen der B.-V., s. B.-Bl. 
1891 I S. 18. — In rechtswissenschaftlichem Sinne ist der Ausdruck „doppelte 
Souveränetät" (den Westerkamp, S. 418 braucht) freilich nicht zu ver- 
stehen. 

^) Die B.-V. rechnet mit diesen beiden Elementen ; sie kennt Kechte 
des Volkes und Kechte der Kantone. Die Nebeneinanderstellung von Volk 
und Kantonen im Bund ist z. B. besonders erwähnt in B.-V, 71 : Unter 
Vorbehalt „der Rechte des Volkes und der Kantone" wird die oberste 
Gewalt des Bundes durch die Bundesversammlung ausgeübt. — Darum 
wird stets, wenn es sich um die Einführung neuer Volksrechte handelt, 
auch die Frage berührt, wie die Beteiligung der Kantone dabei zu gestalten 
sei. Vergl. u. § 32 und die Schlussnote zu § 34. 

^) Vergl. oben S. 39 ff. und dort die Bemerkungen über die Bundes- 
staatskonstruktion Lab and 's. — Eine Erklärung für diese doppelte Grund- 
lage des Bundesstaates giebt Jellinek, Das Recht der Minoritäten S. 28: 
Weil in einer Föderativrepublik auch staatliche Gegensätze existieren, 
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Die Kantone in ihrer Stellung als Organe helfen 
mit, diejenigen Rechtssätze zu schaffen, die vom Bunde 
:ausgehen und in seinem ganzen Bereiche Geltung haben. 
An der normsetzenden Thätigkeit des Bundes als 
•der höchsten Rechtsquelle sind die Kantone beteiligt. 
Durch diese Art der Mitwirkung ist die Bundesnatur 
recht eigentlich gewahrt; auf diese Weise werden die 
Kantone zu Teilnehmern an der Herrschaft des Bundes 
-selbst. Die spezifischen Mitwirkungsrechte der 
Oliedstaaten im Bundesstaate bestehen darin, dass die 
Gliedstaaten als Willensbildungsorgane des Bundes einen 
Anteil am Herrscherwillen des Bundes selbst haben. In 
<iiesem Sinne soll hier von Mitwirkungsrechten der 
Kantone im Bunde gesprochen werden. 

Weil die Mitwirkungsrechte denjenigen Gliedern im 
Staate zustehen, die selbst Staaten sind, darum erscheint 
<ier Bundesstaat als ein Bund von Staaten. Diese nicht- 
•souveränen Gliedstaaten sind kraft der souveränen Bun- 
desgewalt zu einer Einheit zusamriiengefasst. Die Glied- 
«tellung der Kantone ist nun, abgesehen von der Teil- 
nahme an der Bildung der Bundesstaatsgewalt, von 
verschiedenen Gesichtspunkten beherrscht. Eine kurze 
Erörterung derselben wird dazu dienen, eine sichere 
Abgrenzung der Mit wirkungsrechte gegenüber der sonstigen 
Stellung der Kantone im Bunde zu gewinnen, und darum 
geeignet sein, die juristische Eigenart der Mitwirkungs- 
rechte besser hervortreten zu lassen. 



so muss im Bund neben der Volksmehrheit auch eine zweite Ent- 
^cheidungsgewalt da sein, die sich auf die Zahl der Staaten 
gründet. 



DRITTES KAPITEL. 



Die rechtliche Natur des Verhältnisses zwischen 

Bund und Kantonen. 



§ 9. I. Die Souveränetät des Bundes. 

Im Bundesstaat sind mehrere Staaten in der Weise 
vereinigt, dass durch deren Zusammenfassung über ihnen 
eine neue selbständige staatliche Einheit entsteht. Der 
Bundesstaat ist eine staatsrechtliche Staatenverbindung. 
Darum cessieren hier die Sätze des Völkerrechtes zur 
Regelung des gegenseitigen Verhältnisses, und das Staats- 
recht des Bundes muss eingreifen.^) Das im Völkerrecht 
herrschende Prinzip der Gleichberechtigung koordinierter 
Subjekte tritt zurück und das staatsrechtliche der 
Ueber- und Unterordnung wird das massgebende.*) 

Das Verhältnis der Bundes- zur Kantonsstaatsgewalt 
ist das des souveränen zum nicht-souveränen 
Staate. Dem Bunde steht die Kompetenz zu, seinen Herr- 
schaftsbereich nach eigenem Ermessen zu erweitern; er 
hat die sogenannte Kompetenz-Kompetenz.^j Ueber 
ihm giebt es keine Macht, die gegen seinen Willen in 
seine Sphäre eingreifen könnte; ausschliesslich durch 
seinen eigenen Willen ist seine Zuständigkeit begrenzt. 



Hsenel, Studien I S. 240. 

^) Im Verkehr zwischen Bund und Kantonen ist Völkerrecht daher 
ausgeschlossen; Verträge zwischen Bund und Kanton haben nicht völker- 
rechtliche Natur. Vergl. hierüber Triepel, S. 187 und 194 ff. Anders 
Jellinek, System S. 290 und Kehm, S. 28. 

') Für das deutsche Keich vergl. Lab and, I S. 86 ff. und Sonder- 
rechte S. 1505; Loening, Sonderrechte S. 343; Geffcken, S. 11 f. 
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Durch die Kompetenz-Kompetenz ist der Bund als sou- 
veräner Staat gekennzeichnet.^) Auf dem Wege der 
Verfassungsänderung, gemäss B. V. 11-8 fT., kann er 
seinen Machtbereich in rechtlich gültiger und verbindlicher 
Weise über alle Materien erstrecken, die er zur Erfüllung 
seines Zweckes als notwendig erachtet.^) Allein auf dem 
Wege der Verfassungsgesetzgebung des Bundes, allein 
durch das Thätigwerden .der Bundesorgane vollzieht sich 
diese Kompetenzerweiterung.^) Der Widerspruch auch 
sämtlicher Kantone als solcher wäre ohne rechtliche Be-- 
deutung.'*) Vor der staatlichen Macht der Kantone hat 
der Bund nicht Halt zu machen. Bemächtigt er sich 
eines Gebietes, das vorher ein Kanton seiner Gewalt 
untergeordnet hatte, so ist ohne weiteres von nun an 
die Staatsgewalt des Kantons für diesen Bereich aufge- 
hoben, und der Bund hat seine Herrschaft angetreten. 
An der Zustimmung des Kantons bei einem solchen 
Schritte des Bundes ist rechthch nichts gelegen. Einzig 
an die selbstgezogenen Schranken ist die Bundesstaats- 
gewalt, der jede andere Gewalt weichen muss, gebunden. 
Sie ist höchste Macht im Gebiete der Eidgenossenschaft. 
Der Bund ist souverän.^) 

Der Bund kann sich die Erfüllung einer neuen 
Staatsaufgabe zulegen, die er bisher nicht besessen hatte 
und die auch nicht in dem Bereich der Staatsgewalt 
eines Kantons gefallen war, so dass damit die Zuständig- 
keit der Kantone unberührt bleibt. Aber auch die Wirk- 
ung kann eine Kompetenzerweiterung des Bundes haben, 
dass einem oder mehreren^) oder allen Kantonen ein 



^) H«nel, Studien I. S. 149 und Staatsrecht I S. 793; Liebe, 
Studien I S. 9 f. und S. 31; Le Für, S..590 ff. 
^) Jellinek, Staatenverbindungen S. 294 ff. 

3) Blumer-Morel, I Seite 216 f. 

4) Siehe oben S. 26. 

») Blumer-Morel, I S. 208; Bartsch, S. 108; G. Meyer, Staats- 
recht S. 43. 

^) Nämlich dann, wenn nur ein Kanton oder mehrere das betreffende 
Gebiet ihrer Staatsgewalt bisher unterstellt hatten, während die übrigen 

3 
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bestimmtes Gebiet der Zuständigkeit entrissen wird. Diese 
Kompetenzerweiterung auf Kosten der Kantone kann 
soweit gehen, dass den Kantonen gar kein Bereich 
ihrer staathchen Gewalt mehr übrig bleibt, es kann durch 
eine Verfassungsrevision die staatliche Existenz der 
Kantone aufgehoben werden.^) Keine Rechtsnorna 
stünde dem entgegen, solange dabei der rechtlich vor- 
gesehene Weg eben der Verfassungsänderung beobachtet 
wird. Freilich hätte dann der Bundesstaat dem Einheits- 
staat Platz gemacht, es wäre kein aus Staaten zusammen- 
gesetzter Staat, kein Bund von Staaten mehr da.*) 

Aus der Souveränetät des Bundes folgt der Grund- 
satz des unbedingten Vorranges des Bundesrechtes vor 
dem kantonalen Recht^); Bundesrecht bricht kan- 
tonales Recht.^) Mit Inkrafttreten der neuen Bundes- 



Kantone jene Materie nicht staatlich geregelt hatten. — Uebrigens bestünde 
formal-rechtlich auch die Möglichkeit, dass ein Verfassungsartikel einzelnen 
Kantonen eine Kompetenz entzöge, anderen sie beliesse. Le Für, S. 706 ff. ; 
anders Lab and, IS. 105 und die dort in N. 2 Genannten. Vergl. unten N. 2, 

1) Anders Trieps, S. 108. 

*) Lab and, I S. 117 und Sonderrechte S. 1505 f.; Hsenel, Staats- 
Techt I S. 776; Jellinek, I S. 716 und die dort X. 1 Citierten, und 
Staatenverbindungen S. 304 ff.; anders Zorn, I S. 88 und 136 f.; dagegen 
Borel, S. 195 ff. — Können auch einzelne Gliedstaaten als solche ver- 
nichtet werden, während anderen ihre staatliche Existenz gewahrt bleibt? 
Seiner ideellen Kompetenz nach wäre der Bund hierzu befugt. Warum sollte 
die „aus dem Wesen des Bundesstaates sich ergebende Gleichberechtigung" 
einem solchen Vorgehen eher entgegenstehen, als der Umwandlung in den 
Einheitsstaat, wenn doch der legale Weg der Verfassungsänderung beschritten 
wird? Warum sollte auf diesem Wege auch eine solche Ausnahme vom 
Grundsatz der Gleichberechtigung nicht eingeführt werden können, wenn 
Ausnahmen durch spezielle Vorschriften doch gestattet sind? Vergl. hier- 
über Lab and, der anderer Ansicht ist, I S. 105 und 116 ff. und die dort 
Oitierten, ferner Sonderrechte S. 1487 ff.; weiter Loening, Sonderrechte 
S. 337 ff.; Jellinek, I S. 713 und Staatenverbindungen S. 301 ff.; Borel, 
S. 188 ff.; Le Für, S. 706 ff.; Martitz, a. a. 0. S. 571; Trieps, S. 127 
ff. — lieber die Bedeutung des Grundsatzes der Gleichberechtigung vergl. 
auch u. § 14 a. E. 

3) Borel, S. 66; Le Für, S. 593 f.; Jellinek, I S. 715. 

*) In diesem Sinne äussern sich B.-V. 3 und 113, letzter Absatz 
nnd Art. 2 der Uebergangsbestimmungen z. B.-V. — Lab and, I S. 88 ff., 
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Verfassung, vom Momente an, wo die neue Staatsgewalt 
geboren war. war auch alles Recht, das dem Bundesrecht 
widersprach, auf dem ganzen Gebiete des Bundes ausser 
Kraft gesetzt. Dies gilt auch bei allen später entstan- 
denen und noch entstehenden Normen des Bundes. Einer 
ausdrücklichen Erklärung der Kantonsgewalt, dass ihre 
dem Bundesrecht widei'strebenden Sätze aufgehoben seien, 
bedarf es nicht; das widerstrebende kantonale Recht ist 
ipso iure aufgehoben.^) Werden Bestimmungen des 
Bundesrechts in das kantonale Recht aufgenommen, so 
steht dem nichts entgegen; es liegt einfach eine Wieder- 
holung einer bundesrechtlichen Norn^ vor.*) 

Ist es uns gelungen, den Beweis der Souveränetät 
des Bundes darzuthun, so ergiebt sich von selbst, dass 
die Kantone ihre frühere Souveränetät verloren haben. 
Zwei souveräne Gewalten auf demselben Gebiet sind un- 
denkbar. Wo von zwei Gewalten die eine die Grenze 
zwischen den beiden Herrschaftsbereichen zu ziehen be- 
fugt ist, ist diese eben die souveräne Gewalt; die andere, 
die sich fügen muss, und das müssen die Kantone, ist 
nicht souverän. Art. 3 der B.-V.^) braucht zwar noch 
den Ausdruck Souveränetät für Kantonsstaatsgewalt. Aus 
dieser juristisch unrichtigen Bezeichnung aber die Sou- 
veränetät der Kantone ableiten zu wollen, wäre ganz 
unzulässig, wo doch der ganze Aufbau der Bundesvei- 

wo darauf hingewiesen wird, dass dieser Satz den untrüglichen Rückschluss 
zulasse, dass die Gliedstaaten nicht souverän, einer höheren Herrschermacht 
unterworfen seien. Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 261. 

*) Ebenso für die Vereinigten Staaten von Nord- Amerika Holst, S. 26. 

^) lieber die Bedeutung einer solchen Aufnahme bundesstaatlicher 
Eechtssätze im Gesetze der Gliedstaaten vergl. Jellinek, Gesetz und Ver- 
ordnung S. 263 f. 

*) Ebenso spricht B.-V. 1 von den „souveränen" Kantonen. — Auch 
die meisten Kantonsverfassungen halten am alten unrichtigen Sprachgebrauch 
fest; staatsrechtlich vollkommen korrekt dagegen drücken sich aus die Kan- 
tonsverfassungen von Solothurn (1887) in Art, 1 und 2, von Basel-Land 
(1892) § 1 und 2, von Aargau (1885) Art. 1 und 2; ja Thurgau § 1 
spricht schon in der Verfassung von 1869 nicht mehr von der Souveränetät, 
SDndern von der Staatsgewalt des Kantons. 
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ftis'sung für die juristische Autiassung unwiderleglich das 
Gregöhteil beweisen miksöV^) Es erl^lärt sich jene Formu- 
lierung ^us dem zur Zeit der Errichtung der Bundesver- 
fai^sung herrschenden allgemeinen Sprachgebrauch^), den 
%vir heute als falsch und- wissenschaftlich unhaltbar er- 
kannt haben.^) Die Kantone sind nicht souverän.^) 
Infolge der Souvaränetät des Bundes erscheint es 
als ausgeschlossen, dass ein dauernder Konflikt zwischen 
den beiden Staatsgewalten entstehen könnte. Die beiden 
Staaten berühren sieh nicht auf den gleichen Gebieten, 
da die souveräne Macht des Bundes ipso iure in ihrem 
Bereiche die Macht des Kantons zurückdrängt.^) Entstehen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Bund und Kantonen, 
wie weit die Staatsgewalt eines jeden auf Grund der be- 
stehenden Verfassung reicht, dann entscheidet der Bund 
als die souveräne Macht den Streit durch sein richter- 
liches Organ. ^) Dieses erlässt sein Urteil, welches der 
gellende Rechtszustand sei.'') 



') BIumer-Morel, I S. 214; Liebe, Studien I S. 41. 

^) Auf Grund der Lehre von der teilbaren Souveränetät wurde eben 
jeder Staat auch als sauverän bezeichnet. Auch heute nimmt der Politiker 
den Begriif „Souveränetät" nicht so genau. Dem Juristen ist das nicht 
erlaubt; der allgemeine Sprachgebrauch kann ihm keine Stütze bieten; 
Borel, S. 18. 

^) Auf die juristisch unrichtige Ausdrucksweise der B.-V. weisen 
auch hin Borel, S. 182 N. 425, und Bartsch, S. 96 f., woselbst sich Vor- 
schläge zu einer anderen Fassung des Art. 3 finden. 

^) Orelli, S. 97. — Huber, a. a. 0. S. 183 meint, die Souveränetät 
sei nicht untergangen, sondern hätte nur ihre Umwandlung in Autonomie 
erfahren. Dies ist aber Vernichtung der Souveränetät. 

^) Holst, S. 33 f. 

.^) Es ist das ßundesgericht ; B.-V. 113 Z. 1 und B.-Ges. über die Or- 
ganisation d. Bundesrechtspflege v. 22. März 1893 Art. 175 Z. 1 und Art. 176. 

7) 2u dem Obigen vergl. Blumer-Morel, I S. 211; Orelli, S. 26; 
Jellinek, Staatenverbindungen S. 52 und 294; Le Für, S. 594 f. — 
Vergl. aber auch Stengel, S. 1153. 



— ST- 
IL Die Kantone als Glieder des Bundes. 

§ 10. A. Die Teilung der Staatsaiifsrabeu zwischen Band 

und Kautonen im allgemeinen.^) 

Souveränetät und ^Staatsgewalt sind unteilbare Be- 
gritfe; im Bundesstaat ist der Gesamtstaat allein souverän; 
jeder jedoch, Gesamtstaat wie Gliedstaat, hat seine volle 
Staatsgewalt.^) Jeder Staat kann nun aber seine Herr- 
schaft über verschiedene Gebiete ausdehnen; was in dem 
einen Staat staatlicher Herrschaft unterliegt, ist im an-' 
deren der freien Thätigkeit des Individuums anheimge- 
geben. Der Kreis der Staatsaufgaben kann ein engerer 
oder weiterer sein. '*) Wo nun aber, wie im Bundesstaat, 
auf einem Gebiete zwei Staatsgewalten auftreten, da muss 
der Kreis einer jeden so abgegrenzt sein, dass ein Kon- 
flikt der beiden Herrschergew^alten nicht entstehen kann.^) 
Mit andern Worten, es findet eine Teilung der Siaats- 
aufgaben, der Objekte der Staatsgewalt, statt zwischen 
Gesamt- und (jHedstaat. ^) Der Gesamtstaat, beziehungs- 
w^eise der Gliedstaat kann davon absehen, ein gewisses Ge- 
biet seiner staatlichen Regelung zu unterziehen, weil schon 
die andere Staatsgew^alt dieses für dieselben Leute und für 
dasselbe räumliche Gebiet staatlich geordnet hat.^) Poli- 
tische Rücksichten im Verein mit der geschichtlichen 
Entwickelung w^erden die Motive zu der jew^eiligen Ab- 



Vergl. Jellinek, I S. 457 ff. 

2) Nach Stengel, S. 1149 f. hat jeder Teil relative Souveränetät. 

') Die Auffassung von Hsenel (vergl. Laband, I S. 76 ff. ; Jellinek, 
I S. 458 f.; G. Meyer, Staatsrecht S. 39 N. 6) würde zu der Konsequenz 
fähren, dass der Staat, um ein solcher zu sein, eine gewisse Zahl von Aufgaben 
erledigen müsse. Der Umfang einer Staatsgewalt ist aber für ihr rechtliches 
Wesen gleichgültig; Jellinek, I S. 446. 

*) Hsenel, Studien I S. 145. 

^) G. Meyer, Staatsrecht S. 39 f.; Jellinek, I S. 715; Trieps, 
S. 132 ff; Stengel, S. 1143 und 1149 f. — Le Für, S. 596 ff., ausgehend 
von der Voraussetzung, dass Souveränetät gleich Staatsgewalt sei, schreibt 
die Souveränetät quoad substantiam dem Bund allein zu, quoad exercitium 
dagegen erachtet er die Souveränetät gefeilt zwischen Bund und Gliedstaaten. 

^) Jellinek, Staatenverbindungen S. 313 f. und System S. 281 f. 
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grenzung geben. Diejenigen Aufgaben, die besser erfüllt 
werden können durch die einheitliche Regelung eines 
grösseren Ganzen, werden in der Begel dem Gesamtslaate 
zugewiesen sein. Wo dagegen eine Berücksichtigung 
lokaler Verschiedenheiten für die staatliche Thätigkeit 
geboten erscheint, da wird der Gliedstaat die betreffende 
Angelegenheit ordnen. ^) Aber auch auf denjenigen Ge- 
bieten, wo der Bundesstaat kompetent ist, können die 
Kantone doch in der Weise berücksichtigt sein, dass ihnen 
die Verwaltung selbständig überlassen ist, und der Bund 
sich auf die gesetzliche Normierung beschränkt. 

Nach der Art der Verteilung der Staatsauf gaben 
können wir nun drei Sphären unterscheiden, in die 
die Kantone als Glieder des Bundes juristisch unterzu- 
bringen sind.^) Die Kantone sind teils lediglich geo- 
graphische Distrikte des Bundes, teils sind sie Selbst- 
verwaltungskörper; teils sind sie echte Staaten im 
juristischen Sinne geblieben. 

B. Die dreifache Stellung der Kantone im Bund. 

§ 11. I. Die vollständige Depossedierung der Kantone.^) 

Gewisse staatliche Aufgaben erledigt der Bund allein. 



HaBnel, Studien I S. 65; Holst, S. 32. 

*) Vergl. die Ausführungen von Lab and, I S. 96 ff. für das deutsche 
Reich, die S. 101 dahin zusammengefasst werden: „Die Einzelstaaten, ab- 
gesehen davon, dass sie Mitglieder des Reiches und als solche anteilsmässig 
an der Reichsgewalt mitberechtigt sind, sind dem Reiche unterworfen: 
a) teils als Bestandteile, als bloss geographische Distrikte, in denen die 
Reichsgewalt sich direkt und unmittelbar bethätigt; b) teils als Selbstver- 
waltungskörper, welche die Durchführung und Handhabung der Reichß- 
gewalt nach den vom Reich gegebenen Normen und unter Aufsicht des 
Reiches vermitteln; c) als autonome (nicht souveräne) Staaten." — Vergl. 
ferner Schulze, Staatsrecht II S. 11 f.; Zorn, I S. 108 f.; Jellinek, 
System S. 282 ff. 

^) Sie hat z. B. stattgefunden auf dem Gebiete der auswärtigen 
Angelegenheiten; der ganze amtliche Verkehr zwischen Bund und dritten 
Staaten findet allein dur(A Bündesorgane statt (B.-V. 8 und 102 Z. 8); 
ferner auf den Gebieten des Zoll- (B.-V. 28), des Münz- (B.-V. 38), des Post- 
und Telegraphenwesens (B.-V. 36). 
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Er giebt die betreffenden Gesetze und setzt seinen Willen 
durch seine eigenen Organe in die That um. Den Kan- 
tonen ist nichts verblieben, sie sind keine Rechtssubjekte 
mehr, sie sind vollständig depossediert, ausser 
Funktion gesetzt.^) Die Gewalt des Bundes wird un- 
mittelbar durch die nur dem Bunde an gehörigen Or- 
gane wirksam, der Kanton bildet kein Zwischenglied. 
Der Bund hat Gesetzgebung und Verwaltung ganz in 
seinen Händen. Die zum Zwecke der Ausübung dieser 
Verwaltung vorgenommene Einteilung des Bundesgebietes 
schatft lediglich Vervvaltungskreise ohne jede juristische 
Selbständigkeit. Hält der Bund sich an die Grenzen der 
Kantone bei dieser Einteilung, so ist die Stellung der 
Kantone nur gleich der eines Verwaltungsdistriktes im 
Einheitsstaat.^) Wir können hier von einer zentrali- 
sierten Verwaltung im Bundesstaat sprechen. 

§ 12. 2. Die Kantone als Selbstverwaltungskörper. 

Nach einer zweiten Richtung fällt die Gliedstellung 
der Kantone im Bund unter den Begritl' der Selbst- 
verw^altung. Der zentralisierten Verwaltung können 
wir hier die Dezentralisation durch Selbstverwal- 
tungskörper gegenüberstellen. Der Selbstverwaltungs- 
körper hat juristische Persönlichkeit, zwischen ihm 
und dem Staat besteht ein Rechtsverhältnis.^) 

Selbstverwaltung*) ist die Durchführung öffent- 
licher Aufgaben mit staatlichem Imperium durch dem 
Staat eingeordnete Verbände. Diese verwalten selbständig 
kraft eines ihnen zustehenden Rechtes, aber unter Auf- 
sicht des Staates. ^) Die staatliche Verwaltung kommt 
nicht nur dem Staate selbst zu gute, sie ist auch im In- 



») Laband, I S. 98 für das deutsche Reich. — Jellinek, IS. 705. 

*) Vergl. Jellinek, Staatsfragmente S. 263 f.; Brie, Theorie, S. 14. 

3) Laband, im Archiv II (1887) S. 160 f. 

*) Ueber die Begriffe Selbsverwaltung und Selbsverwaltungskörper 
yergl. Laband, I S. 97 f. in der Note und die dort citierte Litteratur; 
ferner Jellinek, I S. 575 ff. und 585 ff. 

*) Jellinek, Staatsfragmente S. 263. 
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teresse der ihm untergeordneten Subjekte gelegen. Wenn 
der Staat nun ein Verhältnis in der Weise in seine Kom- 
petenz zieht, dass er für dasselbe nur die gesetzliche 
Norm giebt, die Durchführung der betreffenden Aufgabe 
aber denjenigen überlässt, denen sie auch zu gute kommen 
soll, so sprechen wir von Selbstverwaltung, das heisst 
Verwaltung durch die Interessenten selbst. Sub- 
jekt der Selbstverwaltung, Selbstverwaltungskörper, 
ist stets ein nicht-souveräner Verband. Auf das sou- 
veräne Gemeinwesen findet der Begritf Selbstverwaltung 
keine Anwendung.^) Dieses letztere hat gegenüber dem 
SelJL)stverwaltungskörper stets das Recht der Beauf- 
sichtigung. 

Als nicht-souveränen Verbänden innerhalb des sou- 
veränen Bundes kommt nun den Kantonen die Stellung 
von Sejbstverw^altungskörpern überall da zu,^) wo 
der Bund sich damit begnügt, einen gewissen Zweig der 
staatlichen Thätigkeit normativ zu regeln, den Kantonen 
dagegen die Befugnis verblieben ist, die Verwaltung 
dieses Zweiges selbst zu führen.^) Mit der Aufstellung 
der gesetzlichen Norm und der damit zusammenhängen- 
den Beaufsichtigung ist die Kompetenz des Bundes er- 
schöpft. Der Kanton muss zwar die Verwaltung hand- 
haben, das Wie dieser Verwaltung dagegen liegt in seinem 
Ermessen. Der Pflicht der Selbstverwaltung steht das 
Recht darauf gegenüber.*) Wo der Kanton als Selbst- 
verwaltungskörper anerkannt ist, hat er auch ein ver- 
fassungsmässiges Recht auf Selbstverwaltung.^) Der 



Laband, I S. 98 in der Note; Rosin, S. 310. 

^) Anders Rümelin, in Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 39 (1883) 
S. 209 flP. und in Bd. 40 S. 410. 

^) Die wichtigsten Beispiele bilden die Fabrikgesetzgebung (B.-V. 
34 Abs. 1 ; B.-Ges. betr. die Arbeit in den Fabriken vom 23. März 1877, 
bes. Art. 17) und die Civilstandsgesetzgebung (B.-V. 53 Abs. 1 ; B.-Ges. 
betr. Feststellung und Beurkundung des Civilstandes und die Ehe vom 
24. Dez. 1874). 

*) Hsenel^ Staatsrecht I S. 236. 

*) Rosin, S. 282. 
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Bund kann sich nicht an die Stelle des Kantons setzen 
und von sich aus die Verwaltung führen, es müsste denn 
das betreffende Verhältnis erst verfassungsmässig der 
Selbstverwaltung des Kantons entzogen werden. Damit 
hörte dieser aber auf, Selbstverwaltungskörper zu sein; 
so lange er aber Selbstverwaltungskörper ist, kann nur 
er allein die Verwaltung führen. 

Im Einheitsstaate erhält der Selbstverwaltungskörper 
durch Delegation staatliche Herrschaft, damit er die Auf- 
gaben der Selbstverwaltung durchführen kann; denn ihm 
mangelt ja solche Herrschaft. Der Kanton im Bundes- 
staate aber hat noch* eigenes ursprüngliches Imperium, 
und dieses stellt er nun in den Dienst des Bundes. 
Mit seinen herrschaftlichen Befugnissen, die schon da 
waren, ehe der Bundesstaat geschaffen war, übt er seine 
Selbstverwaltung. Die Organe, die der Kanton für seine 
Selbstverwaltungszweige bestellt, leiten ihre Befehls- und 
^wangsrechte aus der Kantonsstaatsgewalt ab. ^) 

Aus der Befugnis zur gesetzlichen Regelung resul- 
tiert das Oberaufsichtsrecht des Bundes.^) In letzter 
Linie sind es ja auch wieder seine, des Bundes, Ange- 
legenheiten, die der Kanton auf dem Wege der Selbst- 
verwaltung besorgt. Darum gerade sieht der Bund da- 
von ab, einen eigenen Verwaltungsapparat zu bestellen, 
Aveil der Kanton schon die Sache erledigt. Dieser muss 
es aber thun, und damit dies wirklich geschehe, beauf- 
-sichtigt der Bund die kantonale Selbstverwaltung. Diese 
soll sich innerhalb ihrer gesetzlichen Schranken halten 
und das Bundesrecht nicht verletzen. Weiter aber als 
auf Beaufsichtigung geht das Recht des Bundes nicht. 



^) Die Civilstandsbeamten z.B. sind kantonale Beamte. — Ebenso 
Laband, II S. 205. 

2) B.-V. 85 Z. 11 und B.-V. 102 Z. 13. ^ Für das deutsche Kelch 
vergl. auch Rüraelin, Das Beaufsichtigungsrecht etc. in Zeitschr. f. d. 
ges. Staatsw. Bd. 39 (1883) S. 195 ff., und Die Scheidung der Funktionen 
«tc. ebenda Bd. 40, bes. S. 657 ff.; Hsenel, Staatsrecht I S. 299 ff. 
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§ 18. 3. Die Kantone als — nicht-souveräne — Staaten. 

Wenn die Kantone ihren staatlichen Charakter nicht 
eingebüsst haben, so muss ihnen ein Kreis von öffent« 
liehen Aufgaben geblieben sein, wo sie mit eigener,, 
ursprünglicher staatlicher Macht schalten und walten 
und darin weder der Gesetzgebung noch der Oberauf- 
sicht des Bundes unterworfen sind.'*) 

Seine Herrschaftsbefugnisse leitet der Kanton nicht 
vom Bund ab. Die Kantone waren schon vor 1848^ 
Staaten und ihr ursprüngliches Imperim ist durch den 
Eintritt in den Bund nicht untergegangen, sondern sei- 
nem Wesen nach voll erhalten geblieben. Die 
Kantone herrschen immer noch kraft ursprüng- 
lichen Rechts. Nur der Umfang die Herrschaft ist» 
enger geworden, indem alle diejenigen Aufgaben, die ia 
die Kompetenz des Bundes fallen, den Kantonen ent- 
zogen sind.*) Wo aber der Bund nicht thätig wird, übt 
der Kanton seine Staatsgewalt wie vor 1848 aus. Diese- 
alte Staatsgewalt macht sich geltend nach wie vor dem 
Eintritt in den Bundesstaat über die Kantonsangehörigen,, 
die die Staatsunterthanen des Kantons sind, und inner- 
halb der räumlichen Schranke des Kantonsgebietes, wel- 
ches das Staatsgebiet des Kantons ist.®) 

Natürlich ist die Kantonsstaatsgewalt allen denjenigen» 
Beschränkungen unterworfen, die eine Unterordnung unter 
eine souveräne Gewalt notwendig mit sich bringt. Nach 
der Seite der Bundeskompetenz hin ist sie absolut aus- 
geschlossen. Aber auch in ihrer Richtung kann sie von 
der Bundesstaatsgewalt beeinflusst sein, so nämlich, dass- 



Laband, I S. 98. 

^) M. Hub er, Die Staatensuccession S. 37 und 165. 

^) Zu den obigen Ausführungen vergl. Blum er -Morel, I S. 217 f.p 
Huber, S. 182; Holst, S. 27 f.; Gareis S. 107. —Der nicht-souveräne- 
Staat ist also nicht durch den souveränen geschaffen ; einer solchen Fiktioa 
bedarf es nicht. Vergl. Laband, I S. 70 f., 100 und II S. 200; Hsenel^ 
Staatsrecht I S. 350 und 799; Gareis, S. 113; Brie, in Grtinhuts Zeitschrift 
S. 100 und 152 ff.; Stengel, S. 1143. Anders Borel, S. 142, 161, 200; 
Zorn, I S. 80 ff.; auch Tezner, S. 218 f. und 227. 
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der Bund verlangt, die Staatsgewalt der Kantone habe- 
auf ein positiv bestimmtes Gebiert sich zu erstrecken,^) 
Ein solcher Satz ist Bundesrecht, und dem Bundesrecht 
haben die Kantone, auch wrenn sie als Staaten auftreten, 
sich zu fügen.*) Trotzdem kann es aber noch die eigene 
Staatsgewalt des Kantons sein, die jenes Gebiet dann 
ihrer Ordnung unterzieht.^) Als Staat befiehlt und zwingt 
der Kanton, nicht weil er vom Bund die Befugnis hierzu 
erhalten hat, sondern weil er selbst sich diese Befugnis 
gegeben hat. 

Im Bereiche seiner Sphäre organisiert sich der Staat 
Kanton frei.^) Jeder Kanton hat seine eigene Verfassung^. 
die er sich selbst giebt, und die ihre rechtliche Kraft 
nicht aus der Macht des Bundes schöpft.^) Wenn den Kan- 
tonen gewisse Schranken gezogen sind, so ist damit der 
Staatscharakter der Kantone nicht negiert^), ebenso wenig, 
wie wenn der Bund das Recht sich wahrt, die Kantons- 
verfassungen zu überprüfen (B.-V. 6). Diese rein negative 
Kontrolle geht allein darauf, ob der Kanton nichts dem' 
Bundesrechte Zuwiderlaufendes in seine Verfassung auf- 
genommen habe; trotzdem bleibt diese aber seine, des 



*) Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 265 f. 

^ G. Meyer, Staatsrecht S. 40. 

^) So bezüglich des Volksschulwesens. B.-V. 27 erteilt den Kantonen 
bestimmte Vorschriften, aber das Volksschulwesen ist trotzdem nicht Bundes-, 
sondern Kantonssache. Der Bund errichtet keine Volksschulen. Die Kantone 
haben die Gesetzgebung und Verwaltung; die bezüglichen Gesetze sind 
kantonale Gesetze, die ihre Kraft aus der Kantonsstaatsgewalt, nicht aus 
einer Bundesvorschrift ableiten. Der Bund selber kann kein für die Kantone 
verbindliches Schulgesetz erlassen. — Für das deutsche Reich vergl. Jelli- 
nek, Gesetz und Verordnung S. 203. 

*) Haenel, Staatsrecht I S. 801. 

^) Jellinek, I S. 447; Blumer-Morel, I S. 219; für die deutschen 
Einzelstaaten Geffcken, S. 13. 

^) B.-V. 6 lit. b schreibt den Kantonen die republikanische Staatsform 
vor. E^publiken sind aber Staaten. Unter Wahrung dieser staatlichen 
Form organisieren sich die Kantone ganz unabhängig, mit staatlicher 
Macht. Sie bestimmen Zahl und Zuständigkeit der Organe, wie ihre Auf- 
gaben. Vergl. G. Meyer, Staatsrecht S. 8 N. 17 und Jellinek, Staats- 
fragmente S. 268 f. 
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Kantons, Verfassung. Alle die kantonalen Behörden, der 
Gesetzgebung, der Vollziehung, der Rechtsprechung, sind 
Staatsorgane des Kantons. Dieser stellt ihre Anzahl, 
ihre Bestellung, ihre Amtsdauer, ihre Kompetenzen fest. 
Der Kanton hat seine Aktivbürgerschaft, deren Rechte 
durch kantonale Normierung geregelt sind. 

Hier also sind die Kantone nicht bloss Verwaltungs- 
-distrikte oder Organe des Bundes zur Durchführung 
seines Willens. Vielmehr sind die Aufgaben, die der Kan- 
ton als Staat vollführt, seine eigenen Aufgaben.^) Für 
sie hat der Kanton das Recht der Autonomie^), das 
heisst der Selbstgesetzgebung. Es sind seine eigenen 
Gesetze, nach denen diese Aufgaben des Kantons erledigt 
werden. Diese Gesetze brauchen ihre Kraft nicht auf die 
Ermächtigung einer höheren Gewalt zu stützen. Sie sind 
vielmehr echte Staatsgesetze, weil der Kanton als 
Staat sie zu erlassen befugt war.^) Nur der Kanton ist 
hier kompetent, der Bund darf in diese Si^häre nicht ein- 
greifen^); jeden Eingriff kann der Kanton als verfassungs- 
widrig zurückweisen, wo immer die Bundesverfassung 
ihn als Staat gewähren lässt. Es steht innerhalb des Bun- 
desrechtes den Kantonen auch frei, neue Aufgaben sich 
zuzulegen^) und mit Imperium zu besorgen, oder früher 
besorgte, wo sie es für gut finden, preiszugeben.®) Es 
braucht so nicht notw^endig jede Kantonsstaatsgewalt den 
gleichen Umfang zu haben. 



') Laband, I S. 99. 

2) Blumer-Morel, I S. 220; Laband, I S. 100 f. Wie der Begriif 
der Selbstverwaltung hat derjenige der Autonomie nur für nicht-souveräne 
Gemeinwesen einen Sinn. Denn souveräne geben natürlich und notwendig 
sich ihre Gesetze selbst. 

^) Die Befugnis zur Selbstgesetzgebung stammt also nicht vom 
Souverän her; anders Seydel, Kommentar S. 9. 

^) Triepel, S. 244 und 306; anders Rttmelin, in Zeitschr. f. d. 
ges. Staatsw. Bd. 39 (1883) S. 199. 

*) Liebe, Streitfragen S. 642 (anders noch in Studien I S. 40). 

^) Zum grossen Unterschied von den blossen Kommunalverbänden, 
die ihr delegiertes Jmperium nicht auf ein Verhältnis ausdehnen dürfen, 
-das der Staat für sich ausgeschlossen hätte. 
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Als Staaten sind die Kantone Rechtssubjekte des- 
Völkerrechtes, allein ihre völkerrechtliche Handlungslähig- 
keit ist im Interesse des Bundes eingeschränkt^); weniger 
im interkantonalen Verkehr, sehr stark dagegen im Ver- 
kehr mit auswärtigen Staaten.^) 

Die Kantone haben ein verfassungsmässiges Recht 
darauf, dass ihre staatlichen Hoheitsrechte vom Bunde 
als solche anerkannt werden.^) Dies aber natürlich nur 
so lange, als den Kantonen ihre staatliche Existenz nicht 
durch eine Verfassungsänderung entzogen wird. Auf dem 
Wege der Verfassungsänderung kann ja der Kanton seines 
staatlichen Charakters entkleidet werden**); so lange dies 
aber nicht geschehen ist, gilt der Kanton voll als Staat. 
Dies ist der Rechtszustand in der geltenden Ver- 
fassung, und nach dieser, nicht nach der Möglichkeit 
einer späteren Kompetenz Verschiebung^), beurteilt sich 
in erster Linie die Stellung, die juristisch die Kantone 
einnehmen. 



An den staatlichen Charakter der Kantone knüpft 
endlich ihre Fähigkeit an, als Organe den bundesstaat- 
lichen Willen bilden zu helfen. 



*) M. Hu her, die Staatensueoession S. 166 if. 

^) B.-V. 7 — 10; für das Verhältnis von Kanton zu Kanton im be- 
sonderen B.-V. 14—16, 48, 60, 61, 67. — lieber die völkerrechtlichen Ver- 
träge der Gliedstaaten unter sich und mit dem Ausland vergl. Triepel, 
S. 20, 244, 246 flP., 198 ff., 371 flP. ; Jellinek, Staatenverbindungen S. 307 ff. ; 
speziell für die Schweiz Blum er -Morel, I S. 234 ff. 

^) Jellinek, System S. 284 f. 

*) Siehe oben S. 34; Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 203. 

^) Laband, I S. 99 f. und 116; Jellinek, I S. 717: „Das Ver- 
hältnis der Bundesgewalt zu den Gliedern muss stets nach der aktuellen, 
nicht nach der potentiellen Zuständigkeit der Bundesgewalt beurteilt 
werden". Ebenso Laband, Sonderrechte 1506: Thatsächlich ist die Kom- 
petenz des Reiches abgegrenzt. Daraus folgt, dass das Reich nicht zugleich 
seine Kompetenz begrenzen und in die Rechte der Einzelstaaten eingreifen 
darf, die ausserhalb seiner Kompetenz liegen. — Hsenel, Studien IS. 153^ 
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§ 14. ERSTES KAPITEL. 

Die föderative Organisation 
der Bundesgewalt als essentielles Begriffsmerkmal 

des Bundesstaates. 



Bundesstatist derjenige souveräne Staat, der 
die Völkerschaften einer Anzahl von nicht-souve- 
ränen Staaten zu einer selbständigen staatlichen 
Einheit verbindet, und in dem die nicht-souve- 
ränen Gliedstaaten ein verfassungsmässigesRecht 
darauf haben, an der Willensbildung des sou- 
veränen Gesamtstaates als Organe desselben 
mitzuwirken.*) 

Aus dieser BegritTsbestimmung des Bundesstaates 
'haben wir hier für unseren Zweck hervorzuheben, ein- 
mal dass der Bundesstaat ihm eingeordnete Verbände 
hat, die — nicht-souveräne — Staaten sind; sodann 
dass diese Staaten, weil sie Staaten sind, einen recht- 
lichen Anspruch haben, bei der Herstellung des 
bundesstaatlichen Willens mitzuwirken. Diese 
beiden Momente müssen vorhanden sein, sonst ent- 
fällt der Begriff des Bundesstaates. 



*) Jellinek, System S. 281: „Der Bundesstaat ist ein souveräner 
Staat, der aus verfassungsmässig zur Einheit zusammengefügten nicht- 
souveränen Staaten besteht, die an seiner Willensbildung teilnehmen". Ferner 
Das Recht des modernen Staates I S. 703 f. Aehnlich auch Brie, Theorie 
S. 95 f. Auch Blum er- Morel, I S. 13 definiert den Bundesstaat als ein 
Gemeinwesen, das auf dem Zusammenwirken der Einzelstaaten mit dem 
Gesamtvolke beruht; vergl. ferner ebenda S. 204 und 208. 
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Mitwirkungsrechte an der Willensbildung des Staates 
können auch anderen Verbandseinheiten als Staaten 
eingeräumt sein.^) Auch der Einheitsstaat kann eine fö- 
derative Organisation haben. Diese allein aber erhebt 
einen Staat noch nicht zum Bundesstaat; sie ist nicht 
das, sondern nur ein wesentliches Merkmal des Bundes- 
staates.^) Jene Verbandseinheiten müssen auch selbst 
Staaten sein^), denn der Bundesstaat ist ein aus Staaten 
zusammengesetzter Staat.*) 

Weiter aber wäre ein souveränes politisches Gebilde, 
das wieder in Staaten zerfällt, um deswillen noch kein 
Bundesstaat. Die Gliedstaaten müssen eben jene Mit- 



1) Gierke, in Schmollers Jahrbuch VII (1883) S. 1161. Das beweist 
aber nicht, dass die föderative Organisation nur ein Naturale des Bundes- 
staates sei ; was durch einen Begriff nicht ausgeschlossen ist, kann einem 
anderen gleichwohl wesentlich sein. Dagegen wird durch jene Erscheinung 
ein anderes bewiesen, nämlich dass die Mitwirkung allein den Gliedstaat 
nicht vom Kommunalverband unterscheidet. Dies letztere behaupten Le Für, 
S. 601 und 679; ferner Borel, S. 177 und 196, trotzdem er au/ S. 103 
auch Provinzen eine Teilnahme einräumt. Es können eben auch andere 
Verbandseinheiten als Staaten eine Beteiligung am Staatsleben zugewiesen 
erhalten, und dann haben wir einen föderativ organisierten Einheitsstaat, 
aber keinen Bundesstaat. Anklänge an eine solche föderative Organisation 
finden wir in England, wenn die englischen Grafschaften als Kreations-^ 
■Organe für das Unterhaus fungieren und so einen Einfluss auf die staatliche 
Willensbildung haben, ähnlich wie die Gliedstaaten durch das Staatenhaus: 
vergl. Esmein, S. 40 f. und 58 ff. ; — oder wenn, wie in Zürich bis 
1837 es geschah, nach Zünften, nicht nach der Kopfzahl der einzelnen Bürger 
die Volksvertretung gewählt wird ; vergl. Bluntschli, Staats- und Rechts- 
geschichte der Stadt Zürich II, S. 364 ff., 372. In T essin endlich wurde 
bis in neuere Zeit nach Kreisen über die Verfassung abgestimmt; vergl. 
Vogt, Referendum etc. S. 360. (in Graubünden dagegen waren die Gemeinden 
autonom, also Staaten; Vogt, Referendum etc. S. 361 und 373 N. 1). Vergl. 
auch Preuss, S. 85 f. — Demnach aber kann auch die Teilnahine an der 
Bundesgewalt kein Kriterium für die Staatsaatur der Gliedstaaten bilden, 
wie Gierke, in Schmollers Jahrbuch VII S. 1170 und Arndt, a. a. 0. 
S. 39 anzunehmen scheinen. 

^) Vergl. Lab and, I S. 56 f. in der Note. 

^) Vergl. das Citat aus der II Aufl. von Labands Staatsrecht bei 
Preuss, S. 44 und G. Meyer, in Annalen 1876 S. 662. 

*) Trieps, S. 119 f. 
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wirkungsrechte haben. Darin gerade äussert sich die 
Bundesnatur des Bundesstaates, wenn man unter 
Bund nicht nur ein passives Vereinigtsein, sondern ein 
aktives Mi tsch äffen der Glieder an den Zielen und 
Aufgaben der zur Einheit verbundenen Gesamtheit ver- 
stehen will. Der Einheitsstaat kann, der Bundesstaat 
muss föderativ organisiert sein. 

Eine solche Mitwirkung besteht in jedem Bundes- 
staat. Sie ist wohl in den verschiedenen Staaten je weilen 
auch verschieden ausgestaltet^), aber das Recht der 
Mitwirkung schlechthin finden wir stets^), es 
lässt sich aus dem Begritf des Bundesstaates nicht elimi- 
nieren. Würden die hier in Betracht fallenden Artikel 
durch Verfassungsänderung aus der Bundesverfassung aus- 
geschieden, dabei aber den Gliedstaaten ihr staatlicher 
Charakter belassen, dann läge wohl eine andere Form 
des zusammengesetzten Staates^), aber kein Bundesstaat 
mehr vor. Ebenso wenig, wie wenn diese Mitwnrkungs- 
rechte erhalten blieben, den Gliedern aber ihr staatliches 
Dasein geraubt würde. 

Die Organisation der Bundesstaatsgew^alt ist also eine 



^) Vergl. die Hinweise bei Hsenel, Staatsrecht I S. 243 f. 

^) Lab and, I S. 56 : „Es giebt kein einziges Beispiel eines zusammen- 
gesetzten Staatswesens, welches man als Bund oder Bundesstaat je bezeichnet 
hätte, in welchem nicht den Einzelstaaten ein Anteil an dem Zustande- 
kommen und der Bethätigung des Gesamtstaatswillens zugestanden hätte". — 
In den drei Staatsgebilden, an denen sich der Bundesstaatsbegriff heraus- 
gebildet hat, lässt sich das Recht der Mitwirkung überall nachweisen, wie 
Jellinek, Staatenverbindungen S. 288 es thut, obschon er dort noch nicht 
unserer Ansicht ist. — In den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika 
wählen die Gliedstaaten die Vertreter in den Senat (U. V. Art. I Abschn. 3) ; 
sie haben, und dies ist vor allem wichtig, einen Einfluss bei Verfassungs- 
änderungen (U. V. Art. V); vergl. Haenel, Staatsrecht I S. 783 f; Stengel, 
S. 747 f.; Fisk, S. 75. — Im Deutschen Reich wird das oberste Organ, 
der Bundesrat, gebildet aus instruierten Bevolhnächtigten der Gliedstaaten 
(R.-V. Ai*t 6); vergl. zur Orientierung den Artikel „Bundesrat" von Laband 
in Stengels Wörterbuch II S. 248 ff. und neuestens Geffcken, S. 49 ff. 
(Eingehend Laband, I S. 212 ff. und die dort citierte Litteratur). 

3) Aehnlich Preuss, S. 86. 
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föderative. Die Mitwirkungsrechte bilden ein 
Essentiale des Bundesstaates. Der Anteil der Glied- 
staaten an der Zentral gewalt ist dem F3undesstaat ebenso 
notwendig, wie überhaupt seine Zusammensetzung aus 
Ghedern, die Staaten sind.') Darin äussert sich gerade 
die Bundesnatur der Eidgenossenschaft, dass den sie 
zusammensetzenden Staaten, den Kantonen, eine 
solche Beteiligung am Zustandekommen der Bundes- 
gewalt zugemessen ist.^) Der Kanton hat seine frühere 



*) Laband, IS. 56: „Für das genus, den zusammengesetzten Staat, 
ist eine bestimmte Organisation kein begriffliches Erfordernis, dagegen die 
species, der Bundesstaat, wird gerade durch eine gewisse Form der Orga- 
nisation, nämlich durch die Beteiligung der Einzelstaaten an der Herstellung 
des Gesamtwillens, begriiflich bestimmt". 

^) Zu den Schriftstellern, die die föderative Organisation als wesent- 
liches Begriffsmerkmal des Bundesstaates betrachten, gehören: Laband, 
I S. 55 ff., auch 91, 93, 96, 101; II 198, 207, und wie Laband, 0. Mejer, 
Einleitung S. 23, 27, 293 und Rehm, S. 86, 87, 99 (vergl. auch oben 
S. 22 N. 6); ferner Hsenel, nach seinen Ausführungen in Studien IS. 46, 
64, 145 und Staatsrecht I S. 200, 241, 343; weiter Zorn, I S. 73 in der 
Note, S. 87 ff., 114 ff.; Borel, S. 167 ff., bes. 171-173, 177; Le Für, 
S. 10 N. 1 und 601 ff., wo der Anteilnahme der „sogenannten" Gliedstaaten 
an der Willensbildung des Gesamtstaates eine längere Betrachtung gewidmet 
ist, auch S. 673 ff; weiter Gareis, S. 108, 110, 111, 112 und Stengel, 
S. 1098, 1099; weiter Brie, Theorie S. 80 ff., 95 f., 113, besonders 116 ff., 
in Grünhuts Zeitschrift XI S. 155, 156; Blumcr-Morel, I S. 8, 13, 
208, 218. Auch Rümelin, in Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 40 S. 410, 
656, 662, Geffcken, S. 18, 73, Arndt, S. 39 ff., Tezner, S. 220, Vogt, 
Mediationsakte S. 20 sind nach ihren Bemerkungen hierzu zu rechnen. 
Laband, I S. 56 N. 2 und G. Meyer, Staatsrecht S. 41 N. 10 citieren 
noch Bake, Stoeber, Rosenberg, Treitschke; vergl. auch die Note 46 
auf S. 285 in Jellinek, Staatenverbindungen. — Anderer Ansicht sind: 
G. Meyer, Staatsrecht S. 40, 41, (vergl. aber auch in Annalen 1876 S. 
662 f. und Erörterungen S. 18), Trieps, S. 59, 60 (vergl. aber auch 
S. 111 ff., 126, 130), Kosin, S. 304, Schulze, IS. 47. Ueber Westerkamp, 
vergl. Le Für, S. 602 N. 1, 631 N. 2 und 635 N. 1. Diese Schriftsteller 
behaupten, die föderative Organisation sei zwar dem Bundesstaatsbegriif 
nicht widersprechend, wie noch die alte Lehre von Tocqueville und 
Waitz annahm (vergl. Laband, I S. 56 N. 2; Brie, Bundesstaat I S, 
92 ff; 103, 115, 127, 141; Borel, S. 108 ff.); sie könne vielmehr vorhanden 
sein und sei es auch regelmässig, nicht aber gehöre sie in die Begriffs- 
bestimmung des Bundesstaats. Dieser Auffassung huldigte auch früher 
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Souveränetät verloren, er ist auf einem grossen Gebiete 
seines Daseins Unterthan einer höheren GewaJt geworden. 
Dalür aber, man kann sagen als Ersatz für die verlorene 
Souveränetät, ist ihm ein Anteil an der Herrschaft über 
ihn eingeräumt. 

Wie gross dieser Eintluss eines Gliedstaates be- 
messen wird, hängt von politischen Erwägungen und 
historischen Rücksichten ab.^) Stets aber wird ihm eine 
rechtliche Gestalt gegeben. Das föderative Prinzip ist 
in diesem Sinne ein juristisches^), nicht bloss ein 
ethisch -politisches. *) Ist der Einfluss der Gliedstaaten 
nur ein politischer, und nicht auch ein rechtlich 
festgesetzter, so haben wir keinen Bundesstaat im 
Rechtssinn. 

Im Vorhandensein von Mitwirkungsrechten qualifi- 
ziert sich der Bundesstaat „als eine Föderation prinzipiell 
gleichberechtigter Teilnehmer."*) Die prinzipielle 
Gleichberechtigung der Glieder kommt dadurch 
zum Ausdruck, dass jeder Staat, jeder Kanton zur 
Teilnahme berufen ist. Es giebt keinen Staat Kanton, 



Jellinek, indem er in Staaten Verbindungen S. 284 ff. die föderative Orga- 
nisation bloss filr ein Naturale (S. 289) des Bundesstaates erklärte ; jetzt 
aber vertritt Jellinek ebenfalls unsere Auffassung, so System S. 281,284, 
287 ff. ; Das Recht des modernen Staates I S. 509, 703 f., 705 ff. 713. — 
Gierke, in Schmollers Jahrbuch VII (1883) S. 1161 sieht die föderative 
Organisation, wie sie die anderen Schriftsteller annehmen, auch bloss für ein 
Naturale des Bundesstaates an (Preuss, S. 59); ein Zusammenwirken von 
Gesamt- und Gliedstaat und eine Mitwirkung der Gliedstaaten an der 
Lebensbethätigung der Gesamtheit hält er aber für wesentlich in einer 
eigenartigen Konstruktion, die sich auf seine Genossenschaftstheorie aufbaut, 
a. a. 0. S. 1167 ff. Gegen Gierke vergl. Lab and, I S. 78 ff; Borel, 
S. 156 ff; Preuss, S. 57 ff.; Le Für, S. 648 ff. 

') Jellinek, I S. 705; Rosin, in Annalen 1898 S. 126. 

^) Jellinek, Staatenverbindungen S. 288. Ein sprechendes Beispiel 
die deutsche R.-V. Art. 6; Lab and, I S. 213. 

*) Borel, S. 176. 

*) Wie früher Jellinek, Staatenverbindungen S. 286 anuahm. 

^) Jellinek, System S. 287. 
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der es nicht wäre.M Denn darin eben besteht das 
Wesen des Bundesstaates, dass alle diejenigen Glieder, 
die Staaten sind, auch Mitwirkungsrechte haben. 
Der Bund kann also, ohne sein Wesen als Bundesstaat 
zu vernichten, nicht einem einzelnen Kanton seinen 
staatlichen Charakter belassen, ihn aber von der Mit- 
wirkung ausschliessen ; ebenso wenig, w ie er einem ein- 
zelnen Kanton seine Mitwirkung erhalten, seiner Staats- 
natur ihn aber berauben könnte. Es entstände so ein 
Gebilde von Staaten mit Mitwirkungsrechten, von Staaten 
ohne solche und von Verbänden, die zwar keine Staaten, 
aber doch mit Mitwirkungsrechten ausgestattet wären. 
Ein Bundesstaat wäre dies nicht mehr. 

In dieser erörterten Weise lässt sich von einem 
Prinzipe der Gleichberechtigung dei Gliedstaaten 
sprechen. Der Bundesstaat kann zwar einen Einzelstaat 
vernichten, denn es kommt nicht darauf an, aus wie 
vielen mitwirkungsberechtigten Gliedstaaten er besteht.^) 
Stets aber muss er, wenn er Bundesstaat bleiben will, 
den Gliedstaat seines staatlichen Charakters und seiner 
Mitwirkungsberechtigung zugleich entkleiden^), denn 
diese kommt im Bundesstaate jedem Einzelstaate zu. Die 
Kantone als Glieder des Bundesstaates müssen 
Mitwirkungsrechte haben. 



^) Lab and, 11 S. 207: „Es giebt keinen Mitgliedstaat, der nicht im 
Bundesrat eine Stimme hätte." 

«) Laband, I S. 116 f. 

^) S kann der Bundesstaat auch einem einzelnen Gliedstaat den 
Staatscharakter rauben, er bleibt doch noch Bundesstaat. Darin be- 
steht nicht die prinzipielle Gleichberechtigung der Gliedstaaten, dass sie 
nie einzeln, sondern nur alle zusammen in eine niedrigere Stellung her- 
untergedrückt werden könnten (anders Laband, I S. 105 und 117), son- 
dern darin, dass jeder Mitwirkungsrechte hat, so lange er Staat ist. 
Dies folgt aus dem Wesen des Bundesstaates. Vergl. auch oben S. 34 
N. 2 und die dort citierte Litteratur. — In einer solchen Stellung, des Mit- 
wirkungsrechtes und des staatlichen Charakters zugleich entbehrend, ist z. B. 
Elsass-Lothringen, vergl. Laband, II S. 197 if. und die dort citierte 
Litteratur. Es ist kein Staat, hat darum aber auch keine Stimme im Bun- 
desrat. Unseres Erachtens wäre es nun formal-rechtlich wohl zulässig, 
einen Einzelstaat durch Verfassungsänderung zum „Reichsland" zu machen. 
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Die Gliedstaaten sind dem Bundesstaate beige- 
treten, einem Staate also, von dem sie wussten, dass er 
auch Bund sei, dass sie bei der Bethätigung seiner Herr- 
schaft mitreden konnten gemäss rechtlicher Befugnis 
hierzu. Freilich wussten sie ebenfalls, dass die Bundes- 
gewalt in selbständiger Weise sich zur Gewalt eines Ein- 
heitsstaates erheben könnte. Dazu aber wäre ja auch 
ihre Organthätigkeit erforderlich, sodass ohne ihre ver- 
fassungsmässig geregelte Zustimmung eine solche Um- 
wandlung nicht erfolgen könnte. *) 

Nachdem wir festgestellt haben, dass das Vorhanden- 
sein von Mitwirkungsrechten ein wesentliches Merk- 
iHal des Bundesstaatsbegritfes ist, sollen diese selbst nun 
nach Begriff, Wesen und Inhalt näher untersucht werden. 



») Le Für, S. 708 ff. 



ZWEITES KAPITEL. 



Das Mitwirkungsrecht nach seinem allgemeinen 

juristischen Charakter. 



§ 15. I. Begriffsbestimmung. 

Der Bundesstaat ist ein selbständiger Staat und hat 
als solcher seinen eigenen, selbständigen Willen. Der 
Bundeswille ist Staatswille. Staatswillen, Bundeswillen, 
kann aber nur der Staat, der Bund selbst bilden. Wenn 
er Individuen und Verbände bei der Herstellung dieses 
Willens heranzieht, so haben diese die Funktion von 
Organen des Bundes. Ihr Wille wird als Organwille 
zum Bundeswillen und so wird ihnen ein Einfluss auf 
den Willen des Bundes selbst eingeräumt ; ihr Wille fällt 
ins Gewicht für den Bundesstaat. Jene Individuen und 
Verbände sind auf diese Weise berufen, bei der Bildung 
des Bundesstaatswillens mitzuwirken und nehmen darum 
teil an der Herrschaft des Bundesstaates. ^) 

Eine solche Mitwirkung kommt den Kantonen 
im Bunde zu. Die Kantone, als Staaten, als juristische 
Persönlichkeiten, als Kechtssubjekte, haben ein verfas- 
sungsmässiges Recht darauf, als Organe des Bundes, als 
seine Willensbildungsorgane zu fungieren : sie haben 
Mitwirkungsrechte. Mitwirkungsrecht ist das 
Recht eines Gliedstaates im Bundesstaate, kraft 
dessen der Gliedstaat als Staat einen verfas- 
sungsmässigen Anspruch darauf hat, als Organ 
der Bundesgewalt an der Herstellung des Ge- 
samt Staats willens teilzunehmen. 



1) Jellinek, I S. 705 f. 
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Der Staatswille kommt in erster Linie im Gesetze 
zum Ausdruck; das Gesetz ist Staatswille im eminentesten 
Sinne. Wenn nun der Bund den Weg der Gesetzgebung 
beschreitet, so thut er dies nicht ohne jede Rücksicht 
^uf seine Glieder, die Kantone. Er räumt diesen viel- 
mehr bei seiner Gesetzgebung einen rechtlichen 
Einfluss ein. Die Kantone als Organe helfen mit, die- 
jenigen Normen zu schaffen, die vom Bunde ausgehen, 
für ihn bestimmt sind, in seinem Machtbereiche Gehung 
haben, die also Bundesnormen im recht eigentlichen 
Sinne sind. Nicht bloss bei der Ausführung und Durch- 
führung, sondern auch bei der Herstellung des bundes- 
:staatlichen Willens treten die Kantone als Bundesorgane 
in Funktion. Und wo sie helfen, Recht im Bundesstaate 
zu erzeugen, thun sie es nicht nur für sich selbst, für 
-den Bereich ihres enger begrenzten Thatigkeitsfeldes, 
-sondern sie schaffen Bundes recht. Der Kommunal- 
verband stellt auch Recht im Staate her, aber er erlässt 
seine Rechtsregeln nur für dns Gebiet, auf das er be- 
:schränkt ist. ^) Der Kanton hilft mit, Recht für den Bund 
zu gestalten. Recht, das über das Gebiet des Kantons 
hinausreicht, das oberste Rechtsnorm im ganzen 
Bunde ist.^) Der Bund als höchste Rechtsquelle 
giebt Normen, die allem anderen Rechte vorgehen, 
u.nd an der Bildung dieser Normen ist der Kanton als 
Organ beteiligt.^) So herrschen die Kantone mit 
im Bunde. ^) Als das spezifische bundesstaatliche 
Mitwirkungsrecht bezeichnen wir diese Beteihgung darum, 
-weil dadurch der zusammengesetzte Staat erst Bund 
^w'ird, weil im Bundesstaate diese Mitwirkungsrechte 



*) Ausser der Kommunalverband hätt« auch Mitwirkungsrechte; 
^ergl. oben S. 50 N. 1. 

^) Le Für, S. 10 N. 1 : „dans l'Etat fed^ral les divers membres 
participent ä la formation de la volonte suprerae de l'Etat" ; ebenso S. 600 ff. 
X«e Für drückt sich hier so aus : Die Gliedstaaten nehmen nicht nur teil 
^n der Ausübung, sondern an der Substanz der Souveränetät selbst. 

^) Rümelin, in Zeitschr. f. d. ges. Staatsw. Bd. 40 S. 410 und 656. 

^) Jellinek, I S. 704. 
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vorhanden sein müssen, während im Einheitsstaate sie 
fehlen können. 

Es ist nicht notwendig, dass der rechthche Eintluss 
jedes Gliedstaats im Bundesstaate absolut gleich sei.^) 
Das Prinzip der Gleichberechtigung, das hier wirksam 
wird, ^) fordert nur, dass überhaupt ein Einfluss be- 
steht, dass jeder Gliedstaat als Willensbildungsorgan in 
Betracht kommt.^) Abstufungen und Vorrechte 
einzelner Staaten sind dadurch nicht ausgeschlossen.*) 
So haben die sechs Halbkantone, die je einen Staat für 
sich bilden mit gesonderter staatlicher Existenz, je nur 
eine halbe Stimme beim Stände votum und nur je einen 
Vertreter im Siänderat, während den anderen Kantonen 
je eine ganze Stimme und je zwei Vertreter zukommen.') 

Durch den den Kantonen gewährten Eintluss fügt 
der Bund die Kantone in seine Organisation ein. Es ist 
Bund es Wille, den die Kantone äussern in Ausübung 
ihrer Mitwirkungsrechte, denn diese betreffen stets Bun- 
desangelegenheiten. Bundesangelegen heiten kann 
aber nur der Bund erledigen, nicht der Kanton als- 
solcher. Die Kantone verlieren bei der Bethätigung ihrer 
Rechte im Bund ihre Rechtssubjektivität, sie stehen nicht 
dem Bund als Staaten selbständig gegenüber, sondern 
w^erden ihm als Teile eingegliedert.^) Es ergiebt sich 
also, dass der Kanton durch seine Mitwirkung im Bunde 
zum Organ des Bundes wird."^) Entweder ist es die 



Brie, Theorie S. 82. 

2) Siehe oben S. 53 ff. 

'^) Zorn, I S. 115. 

*) Z. B. die verschiedene Stimmenzahl der Einzelstaaten im deutschen 
Bundesrat (R.-V. Art. 6) und die Präsidialrechte Preussens (R.-V. Art. 11 ff.); 
Laband, I S. 105; Jellinek, I S. 713. 

^) Hierüber das Nähere unten § 22 vorletzte Note und § 38. 

6) Rosin, S. 270. 

7) Jellinek, I S. 707 f. und 713 f., System S. 287 und 289, Staa- 
tenverbindungen S. 300; Le Für, S. 601; Borel, S. 35 ff., 57 f., 167 ff. 
— Blumer-Morel, I S. 218 f. behauptet, die Kantone seien nicht bloss 
Organe, sondern Mitträger der Bundesgewalt ; zwischen Träger und Organ 
sei ein Unterschied. Volk und Kantone seien Träger, nicht Organe, denn 
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Gesamtheit der Kantone, die als Hundesorgan ihren Willen 
im Bunde äussert; oder es bildet der einzelne Kanton 
ein Organ für sich. Im ersteren Falle ist der einzelne 
Kanton Teilorgan, wie es der einzelne Bürger in der 
Gesamtheit des Staatsvolkes ist. 

Seiner allgemeinen juristischen Natur nach giebt 
das Mitwirkungsrecht dem Kanton einen Anspruch 
auf Organstellung und Organfunktion. Die 
Ausübung des Mitwirkungsrechtes ist Organ- 
thätigkeit. Der Kanton wird zum Organ dos Bun- 
des und erfüllt in dieser Stellung Funktionen des 
Bundesstaates. 



sie seien vom Bund nicht geschaffen, sondern der Bund ruhe auf ihnen. 
Es ist nun freilich richtig, dass der Bund ein Gemeinwesen ist, das auf 
Volk und Kantonen als seinen Gliedern ruht. Aber wenn das Volk als 
Staatsvolk staatliche Funktionen vornimmt, so kann es nur als Teil, als 
Organ des Staates aufgefasst werden und nicht als eine ausserhalb des 
Staates stehende Grösse für sich. Dies folgt aus der Persönlichkeitsnatur 
des Staates ;. vergl. oben S. 12 N. 2. Das GJeiche gilt auch von den Kan- 
tonen. Volk und Kantone bilden die Glieder des Bundes und kraft dieser 
Mitgliedschaft können sie Bundesorgane sein. Wenn darum Lab and, I 
S. 57 und 91 die Gliedstaaten den Staatsbürgern der Demokratie gleich 
stellt, so ist dies vollkommen zutreffend ; auch der Bürger in der Demokratie 
handelt als Organ des Staates. Mitglied des Staates ist der einzelne Bür- 
ger und der Kanton ak Person ; als Rechtssubjekte gehören sie dem Staate 
an und sind anteilsmässig berechtigt an der Staatsgewalt; die Mitglied- 
schaft berechtigt dazu, Organ zu sein und als solches thätig zu werden. 
Handeln aber Bürger und Kantone in staatlichen Funktionen, so sind sie 
eben Organe und als solche haben sie Einfluss im Staat. Darum ge- 
hört die Mitwirkung zu den organischen Rechten, welche den Mitgliedern 
in Bezug auf die Organ- und Willensbildung der Körperschaft zustehen 
(Hsenel, Staatsrecht I S. 342); nicht aber kann man dann der Mitwirkung 
der Einzelstaaten als Organe eine zweite der Staaten als solcher gegenüber 
stellen; was aber Haenel, Studien I S. 150 if. und Staatsrecht I S. 243 
thut. Haenel selbst sagt ja in Annalen 1877 S. 90, dass der Staat als 
abstrakte Gesamtheit nur durch Organe einen Willen haben könne, und die 
Organe stünden nicht ausserhalb des Staates, sondern ihr Wille sei Staats- 
wille. Dann kann aber auch die Beteiligung an der Willensbildung des 
Bundes nur so geschehen, dass der Kanton Organ wird. 
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§ 16. II. Organstellung und Organfunktion 

des Kantons. 

Die Person, das Rechtssubjekt, hat einen einheitlichen 
Willen, der, wenn er gewissen Anforderungen genügt, 
als rechtlich relevant gilt. Zur Gewinnung dieses Willens 
sind Organe vorhanden. Der physischen Person sind sie 
von Natur gegeben. Durch das Thätigwerden dieser na- 
türlichen Organe entsteht der menschliche Wille, w^obei 
eine Regelung durch das Recht unmöglich und unnötig 
ist. Der juristischen Person dagegen fehlen solche natür- 
liche Organe. Eine Ordnung muss bestimmen, wer als 
Organ zu gelten hat und wie diese Organe den Willen 
der juristischen Person bilden und zum Ausdruck bringen. 
So erhält diese ihre Organisation, die ihren festen Bestand 
dadurch hat, dass sie sich aus rechtlich verbindlichen 
Regeln zusammensetzt. Die Rechtsordnung selbst also 
legt der juristischen Person ihre Organe zu, die Ausstat- 
tung der juristischen Person mit Organen ist selbst 
eine Thätigkeit der Rechtsordnung.^) Da aller Wille 
menschlicher Wille ist, so muss die juristische Person 
Menschen als ihre Organe heranziehen^), deren Wille, in 
bestimmter rechtlich geregelter Weise geäussert, zum 
Organwillen und dadurch zum Willen der juristischen 
Person selbst wird. Das Organ vertritt nicht die juristische 
Person^), steht ihr nicht selbständig als von ihr losgelöstes 
Subjekt gegenüber, sondern ist Teil einer höheren Kol- 
lektiveinheit, Teil einer Person.^) So entsteht ein 



^) Ueber den Begriif des Organs und des Staatsorgans insbesondere 
vergl. Jellinek, I S. 494 if., System S. 129 ff., 183 ff. und 212 ff., Gesetz 
und Verordnung S. 205 ff.; Hsenel, Staatsrecht I S. 84 ff.; G. Meyer, 
Staaatsrecht S. 14 f.; Kehni, S. 179 f.; Tezner, S. 182 ff.; Gierke, in 
Schmollers Jahrbuch VII (1883) S. 1135 ff. und in Zeitschr. f. d. ges. 
Staatsw. Band 30 (1874) S. 265 ff.; Geffcken, S. 82 ff. 

2) Hsenel, Staatsrecht I S. 335; Lab and, I S. 102. 

^) Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 205, System S. 129. 

*) Jellinek, I S. 513 System S. 213; Haenel, Staatsrecht I S. 88; 
anders Rehm, S. 180. 

^) G. Meyer, Staatsrecht S. 14. 
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neuer selbständiger Wille, der verschieden ist 
vom Willen der ihn bildenden Individuen, eben der 
Wille jener Kollektivperson, deren Teil bloss das Indi- 
viduum ist. Was das Organ erklärt, ist Wille 
der Kollekli vperson. Organ und juristische 
Person sind eine Einheit. 

Der Wille des Individuums ist nur dann Organ- 
wille und damit Wille der juristischen P.erson, wenn er 
so zu Stande kommt und geäussert wird, wie die recht- 
liche Ordnung, die der juristischen Person ihre Organi- 
sation giebt, es vorschreibt. Nicht jeder Wille des 
Einzelnen ist Organwille, sondern nur die Willensäus- 
serung in rechtlich bestimmter Form. Dem Einzel- 
wnllen sind gewisse Schranken gesetzt; das Organ muss 
sich innerhalb seiner Kompetenz halten, und nur 
dann ist das Handeln des Einzelnen nicht mehr seine 
That, sondern die That der höheren juristischen Einheit. 
Ueberschreitet das Organ seine Zuständigkeit, so ist kein 
Organwille zu stände gekommen, die Kollektivperson hat 
nicht gewollt. Wie weit die Kompetenzen eines jeden 
Organes gehen, bestimmt stets die Rechtsordnung des 
Verbandes selbst, nicht das Organ. Denn es handelt sich 
um Funktionen der juristischen Person, die sie selbst 
durch ihr Organ vornimmt. Das Organ als solches übt 
nicht eigene Rechte aus, sondern immer Rechte des 
Verbandes, dem es als Teil angehört. 

Wie jede juristische Person, so kann auch der 
Staat einen Willen nur bilden durch das Mittel von 
physischen Personen. Auch staatlicher Wille ist mensch- 
licher Wille, ^) und darum muss der Staat zur Gewinn- 
ung seines Willens Menschen zu seinen Organen 
werden lassen. In welcher Weise dies geschieht, be- 
stimmt die Rechtsordnung des Staates, und die so ge- 
schaffenen Organe stellen innerhalb ihrer vom Staat fest- 



Jellinek, I S. 512 f. und System S. 213, Borel, S. 22 und die 
dort Oitierten. 

Jellinek, I S. 381, System S. 129. 
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gesetzten Kompetenzen den Staat dar. ^) Ohne Organe 
kann kein Staatswille hergestellt werden und darum 
kann der , Staat ohne Organe nicht gedacht 
\verden.^) 

Staatsorgane sind diejenigen Personen, die 
als Teil des Staates für den Staat einen Willen 
äussern, der nach der Rechtsordnung des Staates 
Staatswille ist. Staatsorgan kann ein einzelner Mensch 
sein oder eine Mehrheit von Personen, die ihren einheit- 
lichen Willen nach bestimmten Regeln zu stände bringt. 
Staatsorgan kann auch eine juristische Person sein,^) 
denn auch sie ist fähig, einen Willen zu erzeugen, indem 
sie Menschen als ihre Organe thätig w^erden lässt. Die 
Organe der juristischen Person handeln dann auch als 
Organe des Staates. Dadurch aber werden die juristischen 
Personen selber zu Organen des Staates. Denn weil 
die Organe der juristischen Person auch Organe des 
Staates sind, so ist ihr Wille Organwille des Staates. 
Weil sie aber auch Organe der juristischen Person sind, 
so ist ihr Wille ebenso Wille der juristischen Person 
selbst. Folglich ist der Wille der juristischen Person 
auch Organwille des Staates, also die juristische Per- 
son Staatsorgan. 

Wie jedoch die physische Person als Organ ihre 
Persönlichkeit verliert,*) indem sie zum Teil einer 
anderen Person wird, so auch die juristische, sofern sie 
zum Organ wird. Soweit man bloss Teil einer Person 
ist, kann man nicht selbst Person sein. Dem Organ fehlt 
ein selbständiges Dasein, es hat keinen eigenen Zweck. 
Es verfolgt den Zweck des Staates, der als Ganzes über 
ihm als Teil steht. 

Die Organisation des Bundesstaates zeichnet sich 
nun dadurch aus, dass unter seinen Organen sich Staaten 



Jellinek, I S. 513, System S. 129, 213. 

2) Jellinek, I S. 498, System S. 213, Gesetz und Verordnung S. 205. 

3) Jellinek, I S. 499; Geffcken, S. 44. 
■*) Jellinek, I S. 512. 
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l)etinden. Die Kantone helfen als Organe mit, den 
i)undesstaatlichen Willen zu bilden. Die Organstellung 
des Kantons kann sich darauf gründen, dass seine Or- 
gane auch im Bunde eine Organthäiigkeit zugewiesen 
•erhalten. Das Kantonsvolk, die gesetzgebende Versamm- 
lung oder die Reigierung des Kantons sind auf Grund 
der Bundesverfassung dazu berufen, in gewissen Fällen 
bei Aktionen des Bundes thätig zu werden. Hat das 
Kantonsorgan aber diese Befugnis, so muss sie auch der 
Kanton selbst haben. Rechte der Kantonsorgane sind 
stets Rechte der Kantone. Auf diese Weise kommt man 
•dazu, von organschaftlichen Funktionen der Kantone 
selbst zu sprechen.^) Umgekehrt muss der Kanton, da 
er selbst juristische Person ist, alle die Rechte, die ihm 
im Bunde gewährt sind, stets durch seine Organe aus- 
üben. 

In seiner Stellung als Organ finden auf den Kanton 
alle die allgemeinen Rechtssätze Anwendung, die das 
juristische Wesen des Organs überhaupt bestimmen. 
Nicht der Kanton als solcher handelt, sondern 
der Bund handelt durch sein Organ Kanton. 
Staatsrechtlich vollzieht der Kanton eine Funktion des 
Bundes. Sie besteht darin, dass der Kanton einen 
Willen äussert, den der Bund als den seinen anerkennt 
kraft seiner Rechtsordnung. 

Die Willensäusserung des Kantons ist Organ- 
funktion. Der Kanton übt zunächst nicht ein ihm 
eigenes Recht aus, sondern das Recht des Bundes- 
staates, dem er als Organ angehört. Hat er auch ein 
Recht darauf, die betreuenden Funktionen vorzunehmen, 
sobald er sie vollzieht, nimmt er eine Handlung des 
Bundes vor, übt er Rechte des Bundes aus. Das Recht 



1) Jellinek, I S. 499 und 699. — Fisk, a. a. 0. S. 66 findet das 
charakteristische Merkmal des Einheitsstaates darin, dass unter seinen 
Organen keine „Staaten" sieh befinden ; des Unionstaates, dass unter seinen 
Organen „Staaten" sich befinden. 

2) Jellinek, I S. 708. 
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des Bundes mithin bestimmt, worin die Thätigkeit 
seines Organs Kanton besteht. S^tets ist es der Staat, der 
seinen Organen ihre Stellung und ihre Funktionen zu- 
weist.^) Der Staat grenzt jedem Organ seine Kompe- 
tenzen ab. 

Subjekt* des durch das Organ geäusserten Willens 
ist stets der Staat, nicht das Organ in Gegenüberstellung 
zum Staat, und darum ist Subjekt der staatlichen Funk- 
tion, die durch den Kanton als Organ ausgeübt wird, 
der Bund, nicht der Kanton in seiner Selbständigkeit. 
Das Organ als solches hat keine eigenen Rechte^), son- 
dern zunächst nur Rechte des Staates zur Ausübung 
in seiner Eigenschaft als Organ. Immer sind es staat- 
liche Zuständigkeiten, die das Organ ausübt.^) Auf diese 
Ausübung als Organ aber kann die Person, durch 
w^elche das Organ dargestellt wird, ein Recht haben. 
Dann besteht das Recht dieser Person und die Ausübung 
dieses Rechtes in der Ausübung eines fremden Rechtes. 
Damit kommen wir zu der Frage nach der subjektiven 
Berechtigung des Kantons, zur Organthäti gkeit. 



§ 17. III. Die subjektive Berechtigung des Kantons 

auf staatliche Organschaft. 

Eine Summe von objektiv-rechtlichen Sätzen bestimmt 
die Organisation und die Funktionen der Staatsgewalt, 
damit innerhalb jener Schranken der Staat sein rechtlich 
geordnetes Dasein führe. Die Normen, die so der Staat 
aufstellt, sind im Gemeininteresse, im Interesse des Staates 
selbst erlassen. Der Staat schatYt für sich objektives Recht. 



Triepel, S. 185. 

2) Jellinek, I S. 513. 

3) Jellinek, I S. 513. 
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Die Handhabung desselben kann und soll zwar auch 
regelmässig den Individuen und Verbänden im Staate zu 
gute kommen; ein rechtlicher Anspruch aber, dass der 
Staat in dieser bestimmten Weise vorgehe, ist damit dem 
Einzelnen nicht notwendig gegeben. Das Staatsrecht ist 
viehnehr dadurch ausgezeichnet, dass eine grosse Anzahl 
seiner Sätze lediglich obje k tives Rech t schatl't, aus 
dem subjektive Berechtigungen für die Staatsan- 
gehörigen nicht herzuleiten sind. Der Vorteil, der den 
Personen im Staate dann aus der Handhabung des ob- 
jektiven Rechtes erwächst, ist in diesem Falle nur eine 
Keflexwirkung des objektiven Rechtes. 

Jedoch eröffnet sich dem Staat auch die Möglichkeit,, 
bei der Aufstellung seiner Normen neben seinem eigenen 
Interesse auch dasjenige der ihm eingegliederten Per- 
sonen, seiner Mitglieder, zu berücksichtigen, und dies 
zwar derart, indem der Staat dem Einzelnen gegenüber 
sich Schranken auferlegt und daraus für den F^inzelnen 
einen rechtlichen Anspruch entsi)ringen lässt, dass so 
und nicht anders im Staate gehandelt werde. Indem auf 
diese Weise der Staat staatliche und individuelle Inter- 
essen zugleich fördert, lässt er subjektive Berechti- 
gungen entstehen, die den Personen im Staate 
gegenüber dem Staat selbst gegeben sind. So tritt 
dem blossen Reflexrecht das subjektive öffentliche 
Recht gegenüber.^) 

Für uns erhebt sich nun die P'rage, ob der recht- 
liche Eintluss, der den Kantonen auf die staatliche Thätig- 
keit des Bundes eingeräumt ist, eine blosse Retlexwirkung 
des objektiven Bundesrechtes sei, odör ob der Kanton 
auch ein subjektives Recht darauf habe, diesen Eintluss 



^) Zu diesen und den folgenden Ausführungen sei hier verwiesen 
auf Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte 1892 und dazu 
die Kritik von Tezner in Grünhuts Zeitschrift Bd. 21 (1894) S. 107 ff. — 
lieber die subjektiven öffentlichen Rechte vergl. ferner G. Meyer, Staatsrecht 
S. 30 ff. und die dort Citierten; 0. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht 
I S. 104 ff. und neuestens Jellinek, Das Recht des modernen Staates 
I S. 366 ff., auch 514 ff. 

O 
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geltend zu machen. Die Antwort kann nach unseren bis- 
herigen Ausführungen nicht mehr zweifelhaft sein. Der 
schweizerische Bundesstaat wird zum Bundesstaat im 
Rechtssinne erst dadurcli, dass eben die GUedstaaten, die 
Kantone, das Recht haben auf Mitwirkung im Bunde, und 
dass das Subjekt dieses Rechtes eben die Kantone 
selbst sind. Das Recht der Mitwirkung ist ein 
subjektives öffentliches Recht.^ 

Eine bestimmte Gruppe der subjektiven ölfentlichen 
Rechte, und sie hat uns hier allein zu beschäftigen, giebt 
den Personen im Staate ein Recht auf Anteilnahme 
an der Staatsthätigkei t.^) Sie wird in Bezug auf 
das einzelne Individuum als die Gruppe der politischen 
Rechte bezeichnet.^) -Der vollberechtigte Staatsbürger des 
schweizerischen demokratischen Staates ist dazu berufen, 
an der staatlichen Herrschaft, die über ihm waltet, teil- 
zunehmen. Der Staat giebt dem Einzelnen ein subjektives 
Recht darauf, dass bei gewissen staatlichen Funktionen 
der staatliche Wille nicht anders gebildet wird, als durch 
Mitwirkung der Staatsglieder, der Personen im Staate. 
Die Summe von Einzelpersönlichkeiten, die im Staate zu 
einer neuen Einheit zusammengefasst ward, macht den 
Bestand der Mitglieder des Staates aus. Kraft seiner Mit- 
gliedschaft am Staate steht nun jedem dieser einzelnen 
Rechtssubjekte, jedem Bürger ein Recht zu, das darauf 
gerichtet ist, staatlichen Willen hervorzubringen. Da staat- 
licher Wille aber nur der Staat allein in seiner begriff- 
lichen Einheit zu äussern vermag, so wird der Einzelne 
in der Ausübung seines Rechtes Organ des Staates, und 
dadurch, dass das' Individuum Or^anwille im Staate hat, 



') Vergl. hierüber bes. Jellinek, System S. 281 ff. 

^) Jellinek, System S. 82 und 129 ff. spricht hier von den aus 
dem „aktiven Status" entspringenden Ansprüchen. 

^) Die politischen Rechte in der Schweiz, Wahlrecht, Stimmrecht 
und Teilnahme an der Volksinitiative, bilden in ihrer Zusammenfassung das 
sogenannte Aktivbürgerrecht. Vergl. H. Kunz, Das zürcherische und eid- 
genössische Aktivbürgerrecht. 
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ist sein Wille selbst ein Stück Herrschervville des Staates 
geworden. 

Dieser demokratische Grandsatz, wonach der ein- 
zelne Bürger als Staatsmitglied nicht nur der Staatsgewalt 
unterthan, sondern auch an ihr mitbeteiligt ist, beherrscht 
das Staatsrecht der schweizerischen Kantone sowohl, wie 
auch das Staatsrecht des Bundes. Der Bund aber unter- 
scheidet sich von den Einheitsrepubliken dadurch, dass 
er nicht nur einzelne Bürger, sondern auch eine Anzahl 
von Staaten zu einer höheren staatlichen Einheit ver- 
bindet. Will also die Bundesrepublik auch ihre Natur 
als Bund von Staaten zur rechtlichen Erscheinung 
bringen, so wird sie auch den Einzelstaaten eine 
Anteilnahme an der souveränen Staatsgewalt in Form 
eines rechtlichen Anspruches hierauf gewähren 
müssen.^) 

Subjekt der öffentlich-rechtlichen Berechtigung, 
einen Organwillen im Staate äussern zu können, ist in 
der Einheitsrepublik der einzelne Mensch in seiner Quali- 
tät als Person, als Rechtssubjekt. Rechtssubjektivität 
steht aber auch Verbänden im Staate zu, auch sie sind 
fähig, einen einheitlichen Willen zu bilden. Darum kann 
der Staat auch diesen juristischen Personen eine 
Anteilnahme am Staatsleben in der geschilderten Art ein- 
räumen, auch ihren Willen als seinen Organwillen aner- 
kennen. Der Bundesstaat nun hat ihm eingeordnete Ver- 
bände, die nach einer Richtung ihres Daseins selbst 
Staaten sind. Daran knüpft der Bund an und stattet 
diejenigen der ihm untergeordneten Rechtssubjekte, die 
Staaten sind und weil sie Staaten sind, mit be- 
sonderen Anteilsrechten aus; mit Rechten, die an- 



^) So spricht auch Lab and, sonst ein Gegner des Begriffes eines 
subjektiven öffentlichen Rechtes, dem Gliedstaat eine subjektive Berechtigung 
auf Anteilnahme an der Bundesgewalt in .der Form eines Mitgliedschafts- 
rechtes zu, I S. 57 und 102 ff. Ja, wenn Lab and a. a. 0. und Seite 91 
den Gliedstaat als anteilsmässig berechtigtes Subjekt dei Bundesgewalt 
mit dem vollberechtigten Staatsbürger der Demokratie vergleicht, so ist 
dies gerade für die Schweiz vollkommen zutreffend. Vergl. oben S. 58 X. 7. 
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deren Verbänden versagt sein können und die der Kan- 
ton gerade auf Grund seines staatlichen Charakters 
besitzt. 

Auf diese Weise wird der Kanton mitbeteiligt 
an cier Herrschaft des Hundesstaates, gleich wie es der 
einzelne Staatsangehörige wird.^) Dass dieser Anteil an 
der Bundesgewalt durch die Ausstattung mit Organqua- 
lität gegeben ist, und wie die Organthätigkeit selbst dann 
beschaffen ist, ist früher erörtert worden. Hier interessiert 
uns nur der su bjektiv-i*echtliche Anspruch des Kan- 
tons, als Organ des Bundes fungieren zu können. 

Da die Mitwirkung der Kantone in der x\usübung 
organschaftlicher Funktionen besteht, ist seine subjektive 
Berechtigung auf staatliche Organschaft gerichtet.^) 
Die Kompetenzen, die der Kanton als Organ hat, sind 
zwar Kompetenzen des Bundes, nicht eigene Hechte des 
Kantons. Aber darauf hat der Kanton ein Recht, dass 
der Bund diese Kompeten/.en durch sein Organ Kan- 
ton ausübe. 

Dies ist das Ziel und dai'in liegt der Wert der sub- 
jektiven Berechtigung, die eigene Persönlichkeit zu ver- 
Ueren, um als Organ thätig werden zu können, 
weil nur auf diese Weise der Kanton einen Anteil an 
der Bundesgewalt erhalten kann. Als Organ nimmt der 
Kanton teil an der staatlichen Thätigkeit des Bundes; 
denn wenn der Bund Staat und der Staat Person ist, so 
kann in einer anderen Form diese Teilnahme an der 
Willensbildung des Bundes nicht gedacht werden. 

Darum geht der j'echtliche Anspruch des Kantons 
darauf, dass er als Organ anerkannt werde, dass 
er die Stellung eines Bundesorgan es einnehme. 
Weil aber der Kanton nur dann als Organ des Bundes 
erscheint, wenn er die organschaftlichen Funktionen auch 
vornimmt — denn erst in dieser Vornahme und durch 
dieselbe wird der Kanton Organ — , so besteht der recht- 



') Laband, I S. 57 und 91 und Jcllinek, System S. 287. 
2) Jellinek, I S. 713 f., System S. 287 ff. 



— m — 

liehe Anspruch ebenso notwendig auch darin, dass der 
Kanton als Organ thätig werden kann. Wer den Kan- 
ton als Organ nicht funktionieren lässt, versagt ihm (ia- 
mit aucli seine Anerkennung als Organ; die Anerkennung 
als Organ kann nicht anders zum Ausdruck kommen, 
als dass man das Organ als solches auch funktionieren 
lässt. In diesem Sinne kann man somit die Organstellung 
von der Organfunktion nicht trennen. Wer das Recht 
auf die erstere hat, hat ebenso auch das Recht auf die 
letztere. Eine Organstellung ohne Organthätigkeit ent- 
behrte jeglichen Sinnes, jeglicher Bedeutung, wäre wert- 
los. Dadurch, dass der Hund den Kanton als Organ thätig 
w^erden lässt, anerkennt er ihn als sein Organ. 

Sein Recht übt der Kanton dadurch aus, dass er 
als Organ für den Rund thätig wird. Fremdes Recht, 
Bundesrecht also, übt der Kanton, zwar nicht in Ver- 
tretung, aber in seiner Eigenschaft als Organ 
aus, und erst in dieser Ausübung jenes fremden Rechtes 
liegt zugleich die Ausübung seines Rechtes. Subjekt 
des Rechtes, das der Kanton ausübt, ist der Bund; aber 
Subjekt des Rechtes, als Organ das Recht des 
Bundes auszuüben, ist der Kanton.^) Das Recht, 
Organ zu sein, ist dem Kanton zu eigen. In der 
Organthätigkeit des Kantons liegt somit ein Doppeltes: 
Es übt einmal der Bund sein Recht aus durch sein Or- 
gan Kanton: sodann übt auch zugleich der Kanton sein 
Recht aus, als Organ thätig werden zu können.^) 



') Die Ausführungen von Rosin, S. 279 und (xierke, in Schmoll eis 
Jahrbuch VII (1883) S. 1164 können hier wohl in dieser Weise verwertet 
werden. 

^) So verhält es sich auch z. B. mit dem Wahlrecht des Einzelnen. 
Subjekt der staatlichen Funktion des Wählens ist der Staat, aber Subjekt 
des Rechtes, diese Thätigkeit des Wählens als Organ des Staates vorzu- 
nehmen, ist der Einzelne. Diese organschaftliche Thätigkeit des Einzelnen 
nennt man nun aber eben auch wählen, und in diesem Sinne wählt der 
Einzelne und hat ein Recht auf dieses Wählen. Darum braucht man nicht 
zu dem in der That „paradoxen" Satze zu greifen, das Wahlrecht sei nicht 
das Recht zu wählen, sondern das Recht auf Anerkennung als Wähler und 
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In der Organthätigkeit ist der Wert des subjektiven 
Rechtes des Kantons, die Teilnahme an der Herrschaft 
des Bundes, enthalten. Der Kantonswille ist als Organ- 
wille Bundeswille, der Wille des Kantons ist ein Stück 
Herrscherwille des Bundes.^) 

Das subjektive öffentliche Recht ist ein Recht gegen- 
über dem Staat. Gegen den Bund richtet sich also 
der Anspruch der Kantone auf Organqualität. Der Bund 
bedient sich der Kantone zu seiner Willensbildung, giebt 
ihnen aber darauf auch ein Recht durch seine Verfassung. 
Es geht dieser Anspruch über ein blosses ReÜexrecht 
hinaus, er ist subjektivrechtlich. Es folgt dies aus 
dem Wesen des Bundesstaates.^) Die Bundesverfassung 
der schweizerischen Eidgenossenschaft ist eine bundes- 
staatliche; sie räumt Staaten eine Teilnahme an der 
Zentralgewalt ein, nicht nur so, dass der Bund lediglich 
an diese Vorschrift als an sein objektives Recht gehalten 
wäre, ohne dass daraus eine subjektive Berechtigung der 
Kantone entstünde. Diese letztere ist vielmehr vorhanden, 
und wenn der Bund sich über diese Verfassungsvor- 
schriften hinwegsetzt, verletzt er nicht nur sein objektives 
Recht, sondern auch das subjektive Recht desKantons. 
Nicht dem Bunde allein sollen diese Normen zu gute 
kommen, sondern auch dem einzelnen Kanton. Der 
Bund rechnet mit den Kantonen als den ihn zusammen- 
setzenden Faktoren ebenso sehr, wie mit seinen einzelnen 
Bürgern. Jener Anteil der Kantone an der Herrschaft 
des Bundes ist rechtlich formuliert und abgemessen, er 
ist in die Gestalt eines subjektiven Rechts auf organ- 
schaftliche Thätigkeit im Bund gebracht. Ein der- 



Zulassung zur Wahl (Jellinek, System S. 152, auch I S. 382). Was soll 
denn die Anerkennung als Wähler, wenn der Wähler nicht wählen kann ? 
Nur die That des Wählens hat Rechtswert, wenn auch diese That Aus- 
übung eines fremden Rechtes in der Eigenschaft als Organ ist. Vergl. 
Tezner, S. 152 ff. und Laband, I S. 307 N. 1. 

Vergl. Tezner, S. 158. 

2) Jellinek, System S. 287. 
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artiger Anspruch besteht nicht nur thatsiichlich, sondern 
auch rechtlich; nur (hidurch ist die schweizerische Eid- 
genossenschaft auch als ein Bundestaat im juristischen 
Sinne konstituiert. Diesen Anspruch lediglich auf das 
Gebiet des Thatsächlichen verweisen, hiesse juristisch die 
Bundesstaatsnatur der Schweiz negieren. 

Wenn es zwar dem Bunde auch freisteht, selbständig 
diese Rechte der Kantone zu regeln, vielleicht einmal 
dem Kanton sie ganz zu entziehen, so ist damit das Recht 
nicht illusorisch gemacht oder gar überhaupt nicht vor- 
handen. Jedes Recht unterliegt staatlicher Regelung und 
kann möglicherweise durch den Staat entzogen werden, 
es büsst darum seinen Charakter als Recht nicht ein. 
Nicht was alles in Zukunft geschehen könnte, sondern 
was zur Zeit rechtUch und thatsächlich besteht, bietet 
die Grundlage der rechtlichen Betrachtung.*) So lange 
die Verfassung jene Anteilsrechte kennt, sind sie auch 
Rechte, über die der Bund sich nicht hinwegsetzen darf. 
Ms Rechte bestehen sie, solange die schweizerische 
Eidgenossenschaft Bundesstaat bleibt. 



») Laband, I S. 100; Jellinek, I S. 717; auch Kunz, a. a. 0. 
S. 43 ff. 



DRITTES KAPITEL. 

Die besonderen Bestimmungen des 
schweizerischen Staatsreclites. 



§ 18. I. Einleitende Erörterungen. 

Die einzelnen Mitwirkungsrechte, die die Bundes- 
Yerfassung den Kantonen gewährt, sind nicht so zu stände 
gekommen, dass ledigMch einem juristischen Prinzip zu 
liebe man den Kantonen in willkürlich ausgewählren 
Einzelfällen eine Organstellung zugestanden hätte. Viel- 
mehr sind es historische Gründe und politische Erwäg- 
ungen, die veranlassten, die Mitwirkungsrechte im ein- 
zelnen gerade so und nicht anders auszugestalten.^) 

Nicht wenige Bestimnmngen der Bundesverfassung 
sind noch deutliche Anklänge an den Zustand vor 1848, 
wo die souveränen Kantone vorzüglich die Träger des 
politischen Lebens in der Schweiz waren, einzig durch 
das Band des Staatenbundes zusammengehalten. Gerade 
bezüglich der Mitwirkungsrechte macht sich dieses Hin- 
einragen der alten Einrichtungen in die neue Ordnung 
bemerkbar. Die spezielle Ausgestaltung, welche die Be- 
teiligung der Kantone an der Bundesgewalt erhalten hat, 
lindet oft ihre historische Erklärung in der Thatsache, 
dass die Kantone als souveräne Staatswesen zu einem 
Staatenbunde vereinigt waren und gemeinsame Bundes- 
angelegenheiten gekannt und gepflogen hatten. 

Die schweizerische Eidgenossenschaft bildete vor 
1848 einen Staatenbund. Das oberste Bundesorgan 



^) Jellinek, Staatenverbindungeu S. 288. 
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Avar die Tagsatzung. In dieser war jeder Kanton nicht 
nur politisch, sondern im juristischen Sinne vertreten; 
jeder Kanton hatte eine Stimme, die er durch seinen von 
iiim instruierten Gesandten geltend machte.^) Durch ent- 
sprechende Instruktionen konnten so alle die Angelegen- 
heiten zur Erörterung gehracht werden, die ein jeder 
Kanton behandelt wissen wollte. Die Grundlage des 
Bundes bildete der Bundesvertrag von 1815.**) Der Staaten- 
bund war ein Vertrag zwischen zweiundzwanzig sou- 
veränen Staatswesen. "M Jeder Kanton war Vertragspartei. 
Als solche war er auch Herr über die Vertragsbestim- 
mungen in dem Sinne, dass diese nicht ohne seine Mit- 
wirkung und Zustimmung abgeändert werden konnten.^) 
Als Ver tragsi)artei war jeder Staat interessiert und 
beteiligt am Leben des Bundes, als Vertragspartei, als 
Staat, gab jeder seine Stimme ab. 

So war ein politisches Zusammengehen schon vor 
1848 da, es gab eine eidgenössische Politik, ehe es einen 
eidgenössischen Staat gab. Man kannte gemeinsame An- 
gelegenheiten, die man in gemeinsamen Beratungen und 
in gemeinsamem Vorgehen erledigte. Politisch bedeutete 
der Uebergang zum Bundesstaat nur ein stärkeres 13e- 
tonen der Zusammengehörigkeit. Man fühlte, dass diese 
soweit gediehen war, dass das alte vertragliche Verhältnis 



^) Bundesvertrag zwischen den 22 Kantonen der Schweiz vom 7. 
August 1815, Art. 8, bei Bluntschli, Geschichte II S. 362. 

*) Hier von einer Bundesverfassung zu sprechen (wie es z. B. 
Bluntschli, Geschichte I S. 479 ff. thut), ist nicht ganz korrekt, indem 
wir unter Verfassung, im Gegensatz zu Vertrag, ein Gesetz verstehen. 
Die betreffende Urkunde bezeichnet sich auch selbst als Vertrag (s. Bluntschli, 
a. a. 0. II S. 358). 

^) Die Ansichten über die rechtliche Natur des Staatenbundes sind 
geteilt. Die Litteratur ist angeführt bei Laban d, I S. 54 N. 1 und bei 
G. Meyer, Staatsrecht S. 35 ff. 

*) Besondere Bestimmungen über Abänderung des Vertrages fehlten, 
mithin konnten solche mit bindender Wirkung für alle Beteiligten nur 
unter Zustimmung sämtlicher Kontrahenten vorgenommen werden. Dies 
ist auch bei den Revisionsverhandhingen von verschiedenen Kantonen betont 
worden. Vergl. Fleiner, 8. 4 f. 
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niclit mehr genügte. Hier war es noch der Staatsgewalt 
eines jeden einzelnen Kantons überlassen gewesen, das,, 
was man als im Interesse des Ganzen erachtete , mit 
seiner Macht durchzuführen. Dem Bund fehlte die staat^ 
liehe Herrschaft. Jetzt ging man einen Schritt weiter. Esf- 
sollte eine besondere eigene Staatsgewalt errichtet werden,. 
die von sich aus jene Interessen des Ganzen auch mit 
herrschaftlicher Macht selbständig durchzuführen im Stande 
wäre; eine Staatsgewalt, die die gemeinsamen Angelegen- 
heiten des Bundes mit ihrer Herrschaft im Interesse aller 
Verbündeten erledigen sollte. Es war dieser Schritt von 
der vertraglichen Vereinbarung zur staatlichen Einigung 
eine Stärkung der ge meineidgen össischen 
Politik. 

Für die juristische Betrachtung aber war es« 
nicht nur der alte Bund in verstärkter Form, der jetzt 
die Kantone verband. Es war etwas vollständig Neues- 
ins Leben getreten, eine S taatsge walt, wo früher eine 
solche gänzlich fehlte. Die Kantone sind einer Herrschaft 
unterworfen, die juristisch unabhängig von ihnen ist. 
Darum musste auch die frühere Anteilnahme am Bundes« 
leben eine andere Gestalt annehmen. Aus der Beteiligung 
als Vertragsparteien, als Staaten im l^unde von Staaten, 
musste eine solche von Organen im Staate werden. 
Der Kantonswille musste Organwille werden, sollte er 
fortan als Bundeswille gelten. Dies forderte die Unter- 
ordnung unter die Bundesstaatsgewalt. Der Zusammen- 
hang mit früheren Zuständen aber verleugnet sich auch 
in dieser juristischen Umgestaltung der Mitwirkungsrechte 
nicht, und es wird bei Erörterung der einzelnen Mitwir- 
kungsrechte jeweilen auf die historischen Anknüpfungs- 
punkte hingewiesen werden könnnen. 

Da nun aber im neugeschaffenen Staate die Idee- 
stets lebendig blieb, dass die Kantone von einer Mitwir- 
kung an der Thätigkeit des Bundes nicht ausgeschlossen 
sein dürften, machte diese Idee ihre Kraft auch dort 
geltend, wo neue staatliche Institutionen eingeführt wur- 
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den, die darum, weil sie etwas für den Bund Neues 
waren, nicht einfach als eine Herübernahme von Ein- 
richtungen des alten Staatenbundes in neuer Form erklärt 
werden können. So bildeten die Volksrechte, die in den 
siebziger Jahren im Hunde sich Eingang verschafften, 
eine solche Neuerung, bei welcher nicht zu verkennen 
ist, dass auch das föderative Element nicht einfach bei 
Seite geschoben werden konntet) 



§ 19. II. Direkte und indirekte Beteiligung. 

Die Beteiligung der Kantone als Organe des Bundes 
lässt sich in zwei Klassen einteilen. Der direkten Be- 
teiligung steht die indirekte gegenüber.^) In beiden 
Fällen ist der Kanton unmittelbares Staatsorgan, übt er 
staatliche Funktionen aus. Nur das Ziel dieser Organ- 
thätigkeit ist ein verschiedenes. 

Bei der indirekten Beteiligung nämlich ist die' 
organschaftliche Funktion des Kantons darin erfüllt, ein 
anderes Organ des Bundesstaates bestellt zu haben, das 
dann seinerseits staatlichen Willen im Bereiche seiner 
Kompetenz zum Ausdruck bringt. Die Kantone schaffen 
sich eine Vertretung nach Art der Volksvertretung, den 
Ständerat. In denjenigen Staaten, wo die politischen 
Rechte der Bürger nur im Wahlrecht bestehen, sprechen 
wir auch von einer Beteiligung der Unterthanen an der 
staatlichen Thätigkeit. Diese Beteiligung ist ebenfalls 
eine indirekte in unserem Sinne, die einzelnen Bürger 
schaffen ein Organ des Staates, das politisch sie zu ver- 
treten hat, juristisch mit ihnen selbst eine Einheit bildet. 



^) Vergl. unten § H2; ferner § 37 zweite Note in Verbindung mit 
den drei letzten Noten des § 34. 

2) So aueh Le Für, S. 636 und 673. 
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So sind dort die Kantone, wie hier die Bürger, nur 
Kreationsorgane für ein anderes Organ. Der Stände- 
rat stellt die Kantone, die ihn formieren, in ihrer Gesamt- 
heit dar. 

Die übrigen Fälle bilden den Kreis der direkten 
Mitwirkung. Hier äussert der Kanton selbst unmittel- 
bar seinen Organ willen, analog der Stimmabgabe des 
Bürgers bei der direkten Volksgesetzgebung. Es bedarf 
nicht eines besonderen Organs, das, mit dem Organ Kan- 
ton zur Einheit verbunden, allein erst dessen Willen 
kund thun könnte. Die direkte Beteiligung besteht also 
darin, irgend eine staatliche Willensäusserung zu thun, 
die nicht bloss Bestellung eines anderen Organs ist. 
Dieses negative Kriterium drückt am klarsten den Gegen- 
satz zur indirekten Beteiligung aus. Im einzelnen können 
die direkten Mitwirkungsrechte Verschiedenes enthalten, 
niemals aber bloss Kreation eines w^eiteren Organes. ^ 

Direkt beteiligt sich der Kanton an der Zentral- 
gevvalt des Bundes,^) wenn er von seinem Vorschlags- 
recht in der Bundesversammlung Gebrauch macht; 
wenn er im Verein mit anderen Kantonen den Anstoss 
zur Einberufung der Bundes Versammlung oder 
zu einer Referendumsabstimmung giebt; endlich 
auch durch die Stimmabgabe bei einer Verfas- 
sungsrevision, wo er in Verbindung mit noch einem 
anderen Faktor, dem Schweizervolk, handelt. Indirekt 
dagegen bei der Bestellung des Stände rates. 



^) Man kann die indirekte Beteiligung auch als Beteiligung an 
der Organbilduug bezeichnen und ihr dann die Beteiligung an der 
eigentlichen Willensbildung gegenüberstellen, wobei aber zu beachten 
ist, dass auch in der Organbildung ein Stück staatlichen Willens zur Er- 
scheinung kommt, Organbildung also nur eine besondere Art der Willens- 
bildung ist. 

^) Vergl. die Hinweise bei Brie, Theorie S. 125 f. 
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§ *^0. ANHANG. 

Die Berücksichtigung der Kantone bei der Bestellung 
des Nationalrates und des Bundesrates. 

Abgesehen von den genannten Fällen finden die 
Kantone weiter noch eine Berücksichtigung bei der Be- 
stellung des Nationalrates und des Bundesrates, 
sodass auch hier von einem rechtlichen Einfluss der 
Kantone auf die Bundesgewalt gesprochen werden 
kann. ^) Unter die Kategorie der Mitwirkungsrechte 
aber kann diese Berücksichtigung nicht gebracht werden, 
weil den Kantonen dadurch nicht eine Organfunktion im 
Bunde zugewiesen ist. Darum sollen bloss anhangsweise 
diese Punkte kurz angedeutet werden. 

Die Mitglieder des Nationalrates werden zwar durch 
die Gesamtbevölkerung in eidgenössischen Wahlkreisen 
so gewählt, dass auf 20000 Seelen ein Abgeordneter fällt. 
Bei der Wahlkreiseinteilung aber dürfen die Kantone 
nicht auseinandergerissen werden, und es dürfen nicht 
Wahlkreise durch Verbindung von Teilen verschiedener 
Kautone gebildet werden. Eine Bruchzahl über 10 000 
vSeelen wird für 20 000 Seelen gerechnet. Jeder Kanton 
oder Halbkanton ist berechtigt, mindestens ein Mitglied 
in den Nationalrat zu senden, sodass auch ein Kanton, 
der weniger als 20 000 Seelen zählt, doch stets für seine 
Bevölkerung eine Vertretung im Nationalrate hat.*) 

Die Bundesratsmitglieder werden von der Bundes- 
versammlung aus allen in den Nalionalrat wählbaren 
Schweizerbürgern gewählt, jedoch mit der Einschränkung, 
dass aus dem nämlichen Kanton nicht mehr als ein 
Mitglied im Bundesrate sitzen darf. •^) Im übrigen ist 
aber jeder Zusammenhang des Bundesrates mit dem kan- 
tonalen Elemente ausgeschlossen. 



') Jellinek, I Seite 706. 

') B.-V. 72 und 73. — Blumer-Morcl, III S. 35; Borel, S. 201. 

3) B.-V. 96. — Bliimer- Morel, III S. 83 und 84, 85. 
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III. Die einzelnen Mitwirkungsrechte. ^) 

A. Die indirekte Beteilignnf^. 
Der Stilnderat. 

§ 21. I. Föderatives Prinzip und ZweiJcammersystem. 

Die oberste Gewalt des Bundes wird unter Vorbe- 
halt der Rechte des Volkes und der Kantone durcli die 
Bundesversammlung ausgeübt. Sie ist in erster Linie 
oberste gesetzgebende Behörde. Sie zerfällt in zwei Ab- 
teilungen, den Nationalrat und den Ständerat, die, von 
bestimmten Ausnahmefällen abgesehen , getrennt ver- 
handeln. Jedoch ist die Zustimmung beider Räte er- 
forderlich, soll ein Bundesgesetz oder ein Bundesbeschluss 
zu Stande kommen.^) 

Die Schweiz huldigt dem Zweikammersystem,*) 
welches sie nach amerikanischem Muster^) in Verbin- 
dung mit dem föderativen Prinzip gebracht hat.^) 
Der Ständerat ist eine parlamentarische Körperschaft.*) 
Der politischen Vertretung des gesamten Volkes, dem 
Nationalrat, wird eine solche der Kantone, der Stände- 
rat, gegenüber gestellt. Unabhängig von seiner Grösse 
und Bevölkerungszahl wählt jeder Kanton gleich viel 



*) Unsere Angaben in den hier folgenden Paragraphen (21—40) 
weichen von denjenigen bei SchoUenberger, Grundriss S. 11 ff. dann 
und wann in einigen Einzelheiten ab. 

'^) Vergl. B.-V. 71 fp. (besonders 71, 92, 89, Abs. 1). 

^) Vergl. Pubs, II S. 45. ff. 

*) Jeliinek, I S. 486; Curti, Geschichte S. 169 und Volksrechte 
S. 1. — üeber den amerikanischen Senat vergl. Holst, S. 43 ff. — 
Immnierhin aber weicht der Ständerat von seinem amerikanischen Vorbild, 
dem Senat, in rechtlich erheblichen Punkten ab. Die Beteiligung des Senats 
an der Staatsgewalt mit Ausschluss des Repräsentantenhauses hat in der 
Schweiz keine Nachahmung gefunden; vergl. Blumer-Morel, III S. 56; 
Rüttimann, I S. 148; Bornhak, S. 249. 

•\) Brie, Theorie S. 122; Bornhak, S. 239. 

«) Zorn, I S. 146 f. 
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Abgeordnete in den Ständerat. ^) Die Gesamtheit der 
Kantone ist durch den Ständerat rei)räsentiert, wie das 
Volk es durch den Nationah'at ist,*) und durch das Mittel 
dieses repräsentativen Organes sind die Kantone in ihrer 
Oesamtheit beteiligt an allen denjenigen Funktionen, die 
in den Zuständigkeitskreis der gesetzgebenden Versannn- 
Jung des Bundes geliören. ^) 

S 22. 2. Der Ständerat, sein historischer Zusammenhang mit der 
Tagsatzüng und seine juristische Verschiedenheit von der letzteren. 

Der schweizerische Ständerat ist, der politischen 
Idee nach, der Nachfolger der alten Tagsatzung des 
"Staatenbundes.^) Wie hier jeder Kanton durch seine 
Gesandten gleich stark, mit einer Stimme, vertreten war, 
so sollte auch dort jeder Kanton eine gleiche Anzahl von 
Abgeordneten entsenden. Politisch ist auch der Stände- 
rat der Ort, wo die kantonalen Interessen in erster Linie 
ihre Verteidigung gegenüber dem Bunde finden.^) Auch 
w^enn es keine Instruktionen giebt, so wird sich doch 
jeder Gewählte der Quelle seines Mandates bewusst sein 
und sich in den Dienst des Kantons, dem er seine Walil 
verdankt, stellen.^) Thatsächlich-politisch können so die 



1) Brie, Theorie S. 12B f. 

^) Den „Abgeordneten des schweizerischen Volkes" in Art. 72 der 
B.-V. sind in Art. 80 die „Abgeordneten der Kantone" gegenübergestellt. 

^) Dubs, II S. 186. — Die Kompetenzen der Bundesversammlung 
5ind aufgezählt in B.-V. 84 und 85. Jedes Mitglied der Bundesversammlung 
Jiat das Vorschlagsrecht (die Initiative), B.-V. 93 Abs. 1. 

*) Planta, S. 9; Bornhak, S. 248. 

^) Anders Planta, S. 109 f. und 182. 

^) Vergleiche die Ausführungen im ,, Bericht über den Entwurf einer 
Bundesverfassung vom 8. April 1848, erstattet von der am liy. August 1847 
•ernannten Revisionskommission" (Berichterstatter: Kern und Druey), 
Beilage C zum Abschied der ord. eidgen. Tagsatzung des Jahres 1847 
IV. Teil, S. 56 und 57. — Hier ist auch darauf hingewiesen, dass der 
^tote Buchstabe der Instruktionen" fallen gelassen werden müsse, weil 
anders dies mit dem Gedanken des Zweikammersystems, des gedeihlichen 
Zusammenwirkens zweier Kammern unvereinbar wäre. — Vergl. ferner 
«nten § 28 a. E. 
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einzelnen Kantone im Ständerat ihre Interessen zur Gel- 
tung bringen, ähnlich, wie es ehedem beim Staatenbunde 
in der Tagsatzung der Fall war.^) 

Juristisch aber ist der Ständerat etwas von der alten 
Tagsatzung total Verschiedenes.^) Die Gesandten der 
Tagsatzung, an die Instruktionen der Kantone gebunden, 
waren die rechtlichen Vertreter ihrer Staaten. Die neue 
Bundesverfassung dagegen erklärt ausdrücklich, dass 
in beiden Räten ohne Instruktionen gestimmt werde 
(B.-V. 91), und dadurch sind die Ständeräte nur poli- 
tische Vertreter der Kantone geworden, wie es die Mit- 
glieder der Volksvertretung dem Volke gegenüber sind. 
Der Ständerai ist ein durch Wahl bestelltes Staats- 
organ; es wählen die Kantone ein Bundesorgan. 

Die Frage nach dem Kepräsentationsverhältnis'^) 
bildete einen Hauptpunkt in den Revisionsverhandlungen 
von 1847/48, sowohl in der Kommission, wie in der Tag- 
satzung selbst.'*) Während die einen vollständig das alte 
Vertretungssystem aufrecht erhalten wissen wollten, ver- 
warfen andere jede auch nur politische Vertretung der 
Kantone. Zwischen diesen Extremen bewegte sich eine 
Anzahl von Kombinationsvorschlägen. Das Zweikammer- 



') Sehr bezeichnend hiefür sind die unten eit. Gesetze betr. den 
Ständerat von Luzern (§ 6 Zif. I) und von Neuenburg (Art. 126). — 
In dem letzteren Gesetze ist zwar das bundesrechtliche Verbot der Instruk- 
tionen wiederholt (Art. 124), aber dann später doch ausdrücklich darauf 
hingewiesen, die Ständeräte Neuenbürgs sollten mit ihrer Regierung 
Beziehungen unterhalten, damit sie stets die den Kanton interessierenden 
Fragen im Auge behielten. — Vergl. auch Rüttimann, I S. 171. 

*) Man hat sich dies bei der Schaifung des Ständerates freilich nicht 
recht klar gemacht. Es finden sich noch Anklänge an die Auifassung, dass 
die Ständeräte Vertreter ihrer Kantone seien ; vergl. etwa B.-V. 83. Solche 
Erscheinungen können aber nicht hindern, das juristische Wesen der Ein- 
richtung in ihr prinzipiell richtiges Licht zu stellen. 

'^) Vergl. Blumer-Morel, III S. 1 if. Ueber die Einführung des 
Zweikammersystems; ferner Curti, Volksrechte S. 1 if. und das unten N. 4 
Angeführte. 

*).Die Verhandlungen der Tagsatzung finden sich im Abschied der 
ord. eidgen. Tagsatzung 1847, IV. Teil S. 40 if., 114 if., 121 if., 124 if.; 
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System, wie es heute in Geltung ist, trug den endlichen 
Sieg davon. Der Stand eratO besteht aus 44 Abgeord- 
neten, jeder Kanton bestellt <leren zwei, jeder 
Halbkanton einen.*) Es wird nicht nach Instruktionen 
gestimmt. Die Mitglieder sind den Kantonen nicht ver- 
antwortlich für ihre Voten.*) Jedes Mitglied stimmt selb- 
ständig und frei nach seiner Ueberzeugung. 

§ 23. 3. Der Ständerat als Repräsentativorgan der Gesamtheit 

der Kantone. 

Der Ständerat steht zu den Kantonen im Verhältnis 
der Repräsentation.*) Ständerat und Kantone bilden 
juristisch eine Einheit in dem Sinne, dass der Stände- 
rat das Willensorgan der Kantone in ihrer Ge- 
samtheit ist, durch welches allein die Kantone 
einen rechtlich erheblichen Oriranwillen im Bunde haben 



diejenigen der Kommission ebenda, Beilage D, Protokoll über die Ver- 
handlungen der am 16. August 1847 durch die hohe eidgen. Tagsatzung 
mit der Revision des Bundesvertrages vom 7. August 1815 beauftragten 
Kommission, S. 71 ff. und 109 ff. Eine kürzere übersichtliche Darstellung 
der verschiedenen Meinungen giebt J. Baum gart ner. Die Schweiz etc. 
IV S. 224 ff., 230 f., 243 ff.; auch Curti, Geschichte S. 166 ff. 

*) lieber den Ständerat vergleiche B.-V. 80 ff. — Ferner Blum er- 
Morel, III S. o4 ff.; Dubs, H S, 52 ff.; Orelli, S. 30ff'.; Westerkamp, 
S. 246 f. 

^) Jeder Halbkanton kann sein Ständeratsmitglied frei allein nach 
seinem eigenen Ermessen wählen und jedes Mitglied ist völlig selbständig 
in seiner Stimmgebung; Hilty, im Archiv II S. 395 N. 98 und B.-Bl. 1893 
IV S. 402. Bei den Revisions Verhandlungen 1847/48 fehlte es zwar nicht 
an Stimmen, die für jeden Halbkanton eine volle Vertretung verlangten ; 
Tagsatzungsabsch. 1847 IV T. S. 114. Auf der alten Tagsatzung hatten 
die zwei zusammengehörenden Halbkantone nur eine Stimme, und die Ge- 
sandten mussten sich einigen, sonst kam keine Stimme zu stände. Vergl. 
unten § 38. 

^) B.-Ges. über die Verantwortlichkeit d. eidgen. Behörden und Be- 
amten vom 9. Dezbr. 1850 Art. 1 Abs. 2. — Blum er- Morel, III S. 225 ; 
aber auch ebenda S. 57 ; vergl. auch oben S. 79 f. 

*) Ueber Repräsentation und repräsentative Organe vergleiche neuestens 
Jellinek, I S. 517 ff.; auch Gesetz und Verordnung S. 209 ff. 

6 
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können.^) Was der Ständerat will, gilt ohne weiteres als 
Wille der Kantone, weil anders die Kantone einen Willen 
im Bunde gar nicht fassen können. Der Ständerat ist 
Organ eines Organs, Repräsentativorgan der G,e- 
samtheit der Kantone. Aus dieser Einheit ergiebt 
sich, dass der Begriff der Stellvertretung, deren Wesen 
auf zwei einander selbständig gegenüberstehenden Per- 
sonen beruht, hier ausgeschlossen ist; dass darum ferner 
die Frage nach der Abhängigkeit des Ständerates von 
den Kantonen keiner Erörterung mehr bedarf. Im Stände- 
rat sind die Kantone repräsentiert, nicht als Staaten, son- 
dern als Organe des Bundes. Der Wille des Stände- 
rates ist Wille der Kantone als Bundesorgane. 
Darum aber auch Bundeswillen und nie Willen der 
Kantone als selbständig dem Bund gegenüberstehender 
Faktoren. Durch den Ständerat üben die Kantone bundes- 
staatliche Funktionen aus, haben sie Anteil an allen den- 
jenigen Kompetenzen, die der Ständerat als Bundesorgan 
hat. In diesem einheitlichen Zusammenhang zwischen 
der Gesamtheit der Kantone und dem Ständerat erscheint 
das föderative Prinzip; das Zweikammersystem, die In- 
stitution eines Staatenhauses, ist hier der Ausdruck der 
bundesstaatlichen Natur der Schweiz.^) Die Kantone sind 
zu Oi'ganen des Bundes gemacht, indem der Bund ihr 
Willensorgan zu seinem Willensorgan w^erden lässt. 

Nicht aber ist der Ständerat das Organ, in welchem 
der Wille jedes einzelnen Kantons zur Geltung 
gebracht werden könnte. Die Mitgliedei* des Ständerates 
sind frei in ihren Voten, ihr Wille ist Wille der Gesamt- 



^) Jellinek, I S. 517 und 6HS if. — Nach der Terminologie Jelli- 
neks ist die Gesamtheit der Kantone primäres, der Ständerat sekundäres 
Organ; I S. 500 f. und 517 ff. 

^) Der Ständerat ist mehr als eine gewöhnliche Wahlkammer. In 
ihm erscheinen die Gliedstaaten „als integrierende Bestandteile in dem Bau 
des Gesamtstaates"; Jellinek, I S. 536. — In eingehender Darstellung 
weist Le Für, S. 609 ff. nach, wie die politische Vertretung der Glied- 
staaten im engen Zusammenhang mit der föderativen Natur des Bundes- 
staates steht. 



n 
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heit der Kantone, auch wenn er sich mit den Wünschen 
der einzelnen Kantone in Widerspruch setzt. Rechtlich 
hindert das einzelne Mitglied nichts daran, anders als 
nach dem Willen des ihn bestellt habenden Kantons zu 
stimmen. Die Mitglieder des Ständerates sind Bundes- 
organe und nur Bundesorgane. Sie repräsentieren die 
Kantone in ihrer Zusammenfassung im Bunde, vertreten 
aber nicht den Kanton, der sie gewählt hat.^) Der Kanton 
wählt nicht ein Organ für sich als Staat, sondern ein 
Organ des Bundes und wird dadurch selbst Bundesorgan 
bei der Thätigkeit des Wählens. 

4. Die Kantone als Kreationsorgane des Bundes für die Bildung 

des Ständerates. 

§ 24. a. Im allgemeinen. 

Bei der Wahl selbst ist das föderative Element 
in der Institution des Ständerates deutlich zu erkennen. 
Der Ständerat in seinem fertigen Bestände steht zwar 
zu den einzelnen Kantonen in keiner Abhängigkeit, bei 
der Bestellung des Rates aber ist jeder einzelne 
Kanton beteiligt, jeder wählt seine Mitglieder in 
den Rat. So wird der Kanton zum Bundesorgan, wie der 
einzelne Wähler durch seine Beteiligung an der Wahl der 
Volksvertretung. Der Kanton hat das Wahlrecht, 
er kann frei bestimmen, wen er als seinen Abgeordneten 
in di-e Bundesversammlung entsenden will. Er schafft 
dem Bunde ein Organ und wird dadurch selbst Krea- 
tionsorgan des Bundes.^) Der Anspruch jedes einzel- 
nen Kantons ist darauf gerichtet, als Kreationsorgan 
fungieren zu können. Ist der Rat dann kreiert, so hat 
die Befugnis des Kantons ihr Ende erreicht; jetzt ist nur 



^) Denn es ist der Kanton hier nur Kreationsorgan und die Thätig- 
keit des Kreationsorganes ist auf den Kreationsakt beschränkt; Jellinek, 
I S. 500. 

*) Vergl. Borel, S. 173 und dessen Bemerkungen daselbst in X. 408 
gegen Jellinek; ferner 8. 178. 
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noch die Gesamtheit der Kantone durch den Ständerat 
in seiner ganzen Zusammensetzung repräsentiert. 

Die Ständeratswahlen sind kantonale Wahlen 
(B.-V. 80); der Kanton wählt. Das Bundesrecht schreibt 
ihm nur die Zahl der Abgeordneten vor. Alles übrige, 
w^en und wie der Kanton wählen will, ist seinem 
freien Ermessen anheimgegeben. Nur die allgenxeinen 
Schranken des Hundesrechtes sind natürlich zu achten. 
Wahlkörper, Wahlart, Wahlfähigkeit, Amtsdauer*) be- 
stimmt der Kanton von sich aus.^) Die Regelung 
der Materie'*) findet sich in den Verfassungen, zu denen 
in einigen I^antonen noch spezielle Gesetze hinzu- 
kommen.^) 

§ 25. b. Die kantonalen Nonnen für die Stmideratsioahlen. 

L Wahlkörper. — Gewählt werden die Mitglieder des 
Ständerates in den einen Kantonen durch den Grossen 
Rat (auch Kantonsrat oder Land rat genannt), in 
den finderen durch das Volk. Noch in einigen neueren 
Verfassungsrevisioneii ist die Befugnis dem Grossen Rat 
entzogen und dem Volke übertragen worden.^) 

Der Grosse Rat bezeichnet die Mitoflieder des Stände- 



') Die Ausnahme, in der das Buiidesrecbt eiogrcift, s. unten S. 89. 

^) Orclli, S. 30; Blumer- Morel, III S. 55. — In den Revisions- 
verhandlungeu der siebziger Jahre suchte man diese Freiheit der Kantone 
zu beschränken, aber ohne Erfolg: Blum er- Morel, a. a. 0. Vergl. z. B. 
S. 38 des Protokolls über die Verhandlungen der am 18. Juli 1873 mit Vor- 
beratung der Revision der B.-V. vom 12. September 1848 beauftragten Kom- 
mission des Schweiz. Ständeiats 1873, und Protokoll über die Verhandlung 
der eidgen. Rate betreifend Revision der B.-V. 1873/74 S. 358. 

^) Ueber die Verhältnisse vor 1874 veigl. Rüttiinann, I S. 150 f. 

*) Sie sind bei Schollenberg er, Gnindriss I S. 11 zum Teil an- 
geführt. — In Luzern allein fehlt eine Verfassungsbestimmung, und es 
besteht nur ein einfaches Gesetz, das die Ständeratswahlen ordnet. 

^) So z. B. in Schwyz durch die Partialrevision vom 23. Oktober 
1898 § 24; Basel -Land durch Totalrevision vom 4. April 1892 § 13 Z. 3; 
Appenzell I./Rh. durch Partialrevision vom 28. April 1895 Art. 20 bis. 
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rates in den Kantonen Bern^), Luzern*), Freiburg-^), 
St. Gallen*), Aargau*), Waadt«), Wallis') und Neuen- 
bürg.^) Die Kompetenz des Grossen Rates ist eine ab- 
schliessende, er ist die Behönle, die endgültig die 
Abgeordneten in den Ständerat ernennt. Von einem Ver- 
werfungs- oder Bestätigungsrecht (ies Volkes kann hier 
keine liede sein. Entweder ist die Befugnis <iem Grossen 
Kate ganz, oder dann ganz dem Volke zugewiesen. 

In den übrigen Kantonen^) werden die Stände- 
ratsmitglieder durch das Volk, die Gesamtheit der aktiv 
Wahlberechtigten, gewählt. Wer wahlberechtigt ist, be- 



') Kt.-V. vom 4. Juni 1893 Art. 2« Z. 13. 

^) Dekret des Grossen Rates vom 28. Januar 1875 g 1. 

3) Kt.-y. vom 7. Mai 1857 Art. 45 lit. h. 

^) Kt.-V. vom 16. November 1890 Art. 88. 

^) Kt.-V. vom 23. April 1885 Art. 33 lit. p. 

«) Kt.-V. vom 1. März 1885 Art. 52 Abs. 1. 

') Kt.-V. vom 26. November 1875 Art. 34 Z. 9. 

») Kt.-V. vom 21. November 1858 Art. 39 Abs. 1 (neuer Art. vom 
28./29. Juni 1879) und Dekret des (Crossen Rates vom 23. November 1848 
(Abänderung des Reglements des Grossen Rates in den Art. 121 ff.) Art. 121. 

») Zürich, Kt.-V. vom 18. April 1869 Art. 36 und Ges. betr. die 
Wahlen und die Entlassung der Beamten und öffentlichen Angestellten vom 
7. November 1869 ^ 1 und 9. — Uri, Kt.-V. vom 6. Mai 1888 Art. 52 
lit. g Z. 3. ~- Schwyz, Kt.-V. vom 23. Oktober 1898 (Partialrevision) S 
24. — Obwalden, Kt.-V. vom 27. Oktober 1867 Art. 35 lit. d. — Nid- 
walden, Kt.-V. vom 2. April 1877 Art. 38 Z. 3. — Glarus, Kt.-V. vom 
22. Mai 1887 Art. 35 Z. 7. Zug, Kt.-V. vom 31. Januar 1894 g 31 

lit. d Z. 1 und § 78 Abs. 1; ferner Dekret des Kt.-R. vom 1. Juni 1882 
§ 1. — Solothurn, Kt.-V. vom 23. Oktober 1887 Art. 20 Z. 1. — Basel- 
Stadt, Kt.-V. vom 2. Dezember 1889 ij 27 (seit Partialrevision vom 9. 
November 1891) lit. f. — Basel-Land, Kt.-V. vom 4. April 1892 § 13 
Z. 2. — Seh äff hausen, Kt.-V. vom 24. März 1876 Art. 25. — Appen- 
zell I./Rh., Kt.-V. vom 24. Dezember 1872 (Partialrevision vom 28. April 
1895) Art. 20 bis. — Appenzell A./Rh., Kt.V. vom 15. Oktober 1876 
(mit Abänderungen vom 25. April 1880) Art. 25. — Graubünden, Kt.-V. 
vom 2. Oktober 1892 Art. 4 und Regulativ des Gr. R. vom 5. Juli 1880 
Art. 1. — Thurgau, Kt.-V. vom 28. Februar 1869 S ♦>• — Tessin, 
Verf.-Ges. vom 2. Juli 1892 Art. 14 und Ges. vom 2. Dezember 1892. — 
Genf, V.-Ges. vom 17. Juni 1893. 
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zeichnen die kantonalen Normen.^) Es gilt dabei jedoch 
der bundesrechtliche Satz, dass jeder niedergelassene 
Schweizerbürger nach einer Niederlassung von drei Mo- 
naten zu den kantonalen Wahlen und Abstimmungen 
zuzulassen ist, sofern er die übrigen Requisite erfüllt.^) 

2, WahlvcTfahren. — Das Wahlverfahren ist voll- 
ständig der kantonalen Normierung und Leitung unter- 
stellt. Die Bestimmung der wahltechnischen Kegeln, nach 
denen der Wahlvorgang innerhalb des Wahlkörpers sich 
vollzieht, ist Sache des Kantons: Abstimmung im Grossen 
Rate; Wahl in der Landsgemeinde^), wo das offene Hand- 
mehr entscheidet*); oder — wie in den meisten Fällen 
— Vornahme der Wahlen nach den Bestimmungen über 
die Nationalra^tswahlen^), demnach geheime Stimmabgabe 
mittels schriftlich ausgefertigter Stimmzettel.^) 

3. Passive Wahlfähigheit. — Die passive Wahl- 
fähigkeit erstreckt sich gewöhnlich auf alle im Kanton 
wohnenden stimmberechtigten Schweizerbürger.'') Neuen- 
burg dagegen beschränkt sie auf die im Kanton woh- 
nenden Kantonsbürger^); Graubünden dehnt sie aus 
auf alle Schweizerbürger, mögen sie auch ausserhalb des 
Kantons wohnen.^) Daneben gelten in den einzelnen 
Kantonsverfassungen noch verschiedene spezielle Bestim- 
mungen. So kann sehr oft nur ein Mitglied der Regie- 



') Vergl. z. B. Dekret des Kt.-R. vom 1. Juni 1882 § 1 von Zug; 
Reg:ulativ Art. 3 von Graubünden. 

^) B.-V. 53 Abs. 5. — Gegenüber Aufenthaltern besteht die Verpflich- 
tung nicht. 

^) In allen Landsgemeindekantonen mit Ausnahme von Appen- 
zell A./Rh., wo das Verfahren gleich demjenigen bei Nationalratswahlen 
ist; vergl. die citierten Gesetzesstellen. 

*) Vergl. Schollenberge r, Grundriss I S. 80, 86 und 93. 

*) Ausdrücklich weist hierauf hin z. B. Genf im cit. Verf. -Ges. 

*') B.-Ges. betr. die eidgen. Wahlen und Abstimmungen vom 19. Juli 
1872 Art. 8. — Schwyz, Kt.-V. § 24; Graubünden, Regulativ Art. 6 
und 7. 

7) Z. B. Schwyz, Kt.-V. § 24; St. Gallen, Kt.-V. Art. 88. 

«) Dekret vom 23. November 1848 Art. 125. 

«) Kt.-V. Art. 4 und Regulativ Art. 1. 



— 87 — 

ning im Siänderat sitzen*); cxler (iie Miti^liedei des He- 
gierungsrates sinci überhaupt ausgeschlossen*) , ebenso 
in Zürich die Oberrichter.') 

4. Feslstelhing des Wahlresultates und M^ahlrekurse. 
— Die Prüfung, ob (iie ergangene Wahl rechthclie Gül- 
tigkeit besitzt, die Feststellung des Wahlresultates und 
seine Verötrentlichung wird von der koini)etenten kanto- 
nalen Behörde besorgt/) IJeber Anfechtungen, die gegen 
die Gültigkeit einer vorgenommenen Wahl erhoben wer- 
den , befindet die von der kantonalen Gesetzgebung 
als zuständig erklärte Hehörde. Dies ist in der Hegel der 
Kantonsrat*), der sich dabei auch des Hegierungsrates als 
der die Untersuchung führenden Stelle bedient.^) Der 
gültig Gewählte erhält einen Ernennungsakt seines 
Kantons^), sein Name wird dem Bundesrat mitgeteilt^), 
dieser ladet die Häte zu den Sitzungen ein.®) Dem Bunde 
steht zunächst eine Prüfung der getroffenen Wahlen nicht 
zu; die Prüfung des zur Sitzung versammelten Stände- 
rates geht nur darauf, ob jedes Mitglied mit einem Er- 
nennungsschreiben seines Kantons versehen ist.^^) An- 
stände wegen der Wahl selbst jedoch erledigt, wie erwähnt, 
die kantonale Behörde in erster Linie, denn die Stände- 



') Z. B. in Luzern, § 1 des cit. Dekretes; Waadt, Dekret vom 
11. 3fai 1849 Art. 2 Abs. 2; Neuenburg, Art. 125 des cit. Dekretes. 

^) Z. B. Grau bün den, Regulativ Art. 2. 

^) Ges. betr. die zürcherische Rechtspflege vom 2. Dezember 1874 § 31. 

*) Vergl. z. B. Zürich, Ges. vom 24. April 1870 (Geschäftsordnung 
des Kt.-R.) § 22 und Basel-Stadt, Kt.-V. § 27 Abs. 3 und Ges. betr. 
die Wahlen etc. vom 3. März 1890 § 13. 

^) Vergl. z. B. Zürich, Ges. vom 7. November 1869 j!} 48; Zug, 
Dekret des Kt.-R. vom 1. Juni 1882 § 4 Abs. 2; Graubünden, Regula- 
tiv Art. 8. 

«) Basel-Stadt, Ges. vom 3. März 1890 § 15. 

') Vergl. etwa das cit. Dekret von Luzern § 6, und Waadt, 
Dekret vom 11. Mai 1849 Art. 3. 

®) Luzern, § 5 des cit. Dekretes. 

^) Geschäftsreglement des Schweiz. Ständerates vom 7. Dezember 
1849 Art. 2. 

*'') Art. 3 des cit. Gesch.-Regl. 
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ratswahlen sind kantonale Wahlen. Erst gegen den von 
dieser erlassenen Entscheid kann an den Bundesrat re- 
kurriert und damit die Möglichkeit eröffnet werden, dass 
die Sache noch an die Bundesversammlung weiter gezogen 
wird.^) Hier haben dann Ständerat und Nationalrat zu- 
sammen Gelegenheit, über die Gültigkeit der Wahl der 
Ständeratsmitglieder ein Urteil zu fällen. 

5. Amisdauer, — Die Amtsdauer^) beginnt und 
endigt in den meisten Fällen mit derjenigen der Mitglieder 
des Nationalrates und beträgt mithin drei Jahre.^) Vier 
Jahre ist sie in Zug, zwei Jahre in Freiburg*), ein 
Jahr in Luzern^), Uri, Nidwaiden, St. Gallen*), Aar- 
gau^) und Waadt.^) In Neuenburg ist eine bestimmt 
begrenzte Amtsdauer nicht festgesetzt.^) Oft besteht ferner 
eine kantonale Bestimmung, dass die Mitglieder des Stände- 
rates jederzeit abberufen werden können^^), wie etwa in 
Waadt^O und Neuenbu rg.^^) Will ein Ständeratsmit- 
glied während seiner Amisperiode aus dem Rate aus- 



^) B.-Ges. über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 22. März 
1893, Art. 189 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 178 Z. 1 und Art. 190. — 
Vergl. zu dem Gesagten den Entscheid des B.-R. betr. das Rekursbegehren 
des Genfer Staatsrates, der B.-R. möchte eine Genfer Ständeratswahl 
für ungültig erklären; B.-Bl. 1893 IV S. 897 f. 

^) Vergl. hieftir auch die früher angeführten Gesetzesstellen. 

^) Ausser den genannten Verfassungsartikeln sind beispielsweise zu 
vergleichen Obwalden, Beschl. der Landsgem. vom 25. April 1875 und 
Basel-Stadt, Ges. vom 3. März 1890 § 12. 

*) Dekret des Gr. R vom 3. November 1848, (figuriert nicht in der 
Oesetzessammlung). 

5) Dekret des Gr. R. vom 28. Januar 1875 § 2. 

ö) Kt.-V. Art. 88 und 92. 

^) Revidiertes Reglement des Gr. R. des Kt. Aar g au, vom 23. 
November 1885 § 99 Abs. 1. 

8) Dekret des Gr. R. vom 11. Mai 1849 Art. 1. 

^) Nach Art. 121 des cit. Dekretes ernennt der Gr. R. in jeder 
ordentlichen oder ausserordentlichen Sitzung die Ständeräte. Sie sind wieder- 
wählbar. 

^«) Blumer-Morel, III S. 55. 

^0 Art. 1 des cit. Dekretes. 

'*0 Art. 122 des cit. Dekretes. 
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treten, so hat es seine Erklärung an die Regierung seines 
Kantons zu richten.*) Bundesrechtliche Regelung 
tritt ein im Falle des Art. 120 der H.-V., indem nach Ahs. 
2 dieses Artikels hei einer Totalrevision der H.-V. eine 
Neuwahl des Ständerates von Bundes wegen stattzu- 
tinden hat. 

ö. Entschädigungen. — Eigentümlich ist die Bestim- 
mung des Art. 83 der B.-V. ()i)schon die Mitglieder des 
Ständerates lediglich Bundesorgane und nicht Vertreter 
der einzelnen Kantone sind, erhalten sie ihre Entschä- 
digungen^) (Taggeld und Reiseentschädigung) vom Kan- 
ton, der sie hestellt hat.*') Es ist <lies eine deutliche Re- 
miniscenz an die alte Tagsatzung. Juristisch ist diese 
Bestimmung über die Entschädigung der Ständeräte ge- 
rade so wenig zu rechtfertigen, wie wenn die Mitglieder 
des Nationalrates ihre Entschädigungen von ihren Wählern 
und nicht vom Bunde erhalten müssten. 



B. Die direkte Beteiligung. 

I. Das Recht, die Einberufung der Bundesversammlung 

zu verlangen. 

S 26. a. Im Allgeyneinen, 
Artikel 86 Absatz 2 der Bundesverfassung*) verleiht 



Z. B. Zürich, Ges. vom 7. November 1869 § 51; Zug, Dekret 
Tom 1. Juni 1882 § 3; Graubünden, Regulativ Art. 9. 

^) Sie sind gewöhnlich gleich hoch wie diejenigen der Nationalrats- 
initglieder. — Vergl. z. B. die Gesetze von Bern, Dekret über die Tag- 
gelder und Reiseentschädigung vom 1. April 1875 §8; Luzern, §4 des 
cit. Dekretes; üri, Landratserkenntnis vom 20. Dezember 1848; Schwyz, 
Verordnung über die Amtsgehalte vom 3. Juli 1873 § 1 Z. 1 lit. a und b; 
^larus, Ges. betr. das Besoldungswesen vom 6. Mai 1888, revidiert am 
5. Mai 1889, § 9 Z. 1; Zug, Beschl. des Kt.-R. vom 29. April 1875 Z. 1; 
Thurgau, Dekret vom 26. Oktober 1856 § 3; Waadt, Dekret vom 11. 

Mai 1849 Art. 4. 

^) Blumer-Morcl, 111 S. 58; Rüttimann, 1 S. 165. 

*) B.-V. 86: „Die beiden Räte versammeln sich jährlich einmal zur 
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den Kantonen das Recht, die ausserordentliclie 
Einberufung der Bundesversammlung zu ver- 
langen. Fünf Kantone müssen das Begehren stellen» 
damit es rechtliche Verbindlichkeit ei'hält. 

Es stellt diese Bestimmung eine deutliche Anlehn- 
ung an den alten Bundesvertrag dar, nach dessen Ar- 
tikel 8*) die Tagsatzung aussei'ordentlichervs^eise auf Be-^ 
gehren von fünf Kantonen zusammentritt. Was damals 
den Kantonen als Staaten im Staatenbunde aus dem Ver- 
trage gewährt wurde, gestattet ihnen auch die neu-e 
Staatsgewalt, indem sie ihre Glieder zu Organen werden 
lässt. ^) Der Bundesstaat selbst ist es, der seine obei'ste 
gesetzgebende Behörde einberuft, aber, in unserem 
Falle, infolge einer Willensäusserung seines Organes 
Kanton. So kann der Kanton selbst, indem man ihm 
das Recht zu dieser organschaftlichen Funktion einräumt,, 
den rechtlich verbindlichen Anstoss geben, (iass 
die Behörde des Staates, dem er angehört, sich ver- 
sammelt. 

Ist das Begehren gestellt worden, so ist damit das 
Recht des Kantons erschöpft. Denn nur darauf ^eht 
seine Befugnis. Die Einberufung selbst füllt nicht in 
seine Organfunktion; sie muss jedoch auf das Verlangen 



ordentlichen Sitzung an einein durch das Reglement festzusetzenden Tage." — 
„Sie werden ausserordentlich ein berufen durch Beschluss des Bundes- 
rates, oder wenn ein Vierteil der Mitglieder des Nationalrates oder fünf 
Kantone es verlangen." (In der B.-V. von 1848 der gleichlautende 
Art. 75). 

>) Bei Bluntschli, Geschichte II S. 362. 

^) Es kommt hier immerhin die Auffassung zum Vorschein, es sei 
der Ständerat, wie die Tagsatzung, aus Vertretern der Kantone zusammen- 
gesetzt. Dadurch hätte natürlich die Einberufung der B.-Vers. für die be- 
treffenden Kantone einen erhöhten Wert, wenn sie dort gemäss ihren Instruk- 
tionen sich vertreten lassen könnten. Das Interesse des Kantons findet aber 
im Ständerat nicht mehr eine juristisch gesicherte Vertretung. Allerdings 
kann dann in der einberufenen Versammlung der Kanton von seinem V^or- 
schlagsrecht Crebrauch machen, aber bei der Abstimmung selbst wieder 
maugelt ihm jeder rechtliche Einfluss, der in der alten Tagsatzung freilich 
durch die Vertretung noch vorhanden war. 
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der Kantone hin erfolgen un<l die Bundesversammlung 
muss zusammentreten, da ein entgegengesetztes Verhalten 
der Verfassung widersprechen würde. Die Organthätig- 
keit des Kantons und damit sein rechtlicher Eintluss im 
Bundesstaate besteht allein darin, auf die Einberufung 
der beiden I^äte hinzuwirken. 

Die Einberufung der Bundesversammlung geschieht 
durch den Bundesrat. ^) An diesen haben die Kantone 
ihr Ansuchen zu richten. Teber die Form des Begehrens 
bestehen keine bundesrechtlichen Vorschriften, ebenso 
wenig darüber, durch welches Organ der Kanton seinen 
Willen kundzugeben hätte. Den Kantonen ist voll- 
ständig freie Hand gelassen, wem sie die Ausübung 
ihres Rechtes übertragen wollen. Der Kanton bestimmt 
selber, durch welches Organ er seine organschaftliche 
Funktion im Bundesstaate vollzieht. So ist denn das 
Verfahren nicht überall dasselbe; in einigen Kantonen 
fehlt es gänzlich an einer Regelung. Wo eine solche je- 
doch stattgefunden hat, finden sich die diesbezüglichen 
Restimnmngen jeweilen in den Kantonsverfassungen. ^) 

Noch nie seit Bestehen der Bundesverfassung hat 
ein Kanton von dem hier erwähnten Rechte Gebrauch 
gemacht. Die Bestimmung ist einfach aus dem alten 
Bundesvertrage herübergenommen. Eine solche Vor- 
schrift hatte damals auch eine andere Bedeutung, wo die 
Kantone noch die alleinigen Träger alles Bundeslebens 
waren. Jetzt aber wird es nur eine ganz seltene Aus- 
nahme sein, dass ein Kanton an einer ausserordentlichen 
Sitzung ein so hervorragendes Interesse hätte. Die ordent- 
lichen Versammlungen haben bisher immer genügt, um 
die Interessen der Kantone im Bunde zur Sprache zu 
bringen. Darin findet auch der Umstand seine Erklär- 
ung, dass in so vielen Kantonen eine Bestimmung über 
das Recht aus B.-V. 86 überhaupt fehlt. Ja gerade bei 



Ebenfalls gemäss B.-V. 89, Abs. 2. 

^) Vergl. Schollenberger, Grundriss I S. 12. 
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neueren Verfassungsrevisionen ^) ist es vorgekommen, 
dass dieses Recht allein mit Stillschweigen übergangen 
w^urde, während sonst selbst die schon durch Bundes- 
recht näher geregelten Mitwirkungsrechte besonderer Er- 
w^ähnung für würdig erachtet wurden. 

§ 27. b. Die einzelnen kantonalen Bestimmungen. 

Die Kantonsverfassungen übertragen die Ausübung 
dieses Mitwirkungsrechtes entweder allein der gesetz- 
gebenden Behörde, Grosser Rat^ Kantonsrat oder 
Land rat genannt. Das Volk ist von der Befugnis zur 
Geltendmachung des Rechtes hier ausgeschlossen; es 
kann höchstens im Einzelfall dem Grossen Rate gestatten 
oder versagen, dass dieser von seiner Befugnis Ge- 
brauch mache; selbst aber stellt es nie das Begehren. 
Der Grosse Rat ist stets der allein berechtigte Gesuch- 
steller. In diesem Sinne äussern sich die Verfassungen 
der Kantone Zürich^), Bern^), Basel-Stadt^), Basel- 
Land^), Appenzell Ausser-Rhoden^), St. Gallen"^), 
Aargau®) und Waadt^). Das Volk ist in einigen Kan- 
tonen nur insofern mitbeteiligt, als die Schlussnahnie 
des Grossen Rates dem fakultativen Referendums^) 
unterstellt ist. s^) Aber von einer Ausübung des Mit- 
wirkungsrechtes durch das Volk kann hier nicht ge- 



^) So in der Verfassung von Graubünden von 1892. 

2) Kt.-V. Art. 31 Z. 2. 

^) Kt.-V. Art. 26 Z. 5. 

*) Kt.-V. § 39 lit. a. 

^) Kt.-V. § 18 Z. 5. 

ß) Kt.-V. Art. 28 Z. 5. 

7) Kt.-V. Art. 55 Z. 5. 

») Kt.-V. Art. 33 lit. r. 

«) Kt.-V. Art. 52 Abs. 2. 

^^) Das obligatorische Referendum findet in keinem der genannten 
Kantone für unseren Fall Anwendung. 

^') So z. B. in Basel-Stadt gemäss Kt.-V. § 29, sofern nicht die 
Dringlichkeitserklärung eingreift ; und Waadt, Kt.-V. Art. 27 Z. 2. Zudem 
wäre Waadt gemäss Art. 26 lit. c. auch unten S. 93 N. 3 zu nennen. 
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sprochen werden. Denn die Berechtigung geht nicht 
weiter, als eventuell, wenn es nämlich verlangt wird, zu 
dem schon fertigen Beschluss des Grossen Hates ja oder 

! nein zu sagen. Das Begehren seihst aber geht immer 
vom Grossen Kate aus, eventuell dann freilich unter 
ausdrücklicher Billigung des Volkes.^) In anderen Kan- 
tonen fehlt dagegen dem Volke jede Beteiligung, indem 

I ein Grossratsbeschluss über B.-V. 8H dem Referendum 
nicht unterstellt ist.^) Vielerorts ist die Sache auch so ge- 
regelt, dass der Beschluss nur dann vor das Volk gebracht 
wird, wenn der Kantonsrat selbst es verfügt.^) 

In den vier übrigen Kantonen mit besonderen Be- 
stimmungen, Luzern^), Zug*^), Solothurn^) und Schaff- 
hausen^) ist neben dem Grossen Rat auch das Volk 
zur Ausübung berechtigt. Der Grosse Rat kann einmal 
von sich aus ausgehen ; das Referendum greift je nach 
den kantonalen Bestimmungen Platz oder nicht. ^) Aber 



') Dies folgt aus der rechtlichen Bedeutung des fakultativen Refe- 
rendums; darüber unten jij 31 a. E. 

^) So in Bern gemäss Kt.-V. Art. 6, wo das Mitwirkungsrecht aus 
B.-V. 86 nicht unter die der Volksabstimmung unterliegenden Beschlüsse 
aufgenommen ist; Basel-Land, indem hier Kt.-V. § 18 Z. 5 eine der 
ausdrücklich den Behörden eingeräumten Kompetenzen darstellt, die in § 11 
voQ der Volksabstimmung ausgeschlossen sind; St. Gallen, gemäss Kt.-V. 
Art. 47, wo die Gegenstände des Art. 55 ausdrücklich der ausschliesslichen 
Kompetenz des Gr. R. zugewiesen sind; auch Appenzell A.-Rh. schliesst 
nach Kt.-V. Art. 27 Abs. 4 hier die Landsgemeinde aus. Aehnlich in 
Zürich und Aargau, aber mit Beriicksichtigung des bei der folgenden 
Note Gesagten. 

^) So z. B. in Zürich, gemäss Kt.-V. Art. 30 Z. 3 und Aargau, 
gemäss Kt.-V. Art. 25 lit. e; auch Waadt, siehe oben S. 92 N. 11. 

lieber die Anwendung des Referendums für blosse Beschlüsse der 
gesetzgebenden Behörde in den einzelnen Kantonen vergleiche Schollen- 
berger, Grundriss I S. 66 ff. 

*) Kt.-V. vom 28. Februar 1875 (mit Abänderungen vom 11. Oktober 
1882 und 26. November 1890) § 38. 

^) Kt.-V. § 33. 

«) Kt.-V. Art. 19 und 31 Z. 3. 

'; Kt.-V. Art. 24 und 41 Z. 1. 

®) Ausgeschlossen ist es in Luzern (§ 39 Abs. 1) und Schaff hausen 
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auch das Volk direkt kann von B.-V. 86 Gebrauch 
machen. Wenn nämlich eine gewisse AnzahP) von Aktiv- 
bürgern es verlangt, so ordnet der Regierungsrat, mit 
U eher gehung des Grossen Rates, eine Volksab- 
stimmung an über die Frage, ob der Kanton die Ein- 
berufung der Bundesversammlung verlangen solle. Hat 
die Mehrheit der Stimmenden sich dafür ausgesprochen, 
so ist das Begehren namens des Kantons zu stellen. 
In den noch nicht erwähnten Kantonen fehlt es 
an besonderen Bestimmungen. Hier findet die Ausübung 
des Rechtes aus B.-V. 86 durch den Grossen Rat statt 
nach dem allgemeinen staatsrechtlichen Grundsatze, dass 
alle diejenigen Befugnisse, die einem anderen Organe 
nicht zugewiesen sind, in die Kompetenz des Grossen 
Rates fallen.^) Auch Artikel 6 des Bundesgesetzes be- 
treffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bun- 
desbeschlüsse ^), welches das Recht aus B.-V. 89 dem 
Grossen Rate giebt, wäre zur Analogie heranzuziehen. 
Nach den jew^eiligen kantonalen Bestimmungen erfolgt 
das Referendum oder fällt ausser Betracht. *) 



{Art. 42), da hier in den genannten Yerfassungsbestimmungen B.-V. 86 
nicht ei'wähnt ist; in Zug nur dann, wenn der beziigliche Beschluss als 
nicht allgemein verbindlich oder dringlich erklärt wird, was aber wohl 
regelmässig erfolgen möchte; vergl. unten S. 95 ff. 

^) Soweit die Mitwirkungsrechte (es gilt dies nicht nur für B.-V. 86, 
sondern auch für B.-V. 93) durch das Volk direkt ausgeübt werden 
können, ist entweder eine gleich hohe Zahl von Initiauten erforderlich, 
wie für das Vorschlagsrecht des Volkes überhaupt festgesetzt ist, so in 
Zürich (5000 Stimmberechtigte, Kt.-V. Art. 29 Abs. 3), Zug, (800, Kt.-V. 
§ 33 Abs. 2 und § 35 Abs. 3), Solo th um, (2000, Kt.-V. Art. 18 Abs. 3 
und Art. 19 Abs. 2), Schaffhausen, (1000, Kt.-V. Art. 24 und 43 Abs. 2), 
Thurgau, (2500, Kt.-V. § 3); oder die Zahl ist kleiner, wie in Luzern, 
(4000 gegenüber 5000, Kt.-V. 38 Abs. 2 gegenüber § 35 bis 1) 

^) Schollenb erger, Grundriss I S. 12, 179, 186. Einige Kantone 
haben eine solche Bestimmung auch ausdrücklich in ihre Verfassungen 
aufgenommen; Beispiele bei Schollenberger, a. a. 0. Seite 12. (Im 
Bund gilt nach B.-V. 84 das gleiche Prinzip). 

'') Siehe unten S. 109 X. 3. 

^) Das fakultative Referendum — das obligatorische findet nirgends 
Anwendung — fände etwa statt in Schwyz gemäss Kt.-V. § 3 lit. d und 
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In allen Kantonen, ob der Grosse Kat oder das Volk 
das Verlangen stellt, übermittelt der Kegierungsrat 
(auch Kleiner Hat oder Staatsrat genannt) das Ge- 
such dem Hundesrat. Die Hegieriing ist es, die die Koi*- 
respondenzen und den Verkehr mit dem Bunde besorgt.^) 
Eine andere Rolle als die des Boten spielt der Kegie- 
rungsrat dabei nicht, es wäi'e ihm <ienn eine selbständige 
Befugnis speziell übertragen. Bloss aus der Bestimmung 
jedoch, dass der Uegierungsrat den Verkehr und die 
Korrespondenzen mit dem Bunde besorge, ist die Kom- 
petenz zur Ausübung des Hechtes selbst auch in den- 
jenigen Kantonen nicht abzuleiten, die sonst jeder weiteren 
Anordnung über B.-V. 86 entbehren. Ueberall, wo das 
Volk nicht ausdrücklich genannt ist, hat der Grosse Hat 
die Kompetenz. Des Grossen Rates oder des Volkes 
Gesuch ist es, das der Hegierungsrat an die Bundesbe- 
hörde gelangen lässt. 

Zum Schhiss mag hier noch eine Bemerkung allge- 
meiner Natur, die auch für die beiden Miixrirkungsrechie 
ans B.'V. 93 und 8i) zu beachten ist, ihren Platz finden-. 

In Solothurn nämlich unterliegt dann ein Beschluss 
des Kantonsrates über Ausübung eines Mitwirkungsrech- 
tes dem obligatorischen Referendum, wenn dieser 
Beschluss als allgemein verbindlich angesehen wird. ^) 



§31 Abs. 1. In Graubiinden, (Kt.-V. Art. 3 Z. 2), Tessin, (V.-Ges. 
vom 2. Juli 1892, Art. 31 Abs. 1), Xeuenburg:, (Kt.-V. Art. 39 Abs. 2) 
und Genf, (V.-Ges. vom 25, Mai 1879 Art. 1 und 3) könnte die Driuglich- 
keitsklausel eingreifen. In den übrigen Kantonen wäre das Referendum 
wohl ausgeschlossen, weil jeweilen die aus B.-V. 86 fliessende Kompetenz 
nicht den dem Referendum unterstellten Punkten einzureihen ist. Die 
Kantone, in denen die gesetzgebende Behörde von sich aus einen ihrer 
Beschlüsse nach ihrem Ermessen vor das Volk bringen kann, sind Zürich, 
Luzern, Schwyz, Solothurn, Schaffhausen, Graubünden, Aargau» 
Thurgau und Waadt; siehe Schollenberger, Grundriss I S. 68. 
Frei bürg kennt überhaupt nur für Verfassungsgesetze ein obligatorisches 
Referendujn. 

^) Vergleiche etwa die Kt.-Vn. von Zürich, Art. 40 Z. 3, Uri, 
Art. 62 lit. c; Freiburg, Art. 52 lit. 1; Schaffhausen, Art. Q^ Z. 1. 

2) Nach Kt.-V. Art. 17 Z. 4. 
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Dass hierin ebenfalls eine Art der direkten Ausübung 
durch das Volk zu erblicken wäre, folgt aus der juristi- 
schen Funktion des obligatorischen Referendums. *J Es 
erhebt sich aber die Frage, ist die Ausübung eines Mit- 
wirkungsrechtes eine Massnahme allgemein verbindlicher 
Natur. Was als allgemein verbindlich zu gelten habe 
und was nicht, darüber besteht keine feste Terminologie. 
Der allgemeine Sj)rachgebrauch lässt, wenn man die ent- 
sprechenden fremdsprachigen Ausdrücke in Betracht 
zieht, verschiedene Deutungen zu.^) Eine präzise juri- 
stische Definition ist nirgends gegeben. Es fehlt auch 
eine einheithche Praxis, die eine sichere Handhabe böte.*^) 
Damit wird man zum Ergebnis gedrängt, dass der Be- 
hörde es vollständig überlassen ist, was sie als 
allgemein verbindlich ansehen will, was nicht. 8ie ist 
befugt, einzeln von Fall zu Fall so oder anders zu ent- 
scheiden.^) Ob also die Ausübung eines Mitwirkungs- 



') Vergl. darüber unten S. 104 f. und S, 111 f. 

^) x4.11gemein verbindlich — dieses Ausdruckes bedienen sich z. B. die 
Verfassungen von Zug, (§ 34 Abs. 1) Solothurn, (Art. 17 Z. 4), Basel- 
Land, C§ llj St. Gallen, (Art. 47 Abs. l), auch B.-V. 89 Abs. 2 — kann 
sowohl heissen eine Massregel, die eine Verbindlichkeit, ein Gebundensein 
für alle Staatsunterthanen zur Folge hat; oder aber auch eine Massrcgelr 
die von allgemeinem Interesse ist. Auch die Ausdrucksweise „nicht per- 
sönlicher Natur" kommt vor fBasel-Stadt, Kt.-V. § 29 Abs. 1). Die 
französische Kechtssprache spricht von arret6s fd^cretsj qui sont d'une 
portöe generale fB.-V. 89 Abs. 2; Neuenburg, Kt.-V. Art. 39 Abs. 2), 
die italienische von risoluzzioni di carattere obbligatorio generale (B.-V. 89 
Abs. 2). Daneben existieren aber auch die Ausdrücke arret^s 16gislatifs 
(Genf, V.-Ges. vom 25. Mai 1879 Art. 1 und 3, Abs. 1 und Art. 4) und 
decreti legislativi (Tessin, V.-Ges. vom 2. Juli 1892, Art. 31 Abs. l). 
Darnach möchte man versucht sein zu definieren, die allgemein verbind- 
lichen Beschlüsse seien da für Gegenstände, die auch in Gesetze gekleidet 
werden könnten. 

^) Die Gegenstände, die dem Referendum schon als nicht allgemein 
verbindlich entzogen worden sind, lassen sich nicht als eine Gruppe be- 
stimmter Art einer anderen gegenüber stellen. 

*) In Beziehung auf das Bundesrecht erörtern die Frage Blum er- 
Morel, III S. 22 if.; Orelli, S. 80 f.; Hilty, im Archiv II S. 368 ff,; 
Hie st and, Rechtsquellen S. 10 if. Die Praxis bei Salis, I No. 242 ff. 
Vergl. auch B.-Bl. 1874 I S. 1007. 
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rechtes eine Massnahme spezieller Natur, oder ob sie 
allgemein verbindlich sei, beurteilt die Behörde im 
einzelnen Fall. 

Wo es somit in die Hand der Behörde gelegt ist 
zu entscheiden, ob die direkte Ausübung durch das Volk 
in Form des obligatorischen Referendums Platz greifen 
solle oder nicht, glauben wir aus Erwägungen praktischer 
Natur von einer solchen besser überhaupt nicht zu spre- 
chen und sie nur da anzunehmen, wo das Volk nicht 
durch willkürliches Befinden des Rates ausgeschlossen 
werden, wo es also von sich aus auch die Initiative er- 
greifen und beschliessen kann. ^) 

Endlich ist noch darauf aufmerksam zu machen, 
dass sehr häufig ein Grossratsbeschluss jedem Referen- 
dum entzogen werden kann^) durch die Beifügung der 
Dringlichkeitskläusel'), w^elche wohl bei den Mit- 
wirkungsrechten der besonderen Umstände wegen in der 
Regel angewandt werden wird. Wenn nicht ausdrück- 
liche Bestimmungen anderes verordnen, wird wohl die 
Behörde in den meisten Fällen die Ausübung eines Mit- 
vvirkungsrechtes als eine Massnahme spezieller oder dring- 
licher Natur behandeln und darum das Volk ausschliessen. 
Ja das Volk selbst wird, wo es sich nicht gerade um 
eine aktuelle Frage handelt, der Sache in der Regel 
wenig Interesse widmen, sodass thatsächlich, selbst wo 
das obligatorische Referendum besteht, der strenge Rechts- 
weg vielleicht nicht so genau innegehalten wird, und die 
Behörde ohne Anfechtung von sich aus vorgehen kann. 



*) Aehnliche Erwägungen bewirken auch, dass man für B.-V. 89 in 
den Kantonen auch das obligatorische Referendum als eine blosse „Abän- 
derung" eines grossrätlichen Beschlusses gelten lassen kann. Vergl. unten 
S. 111 f. 

2) Dunant, S. 51. 

^) Vergl. beispielsweise die Verfassungen von Zug (§34 Abs. I), 
Basel-Stadt (§ 29 Abs. 1), St. Gallen (Art. 47 Abs. 1), Graubün- 
den (Art. 3 Z. 2), Tessin (V.-Ges. vom 2. Juli 1892 Art. 31 Abs. 1), 
Neuenburg (Art. 39 Abs. 2), Genf (V.-Ges. vom 25. Mai 1879 Art. 3). 
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2. Das Vorschlagsrecht in der Bundesversammlung. 

§ 28. a. Im allgemeinen, 

Artikel 93, Absatz 2 der Hundesverfassung ^) räumt 
den Kantonen das Vorschlagsrecht in der Bun- 
desversammlang ein. Auch dieses Hecht findet seine 
historische Erklärung in dem Umstand, dass die Schweiz 
aus einem Staatenbund heraus sich zum Bundesstaat 
entwickelt hat. Das Recht, Anträge zu stellen, war na- 
türhch dort jedem Kanton gegeben, es waren nur die 
Tagsatzungsgesandten entsprechend zu instruieren. Ein 
solches Organ, das an die Instruktionen der Kantone ge- 
halten w^äre, besitzt aber die Eidgenossenschaft seit 1848 
nicht mehr. Dem Kanton w^äre somit das Recht, in dem 
obersten Organ des Bundes Vorschläge zu machen, ge- 
nommen, w^äre nicht die Bestimmung des Artikels 93 
vorgesehen. Damit ist dem einzelnen Kanton die recht- 
liche Möglichkeit gegeben, eine ihm wichtig genug er- 
scheinende Angelegenheit von sich aus zur Sprache in 
der Bundesversammlung zu bringen. Das Vorschlags- 
recht bildet den Ersatz für die frühere Stimme in der 
Tagsatzung, dem obersten Organ des Staatenbundes. Es 
ist dieses Recht deutlich ein Ausfluss der Bundesnatur 
der Schweiz. ^) 

Das Vorschlagsrecht, auch Initiative genannt, 
besteht in der Befugnis, in den beiden Räten An- 
träge zu stellen. Hierin handeln die Kantone wieder 
als Organe des Bundes. Sie unterscheiden sich bei die- 
ser Thätigkeit des Antragstellens in keiner Weise von 
den anderen Faktoren, denen ein gleiches Recht einge- 
räumt ist, und die alle auch Organe des Bundes sind. 



') B.-V. 98 : „Jedem der beiden Räte und jedem Mitglied desselben 
steht das Vorschlagsrecht (die Initiative) zu. — Das gleiche 
Recht können die Kantone durch Korrespondenz aus- 
üben." — In der B.-V. von 1848 der gleichlautende Art. 81. 

^) Der einzelne Aktivbürger hat ein solches Vorschlagsrecht nicht; 
Brie, Theorie S. 12H. • 
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In seiner Organstellung hat jeder Kanton das Recht, ein- 
zeln zu verlangen, dass ein bestimmter Gegenstand dis- 
kutiert werde. 

Ist der Vorschlag ergangen in der Form einer 
Korrespondenz an die Bundesversammlung, so ist die 
Bundesversammlung verfassungsmässig verpflichtet, den 
Antragsteller anzuhören und seinen Antrag der Verhand- 
lung zu eröffnen. In die Debatte selbst, etwa durch 
einen instruierten Vertreter, greift der Kanton nicht ein. 
Der Einfluss des Kantons auf die staatliche Thätigkeit 
des Bundes hat rechtlich sein Ende erreicht mit dem 
Vorbringen des Antrages durch Korrespondenz. Nur 
neue Vorschläge können wieder gebracht werden, dafür 
besteht keine Grenze. Auf andere Art kann, in juristisch 
erheblicher Weise, w^eiter kein Einfluss des Kantons mehr 
geltend gemacht werden. Eine Stimme hat kein Kanton 
in der Bundesversammlung, diese steht ganz unabhängig 
von den Kantonen. Der Kanton muss das weitere Schick- 
sal seines Antrages der Bundesversammlung überlassen. 
Natürlich wird thatsächlich, nicht aber rechtlich, der 
Kanton seinen Einfluss insofern auch bei der Verhand- 
lung und Beschlussfassung weiter zur Geltung bringen 
können, als seine Abgeordneten in den meisten Fällen 
wohl im kantonalen Interesse votieren werden. Eine 
rechtliche Pflicht aber besteht für die Mitglieder der Ver- 
sammlung, die dem antragstellenden Kanton angehören, 
nicht. ^) Ganz undenkbar wäre es auch nicht, dass diese 
Abgeordneten selber den Antrag ihres Kantons verwerfen 
helfen : rechtlich jedenfalls hindert sie nichts daran. 

5^ 29. ft. Die einzelnen kantonalen Bestimmungen. 

xAuch in der Ausübung dieses Rechtes ist der Kanton 
vollständig frei; es bestehen keine bundesrechtlichen 
Normen. Die drei Gruppen, die wir bei B.-V. 86 unter- 
schieden haben, ünden sich auch hier wieder: Es enthält 



■3 



• 1 
'< 



Siehe oben S. 80 ff. 
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entweder das kantonale Kecht gar keine Bestimmung; 
oder der Grosse Rat ist ausschliesslich als zustän- 
dig erklärt; oder aber neben ihm auch das Volk. 
Freilich die Einreihung der Kantone in diese Gruppen 
ist nicht ganz dieselbe, wie bei B.-V. 86. Gemäss den 
Vorschritten der Kantone^) Bern, Nidwalden^), Basel- 
Stadt, Basel-Land, Appenzell Ausser- Rh öden, 
St. Gallen, Aargau und Waadt ist der Grosse Rat 
allein berechtigt; neben ihm ist das Volk direkt 
zur Ausübung befugt in Zürich*), Luzern, Zug, Solo- 
thurn, Schaffhausen und Thurgau.^) Das obliga- 
torische Referendum könnte in Betracht fallen ausser 
in Solothurn noch in Zürich.^) 

Eine vierte Gruppe, die wir bei Artikel 86 nicht 
getroffen haben, bilden hier die Kantone Graubünden 
und St. Gallen, indem der Kleine Rat oder Regie- 
rungsrat die Kompetenz zugewiesen erhalten hat, das 
Recht aus B.-V. 93 geltend zu machen. Da ist der Re- 
gierungsrat nicht nur der Briefträger für ein anderes 
Organ, sondern wirklicher Ausüber des Rechtes. 
In Graubünden^) ist er sogar lediglich allein berech- 
tigt; in St. Gallen^) freilich nur eventuell, vv^enn 
nämlich das Recht nicht vom Grossen Rat ausgeübt wird. 

Im übrigen gelten die gleichen Bestimmungen, wie 
für B.-V. 86. Wir können darum auf das dort Gesagte 
verweisen. Auch hier ist der Regierungsrat, von den 
beiden erwähnten Fällen abgesehen, nur Ueb ermittler 
des Antrages, den ein anderer stellt. 



') Wo im Folgenden nicht besonders citiert ist, gelten die nämlichen 
Verfassungsartikel wie für B.-V. 86. 

^) Kt.-V. Art. 48 Z. 6. 

^) Kt.-V. Art. 35. 

*) Kt.-V. § 3 Abs. 6. 

^) Da eben Kt.-V. Art. 31 die Beschlüsse des Kt.-R., die derselbe 
endgültig zu fassen befugt ist, aufzählt und B.-V. 93 nicht erwähnt, so 
kommt Art. 30 Z. 2 zur Anwendung. 

«) Kt.-V. Art. 36 Abs. 2. 
' Kt.-V. Art. 67. 
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§ 30. c. Die voi^gehoinmenen Fälle, der Ausübunp 

durch einzelne Kantone. 

Eine sehr grosse Bedeutung ist auch diesem Rechte 
nie beigemessen worden. Immerhin giebt es hier Fälle^), 
in denen einzelne Kantone von der Befugnis Gebrauch 
gemacht haben; ihre Zahl ist freilich gering. So hatte 
am 28. November 1877 Zürich, dem sich Solothurn 
am 1. Dezember anschloss, ein Initiativbegehren betreifend 
Militärpflichtersatz dem Bundesrat zu Händen der Bundes- 
versammlung eingereicht, „Gebrauch machend von Artikel 
93 der Bundesverfassung.***) Dasselbe wurde nach Begut- 
achtung des Bundesrates von der Bundesversammlung 
abgewiesen.^) Als Initiative gemäss B.-V. 93 Abs. 2 wurde 
auch das Begehren von Neuenburg vom 11. Dezember 
1882 aufgefasst.-*) 

Aus neuerer Zeit stammen, die beiden Initiativ- 
vorschläge von Schaffhausen und Aargau*) be- 
treffend die Uebertragung des Gesetzgebungsrechtes über 
das Strafrecht an den Bund. Diese beiden Beisi)iele geben 
uns Aufschluss über den Weg, der jeweilen eingeschlagen 
wird: Zuerst die Beschlussfassung im Grossen Rat; von 
diesem wird der Regierungsrat beauftragt, das Begehren 
an die Bundesversammlung gelangen zu lassen; der Re- 
gierungsrat sendet es an den Bundesrat; dieser erst bringt 
den Antrag vor die Bundesversammlung, nachdem er ihn 
begutachtet hat®), und erstattet dann der Kantonsregierung 



*) Angeführt bei Schollen berger, Grundriss I S. 13. 

2) B.-Bl. 1878 I S. 227. 

*) Das Nähere bei S a li s , Bundesrecht III No. 846. Ber. des B.-R. 
an die B.-Vers. vom 4. Februar 1878 im B.-Bl. 1878 I S. 227 und Botsch. 
des B.-R. an die B.-Vers. vom 26. November 1878 im B.-Bl. 1878 IV S. 333. 
Femer B.-Beschl. vom 9. Dezember 1878. Uebers. der Verh. der Schweiz. 
B.-Vers. II. Teil der Wintersess. vom 4. bis 22. Februar 1878 No. 13. 

*) Salis, III No. 847, Botsch. des B.-R. an die B.-Vers. vom 23. 
November 1883 im B.-Bl. 1883 IV S. 659. 

') Salis, I S. 75 Note. 

«) Vergl. B.-V. 102 Z. 4. 
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zu Händen des Grossen Rates Bericht über die Behand- 
lung des Vorschlages bei den eidgenössischen Räten. 

Am 17. April 1890 wurde im Grossen Rate des 
Kantons Schaff hausen der Antrag gestellt, es sei in 
Anwendung von Art. 98 Abs. 2 der B.-V., verglichen mit 
Art. 24 der Verfassung des Kantons Schaffhausen, dem 
schweizerischen Bundesrat zu Händen der Bundesver- 
sammlung ein Initiativvorschlag betreffend Uebertragung 
der Strafrechtsgesetzgebung an den Bund zu unterbreiten.^) 
Am 30. April sandte der Regierungsrat den Vorschlag 
an den Bundesrat.^) Dieser leitet der Bundesversammlung 
am 16. Mai das Schreiben des Grossen Rates zu und be- 
gutachtet dasselbe.^} Der Ständerat und der Nationalrat 
behandeln das Gesuch am 20. und 25. Juni.*) Dies meldet 
der Bundesrat mit Zuschrift vom 1. Juli dem schaffhau- 
serischen Regierungsrat, wovon dieser Kenntnis nimmt. ^> 
Am 12. Juli machte der Regierungsrat dem Grossen Rate 
hiervon Mitteilung.^) In dieser Weise hat die Behörde 
des Kantons Schaffhausen von „dem ihr verfassungs- 
mässig zustehenden Rechte der Initiative^)" Gebrauch 
gemacht. 

Einen gleichen Antrag, wie er in Schaffhausen 
gestellt wurde, behandelt der aargauische Grosse Rat 
am 27. Mai 1890 und beauftragt den Regierungsrat, den 
Initiativvorschlag von Schaff hausen bei der Bundes- 
behörde zu unterstützen.®) Der Regierungsrat von Aar- 
gau meldet dies dem Bundesrat, der die Zuschrift den 



Protokoll des Gr. R. des Kt. Seh äff hausen vom 17. April 1890. 

2) Vermerkt unter dem 30. April in der Ausgangskontrolle der 
Staatskanzlei. 

3) Zuschr. des B.-R. an die B.-Vers. vom 16. Mai 1890 im B.-Bl. 
1890 II S. 875 ff. 

*) Uebers. der Verh. der Schweiz. B.-Vers., ord. Sommersess. vom 
2. bis 28. Juni 1890 No. 38. 

5) Beilage zum Amtsbl. des Kt. Schaffh. 1890. S. 172. 

6) Beilage zum Amtsblatt S. 200. 
B.-Bl. 1890 S. 875. 

») Prot, des Gr. R. des Kt. Aargau vom 27. Mai 1890, Art. 210 
S. 117/8. 
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eidgenössischen Räten übermittelt.^) Die Sache wird mit 
der schatt'hauserischen Angelegenheit erledigt, wovon der 
Regierungsrat von Aargau nach Mitteilung des Bundes- 
rates den Grossen Rat am 10. Juli in Kenntnis setzt. ^) 

Nacht7'ag. 

Die vorliegende Arbeit war bereits abgeschlossen, als das Bundesblatt 
im Februar 1902 von einem weiteren Fall des behandelten Vorschlags- 
rechtes berichtete : 

In einer Zuschrift vom 5. Juli 1901 ersuchte der Regierungsrat des 
Kantons Tessin den Bundesrat um Uebermittlung eines Antrages des 
tessinischen Grossen Rates an die Bundesversammlung. Dieser Antrag, der 
an die Adresse der Bundesversammlung gerichtet war, ging auf Abänderung 
der Art. 142 und 329 des Bundesgesetzes über Schuldbetieibung und 
Konkurs. — Nach dem wohl richtigen Dafürhalten des Bundesrates lag 
hierin eine Ausübung des den Kantonen in B.-V. 93 Abs. 2 eingeräumten 
Rechtes, obwohl die tessinische Behörde sich nicht speziell auf diesen Artikel 
berufen hatte. — Der Initiativvorschlag kam auch in der Bundesversammlung 
zur Sprache, wurde dann aber vom Kanton Tessin zurückgezogen und 
war damit erledigt. 

Vergl. hierüber den diesbezüglichen Ber. des B.-R. an die B.-Vers. 
vom 25. Februar 1902 im B.-Bl. 1902 I S. 732 ff; ferner Uebers. d. Verh. 
d. Schweiz. B.-Vers. Fortsetzung der ord. W.-Sess. 1. — 26. April, Nr. 19 ; 
und ord. S.-Sess. 2. — 28. Juni, NY 24. 

3. Die Mitwirkung beim fakultativen Referendum. 

§ 31. a. Begriff und Arten des Referendums. 

Mit dem allgemeinen Ausdruck Referendum^) ist 
zunächst eine politische Institution im schweizerischen 
Staatsleben bezeichnet, welche dazu dienen soll, das Re- 
präsentativsystem zu gunsten der reinen Demokratie zu 



B.-Bl. 1890 III S. 396, 

2) Prot, des Gr. R. vom 17. November 1890, Art. 227. S. 134. 

^) lieber Geschichte, Begriff und Wesen des Referendums und seine 
Einführung im schweizerischen Bundesstaat, vergl. G. Vogt, Referendum 
etc. in Zeitschr. f. ges. Staatsw. Band 29 (1873) S. 350 ff. ;'Curti, Ge- 
schichte, und Volksrechte S. 30 ff. und 62 ff. Hilty im Archiv II (1887) 
S. 167 ff: und 367 ff. und die hier S. 438 f. Citierten. Ferner Blum er- 
Morel III S. 8 ff.; Orelli, S. 80 und 104 ff.; Dunant, Die direkte 
Volksgesetzgebung etc. 
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durchbrechen. Die Allmacht der repräsentativen Körper- 
schaft soll dahin eingedämmt werden, dass nicht mehr 
diese allein das Recht hat, die im Staate geltenden recht- 
lichen Normen zu schaffen. Auch das Volk, die Gesamt- 
heit der Aktivbürger, muss an der rechtsetzenden Thätig- 
keit des Staates direkt beteiligt werden. 

^Das Referendum giebt dem Gedanken Ausdruck, 
dass es einer zustimmenden Mitwirkung des Volkes be- 
dürfe, um ein vom Rate erlassenes Gesetz wirksam zu 
machen. •^^) Referendum ist Volksabstimmung; 
und zwar, speziell im Hinblick auf unsere späteren Er- 
örterungen, behufs Annahme oder Verwerfung bestimmter 
Massnahmen der gesetzgebenden Behörde.^) Es ist obli- 
gatorisch, wenn für eine gewisse Art von Erlassen 
die Abstimmung unbedingt, auch ohne dass es beson- 
ders gefordert würde, stattzufinden hat^) ; fakultativ 
dagegen, wenn die Abstimmung nur auf ein spezi- 
elles Verlangen hin erfolgt.^; Diese beiden Formen 
des fakultativen und des obligatorischen Referendums 
sind scharf auseinander zu halten, um die Mitwirkung 
des Volkes bei der Gesetzgebung juristisch genau zu 
charakterisieren. 

Eigentlicher Gesetzgeber ist das Volk nur beim 
obligatorischen Referendum. Wo dieses gilt, ist ein 
Gesetz erst dann zu stände gekommen, wenn das Volk 
den Gesetzesinhalt, der ihm zur Abstimmung vorgelegt 
wird, angenommen hat. Das repräsentative Organ hat 
nur eine vorbereitende Thätigkeit; es stellt den Gesetzes- 
inhalt fest, den Gesetzesbefehl aber giebt das Volk. Nur 
dieses erklärt, dass der vorausgegangene Beschluss des 



1) Dubs, I S. 143. 

^) Hilty, S. 167. — Von der Volksabstimmung: über einen aus 
dem Volke selbst hervorgegangenen Gresetzesentwurf (sog. formulierte Ini- 
tiative), wie sie im Falle von B.-V. 121 Abs. 6 eintritt, kann hier abge- 
sehen werden. 

3) Hilty, S. 404. 

^) Hilty, S. 412. 
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Rates nun auch Ge setz sein soll. Das obligatorische 
Referendum ist die Sanktion selbst. Das Volk 
ist das Organ, welches mit der Sanktion betraut ist; es 
erlässt das Gesetz, es hat das Recht der Gesetz- 
gebung.') 

Anders gestaltet sich die Befugnis des Volkes beim 
fakultativen Referendum. Hier ist das Gesetz be- 
reits in der Behörde zu stände gekommen; mit der 
erfolgten Zustimmung des Rates liegt ein Gesetz vor. 
Die Sanktion geht aus vom Rate selbst und liegt in 
seiner Beschlussfassung. Es wird nur dem Volke das 
Recht verliehen, dieses Gesetz, wenn es innerhalb einer 
bestimmten Frist verlangt wird, eventuell wieder 
ausser Kraft zu setzen. Das fakultative Referen- 
dum erfüllt die gleiche Funktion wie das Veto. ^) 
Es ist nicht die Sanktion des Gesetzes. Andernfalls 
müsste nian, wenn das Referendum nicht ergrifl'en wird, 
zu einer „stillschweigenden Sanktion" Zuflucht nehmen, 
was aber dem Wesen der Sanktion widerspricht. Durch 
Stillschweigen wird kein Befehl erteilt. Gesetzgeber ist 
also nicht das Volk direkt, sondern nur in seiner Ver- 
bindung mit dem repräsentativen Organ zu einer Ein- 
heit. Die Kompetenz zum Erlass eines Gesetzes steht * 
hier allein dem repräsentativen Organ zu;^) die Betei- 
ligung des Volkes in direkter Weise liegt lediglich 
darin, ja oder nein zu dem schon fertigen Gesetze 
sagen zu können und so eventuell zu verhindern, 
dass das Gesetz in Kraft tritt.*) 



') Hilty, S. 404; Dunant, S. 47. 

2; Hilty, S. 412. 

^) Es kann hier darum nicht von einem Gesetzgebungsrecht 
"des Volkes gesprochen werden, sondern eher von einer Kontrolle oder 
Kritik über den Gesetzgeber. Vergl. die Ausführungen bei Hilty, S. 411. 

*) Nach Jellinek, I S. 502, und Gesetz und Verordnung S. 207 ff. 
^'äre das Volk hier unselbständiges, die repräsentative Körperschaft selb- 
ständiges Organ. Beim obligatorischen Referendum wäre das Volk selb- 
ständiges Organ. 
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§ 32. b. Die Berilchsichtigung der Kantone hei de?^ Ein- 
fiihrung des Referendums im Bunde. 

Mit der Herrschaft der Bundesverfassung von 1848 
trat das obligatorische Referendum für die Yer- 
fassun gsgesetzgebung in der ganzen Schweiz, im 
Bunde und in den Kantonen, in GeUung. ^) Für einfache 
Gesetze oder anderweitige Schlussnahmen der gesetz- 
gebenden Behörde wurde das Referendum, sei es als 
obligatorisches, sei es als fakultatives, erst etliche Jahre 
später, vielfach unter politischen Kämpfen, in den Kan- 
tonen eingeführt.^) Mitten in diese Fiewegungen fiel nun 
die Bundesrevision der siebziger Jahre. Sie musste zu 
der Volksgesetzgebung in irgend einer Weise Stellung 
nehmen.^) Hier im Bunde aber tauchte dabei noch eine 
neue Frage auf, die in den" Kantonen keine Rolle spielte,^ 
ob und wie nämlich das Gesetzesreferendum in Verbin- 
dung mit dem föderativen Prinzip zu bringen sei. 
Diesen Punkt haben wir bei unserer Darstellung in Be- 
tracht zu ziehen. 

In den beiden Revisionsentwürfen, dem verworfenen 
von 1872 und dem angenommenen von 1874, hatte man 
sich für das fakultative Referendum entschieden. Eine 
Beteiligung der Kantone beim fakultativen Referendum 
war nun in doppelter Hinsicht denkbar. Die Kantone 
können berücksichtigt werden einmal als Faktoren, die 
berechtigt sind, eine Referendumsabstimmung zu ver- 
langen; sodann bei der Abstimmung selbst. In diesen 



') B.-V. von 1848 Art. 114 und Art. 6 lit. c. 

^) Näheres bei Vogt, Referendum etc., Hilty, bes. S. 211 ff. und 
Curti, Geschichte S. 207 ff. — Eine Uebersicht der Kantone mit fakultativem 
oder obligatorischem Referendum aus dem Jahre 1887 giebt Hilty, S. 396 ff. 
Seither hat sich die Stellung der Kantone freilich wieder etwas verschoben 
(so kennt Schwyz seit 1898 auch das fakultative, Schaff hausen seit 
1895 auch das obligatorische Referendum). Die neueste Uebersicht bei 
Schollenberge r, Grundriss I S. 70. 

^) Curti, Geschichte S. 241 f. 
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beiden Richtungen bewegten sich auch die Revisionsver- 
handhingen. ^) 

Die Ansicht, dass eine gewisse Anzahl von Kantonen 
von sich aus die Abstimmung solhe verlangen können, 
blieb unbestritten.*^ Die zweite Frage dagegen, die nach 
der Beteiligung der Kantone beim Votum selbst, gab An- 
lass zu grossen Meinungsverschiedenheiten. ^) Die einen 
waren entschieden dafür, dass den Kantonen auch hier 
ihr Mitwirkungsrecht nicht verkümmert werden dürfe, 
sodass zur Annahme durch die Referendumsabstimmung 
neben der Mehrheit der Schweizei'bürger auch die der 
Kantone erforderlich sei. Die anderen machten für die 
gegenteihge Ansicht ihre Gründe geltend, und diese 
letztere Meinung w^ar die siegreiche.*) Fünf Kantone 
konnten nach dem Entwurf von 1872 die Volksabstimmung 
verlangen, bei der Abstimmung selbst aber sollte allein 
(las Volk den Ausschlag geben. ^) Ein weiteres Mitwir- 
kungsrecht, die Initiative,**) wurde den Kantonen in die- 
sem Entwürfe zugebilligt: Fünf Kantone konnten die Er- 
lassung, Abänderung oder Aufhebung eines Bundesge- 
setzes oder Bundesbeschlusses anbegehren. Der Ver- 
fassungsentwurf vom 5. März 1872 wurde aber in der 



^) Näheren Aufschluss geben die Protokolle von 1871 und 1873 über 
die Verhandlungen der Kommissionen des N.-R. und des St.-R. ; ferner 
die Protokolle über die Verhandlung der eidgen. Räte betr. die Revision 
der B.-V. 1871/72 und 1873/74. Die bezüglichen Stellen sind des genaueren 
angegeben bei Blum er- Morel, III S. 14 und 16. — Uebersichtlich und 
zusammenfassend berichten über die uns hier interessierenden Punkte der 
Verhandlungen B 1 u m e r - M o r e I, III S. 12 if., C u r t i, Geschichte S. 264 ff., 
289, 291, 293; Planta, S. 90 und 93.- 

2) Curti, Geschichte S. 264. 

^) Vergl. das Nähere bei Blumer- Morel, Curti und Planta, 
an den oben N. 1 angeführten Orten. 

*) Curti, Geschichte S. 289 und Blumer-Morel, III S. 16. 

^) Art 85 Abs. 2 des verworfenen V.-Entw. vom 5. März 1*872. 

^) Art. 89 Abs. 1 des verworfenen V.-Entw. vom 5. März 1872. — 
Initiative hier in einem anderen Sinne genommen als bei B.-V. 93. 
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Volksabstimmung vom 12. Mai desselben Jahres ver- 
Avorf en. ^) 

In den alsbald im Jahre 1873 wieder aufgenommenen 
Revisionsversuchen wurde das Initiativrecht der Kantone 
vollständig fallen gelassen,^) ihre Beteiligung beim 
Referendum dagegen in der alten Art aufrecht er- 
halten. Nur die Zahl, die für ein rechtlich verbind- 
liches Referendumsbegehren der Kantone notwendig sein 
sollte, wurde auf acht erhöht.^) Der neue Verfassungs- 
entwurf, der diese Bestimmungen enthielt, wurde dann 
in der Volksabstimmung vom 19. April 1874 ange- 
nommen.^) 

§ 33. c. Das geltende Bundesrecht und die einzelnen 

kantonalen Bestimmungen, 

Damit ist den Kantonen ein neues Anteilsrecht an 
der Gesetzgebung des Bundes zugebilligt worden, das sie 
auf Grund der Verfassung von 1848 noch nicht besassen, 
w^ie eben die ganze Einrichtung des Referendums im 
schweizerischen Bundesstaate eine Neuerung der Verfas- 
sung von 1874 bedeutet. 

Das geltende Recht ist niedergelegt in Bundesver- 
fassung Artikel 89, Absatz .2^) und in dem auf Grund 



^) B.-Beschl. betr. Erwahrung der Abstimmung über die am 5. März 
1872 vorgelegte revidierte B.-V. vom 29. Mai 1872. 

2) Blumer- Morel, III S. 25 f.; Curti, Geschichte S. 293. 

^) Curti, Geschichte S. 293; Hilty, S. 217. — Der Grund, die 
Zahl von acht Kantonen zu wählen, lag in der Erwägung, dass die früheren 
sieben Sonderbunds-Kantone nicht ohne Mitwirkung mindestens eines anderen 
Kantons sollten vorgehen können; Dubs, II S. 182. 

*) B.-Beschl. betr. die Erwahrung der Abstimmung über die am 
31. Januar vorgelegte revidierte B.-V. vom 29. Mai 1874. 

^) B.-V. 89 Abs. 2: „Bundesgesetze sowie allgemein verbindliche 
Bundesbeschlüsse, diß nicht dringlicher Natur sind, sollen überdies dem 
Volke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden, wenn es von 
30,000 stimmberechtigten Schweizerbürgern oder von 8 Kantonen ver- 
langt wird." 
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von B.-V. 90 erlassenen Bundesgesetz.') Wenn acht 
Kantone das Referendum über ein Bundesgesetz 
oder einen allgemein verbindlichen Bundesbeschluss nicht 
dringlicher Natur begehren, so hat die Volksab- 
stimmung nach verfassungsmässiger Vorschrift statt- 
zufinden. Der einzelne Kanton übt hier eine Organ- 
thätigkeit im Bunde aus, die derjenigen des einzelnen 
Bürgers entspricht, der sich dem Referendumsbegehren 
anschliesst. Das Recht des Kantons geht nicht weiter, 
als dieses Verlangen stellen zu können; damit ist 
der rechtliche Einfluss des Kantons beim Referendum des 
Bundes erfüllt. 

Bei der Ausübung dieses Rechtes ist den Kantonen 
nicht die Freiheit gelassen, wie wir sie bei den Ar- 
tikeln 86 und 93 angetroffen haben. Die Kompetenz des 
Bundes, hier mit seinen eigenen Vorschriften 
einzugreifen, ergiebt sich einmal aus dem allgemeinen 
Satze, dass jeder Staat die Thätigkeit seiner Organe re- 
geln kann. Wie er bestimmt, wann und auf welche 
Weise der einzelne Bürger seine Organstellung im Staate 
hat, so kann er dies auch thun, wenn er juristische Per- 
sonen als seine Organe heranzieht. Ferner giebt auch 
ein spezieller Rechtssatz (B.-V. 90) dem Bunde diese 
Befugnis; wenn die Bundesgesetzgebung über die Formen 
und Fristen der Volksabstimmung das Erforderliche fest- 
stellen soll, so gilt dies für die Beteiligung der Kantone 
ebensogut wie für die einzelnen Bürger.^) Das Bun- 
desrecht giebt die bestimmte Vorschrift,^) dass stets 



*) B.-Ges. betr. Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundes- 
beschlüsse vom 17. Juni 1874 (speziell Art. 6). 

2) Botsch. des B.-R. an die B.-Vers. vom 29. Mai 1874 im B.-Bl. 
1874 I S. 1006, 

^) B.-Ges. über Volksabstimmung etc. vom 17. Juni 1874 Art. 6: 
„Wenn die Kantone das Verlangen um Volksabstimmung stellen, so hat 
dasselbe vom GrossenRate (Kantonsrat, Landrat) auszugehen. 
Vorbehalten bleibt das nach der kantonalen Verfassung 
dem Volke zustehende Recht zur Abänderung solcher 
Sehlussnahmen." 
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das Begehren vom Grossen Rat^) auszugehen 
hahe. Nur das können die Kantone nach ihrem 
Gutdünken ordnen, ob eine solche Schluss nähme 
den Aktiv bürgern des Kantons zur Abstim- 
mung vorgelegt werden müsse oder n i c lu. 
Wenn also die Kantone eine Bestimmung über Artikel 89 
in ihr Recht aufgenommen haben, bedeutet dieselbe n ur 
eine Wiederholung einer bundesrechtlichen Norm, soweit 
weiter nichts als die Ausübung des Rechtes durch den 
Grossen Rat festgesetzt ist. 

Von der ihnen noch übrig gebliebenen Freiheit 
haben viele Kantone in der Weise Gebrauch gemacht, 
dass sie das Volk gar nicht heranziehen, und allein 
und endgültig dem Grossen Rate die Kompetenz 
zur Stellung des Referendumsbegehrens zuweisen. In 
diesem Sinne sind die Bestimmungen in Uri*), Scjiwyz'^) 
und Glarus*) aufzufassen, welche drei Kantone für die 
Mitwirkungsrechte aus B.-V. 86 und 93, wo ihnen völlig 
freie Hand gelassen wäre, keine besonderen Vorschriften 
kennen. Ebenso ist in den Kantonen Bern, Luzern, 
Nidwaiden, Basel -Land, Appenzell A./Rh. und 



*) Nach Art. 5 des bundesrätlichen Entwurfes (B.-Bl. 1874 1 S. 1009 ff.) 
sollte das Begehren vom Grossen Rat oder der Landsgemeinde ausgehen ; 
von einer Befugnis des Volkes zur Abänderung war noch nicht die Rede. — 
In seiner Botsch. an die B.-Vers. begründet der B.-R. (B.-BI. 1874 1 S. 1006 f.) 
seine Ansicht damit, dass acht solche Begehren (des Gr. R. oder der 
Landsgem.) dem von 30,000 Bürgern am meisten entsprechen, während dies 
nicht der Fall sei, wenn es bloss von einer administrativen Behörde aus- 
gehe. Der Regierungsrat sollte darum auf alle Fälle auszuschliessen seiu, 
weil durch ihn ein eigentliches Standesvotum am wenigsten repräsentiert 
sei. Scho llenb erger, Grundriss I S. 11. 

2) Kt.-V. Art. 59 lit. d. 

') Kt.-R.-Beschl. über Anbegehrung einer Volksabstimmung über 
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse von Seite des Kantons vom 5. Deezember 
1874 § 1. — Die beiden folgenden §§' bestimmen des genaueren, unter 
welchen Umständen eine Einberufung des Kt.-R. gerade behufs einer Be- 
schlussfassung über ein Referendumsbegehren des Kantons stattzufinden hat. 

*) Kt.-V. Alt. 44 Z. 4. 
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Aargau der Grosse Rat allein zuständig.^) Der Ent- 
scheid des Volkes kann zwar angerufen werden in Lu- 
zern und Aargau, aber der Grosse Hat hat es in der 
Hand, ihm eintreten zu lassen oder nicht.*) 

Eine Anzahl anderer Kantone haben dem Volke 
^ine Beteiligung eingeräumt. Diese kann nach der 
bundesrechtlichen Vorschrift* nur in der Befugnis be- 
istehen, die Schlussnahme des Grossen Rates 
abzuändern. Streng genommen könnte also nur das 
fakultative Referendum in Betracht kommen, das ob- 
ligatorische dagegen sollte, da es seiner juristischen Natur 
nach die Sanktion des Beschlusses ist, ausgeschlossen 
sein. Denn sobald man dem Volke das Recht giebt, beim 
Zustandekommen des Beschlusses selbst mitzuwirken, 
so liegt hierin eben mehr als bloss die Befugnis zur 
Abänderung. Nach streng juristischer Beurteilung geht 
dann die Massnahme direkt vom Volke aus. Es ist 
jedoch von dieser scharfen Unterscheidung zwischen den 
verschiedenen Funktionen des fakultativen und des obli- 
gatorischen Referendums für unseren Fall abzusehen, 
oder vielmehr, es sind die Worte des Bundesgesetzes 
extensiv zu interpretieren. Dem Sinne des Bundesge- 
setzes entspricht es, auch das obligatorische Referen- 
dum hier bloss als eine Abänderung einer Mass- 
nahme der Behörde anzusehen. Weil der Grosse Rat, 
auch wo nachher das obligatorische Referendum zur An- 
wendung kommt, doch stets die Thätigkeit der inhalt- 
lichen Feststellung ausübt, so wird angenommen, dass 
diese Feststellung des Inhalts auch allein genüge, um 
den Beschluss als vom Grossen Rate ausgehend gelten 
zu lassen. Der Gesetzgeber hat es hier nur an der juris- 
tisch präzisen Fassung fehlen lassen; seine Absicht aber 
war es, sowohl das obligatorische, wie das fakul- 



^) Es gelten die für B.-V. 8f) und 93 citierten kantonalen Ver- 
fassungsartikel. 

2) Vergl. oben S. 94 X. 4 a E. 
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tative Ueferendum bei der Ausübung des Mitvvirkungs- 
rechtes zu gestatten.^) 

Das obligatorische Referendum kennt kraft 
ausdrücklicher Festsetzung mit besonderer Be- 
zugnahme auf B.-V. 89 Schaffhausen. ^) Hier also 
giebt zwar stets der Grosse Rat den Anstoss zum Re- 
ferendumsbegehren und formuliert dasselbe, das Volk 
aber kann es für den Kanton verwerfen und annehmen, 
und erst durch die Annahme ist rechtlich das Begehren 
fertig zu stände gekommen. Es bedeutet diese Annahme 
nicht bloss eine Bestätigung eines schon rechtlich fertigen 
Beschlusses; die eventuelle Verwerfung ist nicht eine 
Ausserkraftsetzung, sondern hindert, dass überhaupt 
ein Beschluss zu stände kommen kann. Nur eine 
landläufig populäre, streng juristisch jedoch unrichtige 
Autlassung, spricht hier auch bloss von einer Abänderung 
eines Beschlusses der Behörde. Jene Autfassung aber ist 
die des Gesetzgebers, weshalb die Bestimmung des Kan- 
tons Schaffhausen rechtliche Kraft besitzt. Ausser 
Schaffhausen ist- es einzig noch Solothurn, wo das 
obligatorische Referendum Platz greifen könnte, in- 
sofern nicht der Beschluss des Grossen Rates als nicht 
allgemein verbindlich erklärt würde.^) 

Ausführlich ist die Sache auch im Kanton Zü- 
rich**) geregelt. Hier aber kann das Volk wirklich nur 
einen schon fertigen Beschluss des Kantonsrates abän- 
dern; in Zürich besteht das fakultative Referen- 
dum mit ausdrücklichem Hinweis auf B.-V. 89.^) 



Vergl. auch oben S. 97 und dort N. 1. 

2) Kt.-V. Art. 23 und 42 Ziff. 1 (in der neuen Fassung, wie sie 
Art. 2 und 3 des V.-Ges. vom 24. Februar 1895 festgestellt haben. Vor 
dieser Partialrevision galt das fakultative Referendum.) 

•^) Vergl. das oben S. 95 ff. Gesagte. 

*) V.-Ges. betr. Ausführung von Art. 89 der B.-V. vom 15. April 1877. 
Art. 1 wiederholt die bundesgesetzliche Bestimmung; Art. 2 spricht von 
der Beteiligung des Volkes. 

^) Es tritt ein auf Verlangen von 5000 Stimmberechtigten, oder 
wenn ein Dritteil des Kt.-R. oder der Reg.-R. sich dafür ausspricht. Der 
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Eine Wiecierholung der bundesrechtlichen 
Normierung geben auch*) Zug, Basel -Stadt, (irau- 
bünden*), Waadt und Neuenbürg.'*) Daneben greift 
das fakultative Referendum insofern ein, als eben Gross- 
ratsbeschlüsse, die allgemein verbindlich und nicht dring- 
lich sind, ihm untei"slellt werden.*) 

Die übrigen Kantone lassen das Recht aus B.-V. 
89 unberührt. Das zuständige Organ ist natürlich ge- 
mäss Bundesrecht der Grosse Rat. Das fakultative 
Referendum könnte nach den allgemeinen kantonalen 
Bestimmungen in Betracht fallen in St. Gallen, Tessin 
und Genf^), während in den anderen Kantonen eine Be- 
teiligung des Volkes nicht anzunehmen ist.*) 

Reg.-R. entscheidet nicht, er g^iebt nur den Anstoss, dass das Volk entscheide- 
[Die gleiche Stellung nimmt, aber dem Gr. R. gegenüber, der Reg.-R. von 
Schwyz (vergl. den cit. Kt.-R. ßeschl. § 3) und der Kl. R. von (rrau- 
bünden (siehe unten N. 2) ein.] Eine perem torische Frist ist nicht gesetzt; 
der Antrag wird eben rechtzeitig (wie Art. 29 Abs. 3 der Kt.-V. für die Initia- 
tive sich ausdi-ückt) eingereicht werden müssen, damit er noch vor die Volks- 
abstinmiung gebracht werden kann. Ob dies der Fall, unterliegt der Prüfung 
des Kt.-R., der nach den vorliegenden Umständen entscheidet. Volksabstim- 
mungen finden zwei im Jahre statt ; nur wenn der Kt.-R. den Fall als dringend an- 
sieht, ordnet er eine ausserordentliche Abstimmung an (Kt.-V. Art. 30 Abs. 1). 

') In den bereits bei B.-V. 8H und 93 cit. Verfassungsbestimmungen ; 
fär Graubünden und Neuen bürg s. die folgenden Noten. 

^ Kt.-V. Art. 24 wiederholt die Bestimmung des B.-Ges. Der Grosse 
Rat kann auch, damit er für den Kanton das Referendum verlange, besonders 
zu diesem Zwecke vom Kl. R. einberufen werden; Art. 6 Abs. 3. Nach 
besonderem Hinw^eis auf B.-V. 89 in Art. 6 Abs. 2 kann der Gr.-R.-Beschl. 
auf Gutfinden des Gr. R. dem Volke vorgelegt werden. 

•'') Neuenburg regelt in einem Gr.-R.-Dekret vom 15. Juli 1874 
des genaueren die Bethätigung des Gr. R. bei einem allfälligen Referendums- 
begehren des Kantons. 

*) Zug, Kt.-V. § 34 Abs. 1; Basel-Stadt, Kt.-V § 29 Abs. 1; 
Graubünden, Kt.-V. Art. 3 Z. 2; Waadt, Kt.-V. Art. 27 Z. 2; 
Neuenburg, Kt.-V. Art. 39 Abs. 2. — Vergl. aber oben S. 95 ff. 

^) In St. Gallen, nach Kt.-V, Art. 47 Abs. 1, wenn die Behörde 
den Beschluss als allgemein verbindlich und nicht dringlich gelten lässt. 
In Art. 55 ist das Recht aus B.-V. 89 nicht angeführt. Gleich liegt die 
Sache in Tessin, (V.-Ges. vom 2. Juli 1892 Art. 31 Abs. 1) und Genf, 
(V.-Ges. vom 25. Mai 1879 Art. 1—3;. Vergl. oben S. 95 ff. 

^) In Obwalden hat die Landsgemeinde nur die in Kt.-V. Art. 

8 



— 114 — 

Kraft des allgemeinen Grundsatzes, dass Bundesrecht 
allem kantonalen Rechte vorgeht, darf kein Kanton seine 
Befugnis aus B.-V. 89 einem anderen Organe übertragen 
als dem Grossen Rate. Jede Bestimmung eines Kantons, 
die etwas anderes festsetzt, ist als bundesgesetzwidrig 
ohne rechtliche Kraft. Das Volk kann nur in Ver- 
bindung mit dem Grossen Rate in dem erörterten 
Sinne fungieren. Es giebt nun freilich Kantonsverfas- 
sungen, die dem Volke auch eine selbständige Initia- 
tive zusichern wollen. So einmal Luzern, Zug und 
Solothurn. Diese Kantone ordnen die drei Mitwirkungs- 
rechte aus B.-V. 86, 93 und 89 in demselben Verfas- 
sungsartikel. Die hierbei ausgesprochene selbständige 
Zuständigkeit des Volkes bezieht sich dann nur auf die 
Artikel 86 und 93. Sollte auch der kantonale Gesetzgeber 
x\rt. 89 haben mit einrechnen wollen, so wäre dies rechts- 
widrig und darum null und nichtig. Jener Vorbehalt 
zu gunsten des Bundesrechtes ist, wenn auch nicht aus- 
drücklich ausgesprochen, so doch als stillschweigend vor- 
auszusetzen bei den Gewährleistungen dieser Kantonsver- 
fassungen durch den Bund.^) Graubünden nun aber 
spricht dem Volke ein Recht zu mit der ausdrücklichen 
Formulierung, dass dabei der Grosse Rat übergangen 
werden könne, und w'eiter ist hier auch von einem even- 
tuellen selbständigen Rechte des Kleinen Rates 
die Rede.^) Diese Bestimmungen stehen in direktem 
Widerspruch zum Bundesrecht und haben gar keine 
Gültigkeit. Wollte der Kanton Graubünden einmal den 



36 genannten Befugnisse ; in Appenzell I.-Rh. ist sie lediglich gesetz- 
gebende und Wahlbehörde (Kt.-V. Art. 20), die wenigen Ausnahmen in 
Art. 21 nicht gerechnet; Frei bürg kennt ausser für Verfassungsgesetze 
gar kein Referendum; Wallis nur das Finanzreferendum (Kt.-V. Art. 15 
Abs. 1); in Thurgau ist das Recht aus B.-V. 89 nicht in die dem Re- 
ferendum unterliegenden Gegenstände (Kt.-V. Art. 4) einbezogen. 

^) Siehe unten S. 115 N. 2. — Die Gewährleistungen wurden aus- 
gesprochen für Luzern durch B.-Beschl. vom 2. Juli 1875, für Zug, 
26. Juni 1894, für Solothurn, 21. Dezember 1887. 

2) Kt.-V. Art. 6 Abs. 3 und Art. H6 Abs. 1. 
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hier bezeichneten Weg doch einschlagen, so müsste der- 
selbe unbedingt als rechtswidrig zurückgewiesen 
werden; eine Initiative des Kantonsvolkes hätte nie die 
Wirkung, dass dadurch ein Referendumsbegehren für 
den Kanton zu stände käme; ebenso wenig kann der 
Kleine Rat ein solches stellen, mag ihm auch die Kan- 
tonsverfassung diese Kompetenz haben zuweisen wollen. 
Der Kanton konnte gar nicht in dieser Weise über die 
Ausübung der B.-V. 89 verfügen. Die Verfassung Grau- 
bünden s hat zwar durch den Bund ihre Gewährleistung 
erhalten^); trotzdem aber lässt sich daraus die Gültigkeit 
jener bundesgesetzwidrigen Bestimmungen niemals ab- 
leiten.*) 

Das Verlangen muss*), um wirksam zu sein, inner- 
halb der Frist von 90 Tagen, vom Tage der Veröffent- 
lichung des Gesetzes oder Beschlusses im Bundesblatt 
an gerechnet, eingereicht werden^), und zwar an den 
Bundesrat mittels schriftlicher Eingabe.^) Die Regierung 
des Kantons wird dies im Auftrage des zuständigen Or- 
gans besorgen. Die Begehren der Kantone werden im 
Bundesblatt veröffentlicht und überdies erstattet der Bun- 
desrat unter Vorlegung der Akten der Bundesversamm- 
lung Bericht.^) Sind acht gültige Begehren einge- 



B.-Beschl. vom 25. März 1893. 

^) Es sind die betreff. Punkte von B.-R. und B.-Vers. nur übersehen 
worden. Der Sinn der Garantie (B.-V. 6) ist eine Erklärung prima facie, 
dass kein Widerspruch mit dem Bundesrecht vorliege. Erweist sich nach- 
träglich die Kt.-V. doch als bundesrechtswidrig, dann gilt trotz der Garantie 
der Satz, dass Bundesrecht kantonales Recht bricht (Uebergangsbest. zur 
B.-V. Art. 2). Aus diesem Artikel folgt auch, dass B.-V. 6 lit. a. extensiv 
interpretiert werden muss: Die kantonale Verfassung soll nichts dem 
Bundesrechte überhaupt Zuwiderlaufendes enthalten. Ein einfaches 
Bundesgesetz geht auch den Verfassungsbestimmungen der Kantone vor. 
Vergl. B.-Bl. 1895 III S. 223. 

^) Vergl. zu dem Folgenden Orelli, S. 80. 

*) B.-Ges. (cit. oben S. 109 N. 1) Art. 4. Motive s. B.-Bl. 1874 
I S. 1004. 

^) B.-Ges. Art. 5. 

ö) B.-Ges. Art. 7 Abs. 2. 
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gangen, so ordn^i der Bundesrat die Volksabstimmung 
an. Ist die Frist dagegen unbenutzt verstrichen, oder ist die 
erforderliche Anzahl von Begehren nicht erreicht, so tritt 
der Erlass in Kraft.*) 

Das Verlangen kann gestellt werden^) einmal gegen 
Gesetze; diese haben vor Inkrafttreten stets die Re- 
ferendumsfrist zu passieren. ^) Ferner gegen allgemein 
verbindliche und nicht dringliche Bundesbe- 
schlüsse. Dabei hat die Bundesversammlung freie 
Hand, einen Beschluss als nicht allgemein verbindlich 
und dringlich zu erklären.*) 

Bei der Abstimmung selbst sind die Kantone 
nicht mehr beteiligt.^) Das Gesetz oder der Beschluss 
wird nur dem Volke zur Annahme oder Verwerfung 
vorgelegt, die Mehrheit der st immenden Schweizer- 
bürger allein giebt den Ausschlag.^) Die Kantone 
haben also nie mitzuentscheiden, ob ein Gesetz oder 
Beschluss in Kraft treten oder ausser Kraft gesetzt wer- 
den solle; sie können nur den Anstoss geben, damit 
das Volk des Bundes als einheitliches Staatsvolk den 
Entscheid gebe. 

Noch nie seit Bestehen der neuen Bundesverfassung 
ist von einem Kanton ein Keferendumsbegehren ergangen.^) 



') B.-Ges. Art. 7 Abs. 1. 

2) B.-V. 89 Abs. 2 uud B.-Ges. Art. 1. 

^) B.-BI. 1874 I S. 1002. — Blumer-Morel, III S. 20; Salis, I 
No. 242. — Was aber Gesetz sein müsse, und was als blosser Beschluss 
get'asst werden könne, dafür fehlt jedes sichere Kriterium; die B.-Vers. 
hat auch hier freie Hand. Vergl. Blumer-Morel, III S. 20 if ; Hiestand, 
Rechtsquellcn S. 5 if.; Salis, I No. 242 ff.; B.-Bl. 1874 I S, 1003. 

^) B.-Ges. Art. 2. Vergl. oben S. 96 und die dort N. 4 Citierten; 
auch Dunant, 8. 62. — Staatsverträge unterstehen nicht dem Re- 
ferendum; Blumer-Morel, III S. 22; Hiestand, S. 40; Hilty, S. 372; 
Salis, I No. 277 und 278. 

^) Was Brie, Theorie S. 126 als „folgewidrig", Westerkamp, 
S. 337 N. 12 als einen „Missstand" bezeichnet. Vergl. auch die Bemerkung 
bei Vogt, Referendum etc. S. 355. 

«) B.-V. 89 Abs. 2 und B.-Ges. Art. 14 Abs. 1. 

') Hilty, S. 380 betrachtet darum die Ergreifung des Referendums 



' 



— 117 — 

Einmai sind eben zu dessen Zustandekommen gewöhnlich 
Umständlichkeilen von nöten, wie etwa ^Einberufung des 
Grossen Rates, obhgatorisches oder fakultatives Referen- 
dum, so dass es ofi fraglich ist, ob in der angesetzten 
Frist überhaupt ein gültiger Beschluss eingereicht werden 
kann. In den grösseren Kantonen werden die 30,000 er- 
forderlichen Stimmen für ein Volksbegehren durch eine 
geeignete Agitation eher leichter aufzubringen sein. So 
hätte eigentlich die Bestimmung einen Wert vornehmlich 
für die kleineren Kantone. Aber was soll für diese, die 
nur eine geringe Anzahl stimmfähiger Bürger ins Feld 
stellen können, ein Referendum nützen, wenn ein Stände- 
votum es nicht giebt? Rein juristisch aber ist doch schon 
die geschilderte Beteiligung der Kantone beim Referendum 
als ein Austluss des föderativen Prinzipes zu bezeichnen, 
mag sie auch politisch nur als ein unbedeutender Faktor 
und eine unpraktische Einrichtung zur Wahrung födera- 
listischer Tendenzen sein.*) 

4. Die Mitwirkung bei der Revision der Bundesverfassung. 

§ 34. a. Im allgemeinen.^) 

Der letzte Abschnitt der Bundesverfassung^) enthält 
die Normen für die Verfassungsrevision.*) Er hat 



durch die Kantone als eine „ganz unpraktische, wenn auch unschädliche" 
Einrichtung. 

*) In dieser Hinsicht mögen die oben S. 116 N. 5 angeführten Ein- 
wendungen ihre Berechtigung haben; so bezeichnet Planta, S. 110 das 
Referendum darum auch als „eine direkte Verneinung des Föderativ-Prin- 
zipes." — Ueber die politische Zweckmässigkeit dieser Bestimmungen vergl. 
Curti, Geschichte S. 264; Dubs, II S. 182 ff.; Hilty, S. 216 und 217 N. 58. 
Wir haben uns hier darüber nicht auszulassen ; für uns kam es darauf an, 
den geltenden Eechtszustand nach seiner juristischen Seite hin festzustellen. 

^) Zu vergleichen sind die allgemeinen Ausführungen bei Le Für, 
S. 635 ff. 

3) B.-V. 118 ff. 

*) Der für unsere Betrachtung in erster Linie massgebende Art. 123 
lautet: „Die revidierte Bundesverfasjfung, beziehungsweise der revidierte 
Teil derselben treten in Kraft, wenn sie von der Mehrheit der an der Ab- 
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seine heute gültige Fassung durch die Partiah^evision des 
Jahres 1891 erhalten.^) In Bezug auf die Beteihgung der 
Kantone ist nichts geändert worden; hierin ist der liechts- 
zustand seit 1874 derselbe geblieben. 

Die Total- und Partialrevision kann auf dem Wege 
der Bundesgesetzgebung geschehen.^) Die Kantone 
können also hierzu die Anregung geben, indem sie von 
den ihnen in B.-V. 86 und 93 zugebilligten Rechten Ge- 
brauch machen. Die Befugnis, eine Einberufung der 
Bundesversammlung zu verlangen, in Verbindung mit 
dem Rechte, in ordentlicher wie in ausserordentlicher 
Sitzung der Bundesvei Sammlung Vorschläge zu machen^ 
kann von den Kantonen dazu benutzt wei'den, den An- 
stoss in der gesetzgebenden Behörde, wo die Kantone 
in ihrer Gesamtheit selbst wieder durch den Ständerat 
repräsentiert sind, zu geben, dass die Revisionsfi'age in 
die Beratungen aufgenommen wird. Damit ist die Mög- 
lichkeit eröffnet zum Zustandekommen eines Revisions- 
entwurfes, der seine Sanktion erst dann erhält, wenn 
auch die Kantone selbst sich für ihn entschieden 
haben. •^) 

Im Gegensatz zum fakultativen Referendum bei ein- 
fachen Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen kennt das 
Bundesrecht für Verfassungsgesetze das obliga- 
te rische Referendum.*) Jede Aenderung der Verfassung 
muss dem. Volke und den Ständen zur Annahme oder 
Verwerfung vorgelegt werden. Eines besonderen Ver- 



stimmung teilnehmenden Bürger und von det Mehrheit der Kantone 
angenommen sind. — Bei Ausmittlung der Mehrheit der Kantone 
wird die Stimme eines Halbkantons als halbe Stimme gezählt. — 
Das Ergebnis der Volksabstimmung in jedem Kanton gilt als 
Standesstimme desselben." — Vergl. auch B.-V. 121 Abs. 5 und 6. 
^) B.-Beschl. betr. die Erwahrung der Volksabstimmung vom 5. Juli 
1891 über die Revision des dritten Abschnittes der B.-V. vom 29. Mai 1874, 
handelnd von der Revision der B.-V., vom 29. Juli 1891. 

2) B.-V. 119 und 121 Abs. 1. 

3) Dubs, n S. 181. 
*) B.-V. 123 Abs. 1. 
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langens innerluilb einer bestininiteii Frist bedarf es 
nicht. Während nun aber das einziehe Gesetz und der 
Bundesbeschluss bloss dem Volke zur Absthiimung vor- 
gelegt werden müssen, die Kantone jedoch von einem 
Votum hier ausgeschlossen sind, so muss dagegen das 
Verfassungsgesetz zu seiner Kechtsgültigkeit neben 
der Zustimmung des Schweizervolkes auch noch die- 
jenige der Kantone, der Stände in ihrer Mehrheit 
erhalten habend) 

Der Bundesvertrag von 1815 hatte keine Bestimmung 
über einen Kevisionsmodus, eine Abänderung musste die 
Zustimnmng aller Vertragsi)arteien erhalten haben, um 
für alle bindend zu sein.^j Eine solche starre Form, 
nach welcher die Einwilligung aller Kantone bei einer 
Revision erforderlich wäre, konnte für die Verfassung des 
neuen Bundesstaates unmöglich erwünscht sein.^) Ja, es 
wurde sogar eine Stimme laut, die den Kantonen fortan 
jeden Anteil nehmen wollte.*) Stärker aber machte sich 
die Meinung geltend, dass die Kantone bei der Festset- 
zung der Verfassungsbestimmungen, die ja jeweilen die 
Regelung des Bundesverhältnisses bedeutete, nicht ausge- 
schlossen werden dürften. In der angenommenen Ver- 



*) Diese Bestimmungen der B.-V. 123 Abs. 1 (in der Verfassung 
von 1848 Art. 114; in der Verfassung von 1874 vor 1891 Art. 121 Abs. 1) 
hat dann ihre häufige Wiederholung in vielen anderen Erlassen gefunden. 
So in den unten citierten Revisionsgesetzen von 1865 Art. 4, von 1872 
Art. 3 Abs. 1, von 1874 Art. 1 und 3 Abs. 1. Ferner B.-Ges. über das 
Verfahren bei Volksbegehren und Abstimmungen betr. die Revision der 
B.-V. vom 27. Januar 1892 Art. 13. Ferner in verschiedenen Bundes- 
heschlüssen, Bundesrats beschlilssen und Botschaften des Bundesrates betr- 
die Verfassungsrevisionen. Des weiteren hat der Gedanke, dass es bei der 
Verfassungsrevision der zustimmenden Mehrheit der Kantone bedürfe, auch 
seinen Ausdruck gefunden in B.-V. 121 Abs. 5 und 6. 

2) Oben S. 73. Blumer-Morel, III S. 238. 

^) Vergl. zu dem Folgenden Blumer-Morel, III S. 238 f. und 
aus den Verhandlungen der Kommission und der Tagsatzung die dort 
S. 239 in der Note citierten Stellen. Ferner Curti, Geschichte S. 184 ff. 

*) Abschied der ord. eidgen. Tagsatzung 1847 IV. Teil S. 163. 
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fassuDg von 1848 bestimmte Art. 114, dass die Mehrheit 
der Kantone neben derjenigen der Schweizerbürger sich 
für die Annahme einer Revision aussprechen müsse. Die 
Anregung, den Kantonen auch ein Recht einzuräumen, 
die Initiative zu einer Verfassungsrevision ergreifen zu 
können,^) fand nicht Aufnahme in die Verfassung. Es 
hatte also die Ansicht zum Siege geführt, dass eine Re- 
vision der Bundesverfassung ohne eine Mitwir- 
kung der Kantone nicht stattfinden dürfe. An 
diesem Prinzipe haben die späteren Revisionen nicht 
mehr gerüttelt,*) Die Aenderungen in den Revisionsbe- 
stimmungen, w^ie sie 1874*) und 1891^) erfolgten, er- 
streckten sich auf andere Punkte. 

§ 35. b. Inhalt und Bedeutung dieses Mitwirkw%gsrechtes. 

Es genügt also nicht, dass das Schweizervolk in 
seiner Mehrheit einer Verfassungsänderung zugestimmt 
hat; damit ist dieselbe noch nicht angenommen. Es 
muss notwendig hinzutreten auch die annehmende 
Mehrheit der Kantone.^) Es ist nicht zu verkennen. 



^) In der Tagsatzung hatte man auch von einer qualifizierten Mehrheit 
(74 oder Vs) gesprochen; Tagsatzungsabsch. a. a. 0. 

*) Protokoll über die Komniissionsverhandlungen, Beilage D zum 
Absch. 1847 S. 142 und 144. 

^) Ein Antrag in der nationalrätl. Kommission von 1871, die Kantone 
ausser Funktion zu setzen, wurde sofort allgemein zurückgewiesen mit 
der Begründung, „es werde die Ansicht massgebend sein, dass auf der 
Grundlage des Bundesstaates die Verfassung nur unter unmittelbarer Mit- 
wirkung der Kantone als solcher abgeändert werden könne" ; Prot, der 
nationalrätl. Komm. 1871 S. 178. — Ein gleicher Antrag in der ständerätl. 
Kommission wurde ebenfalls abgelehnt ; Prot. 1871 S. 101. 

*) Siehe unten § 37 a. A. und § 38 Abs. 4. 

^) Hier bestand die Neuerung in der getrennten Behandlung . von 
Total- und Partialrevision und der Einführung der formuliertenVolksinitiative 
für letztere. — Ein Initiativrecht der Kantone wurde auch wie'der 
vorgeschlagen; vergl. Balis, I No. 238 a (S. 380). Der Antrag drang 
aber nicht durch. 

®) Ein Verfassungsgesetz muss auf sich vereinigen „das geforderte 
doppelte Merkmal der Volks- und der Ständemehrheit" ; B.-Bl. 1874 II 
S. 486. — Blumer-Morel, I S. 212. 
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•dass hierin den Kantonen ein grosser Eintluss auf die 
organisatorische Gestaltung des Bundes eingeräumt ist. 
Jeder Kanton, ganz unabhängig von seiner Grösse, 
nimmt die gleiche Stellung ein, jeder hat eine 
Stimmet) Der oft sehr bedeutende Grössenunterschied 
der verschiedenen Kantone kommt schon zur Geltung 
in dem Abstimmungsresultate, wo das Volk als Einheit 
zusammengefasst wird. Im Ständevotum aber gilt der 
kleine Kanton Uri gleicii viel wie der grosse Kanton 
Bern. So kann es vorkommen, und es ist thatsächlich 
schon vorgekommen im Jahre 18H6, dass einer annehmen- 
den Mehrheit von Schweizerbürgern eine verwerfende 
Mehrheit der Stände gegenübersteht.^) In einem solchen 
Falle ist die Revision nicht zu stände gekommen, ob- 
Avohl das Schweizervolk sich dafür erklärt hat. Man 
sieht, welch wichtiger Faktor hier der Kanton ist. Der 
Kanton ist nicht nur das beherrschte Glied des Bundes, 
-sondern das Glied, das als Organ an der Willensbildung 
des Gesamtstaates aktiv mitwirkt und so mitherrscht. 
Der Kanton ist hier in der nämlichen Organstellung wie 
•der einzelne Bürger, wenn er seine Stimme abgiebt. ^) 

Von den beiden Faktoren, Volk und Kantone, gilt 
Jeder gleich viel,*) das Nein des einen hebt das Ja 



') Zwei Halbkantone werden zu einem Kanton zusammengefasst. 
Vergl. unten § 38. 

^) Der erste der 9 Revisionspunkte (Art. 37 : „Festsetzung von 
lilass und Gewicht ist Bundessache" ; Blumer-Morel, I S. 161) von 1866 
hatte in der eidgenössischen Volksabstimmung 159202 Ja gegenüber 156396 
Nein erhalten, war also vom Volke angenommen. Gegen seine Annahme 
aber hatten 12 Va Stände, für ihn nur 972 Stände sich erklärt; die Kantone 
•allein hatten ihn also verworfen, damit aber war er überhaupt ver- 
worfen. Blumer-Morel, 1 S. 164, B.-Bl. 1866 I S. 124. — In der 
Regel freilich lautet auch die besonders abgegebene Standesstimme gleich, 
wie das Resultat der eidgenössischen Volksabstimmung im Kanton. Bis 
zur Gegenwart ist der genannte Fall der einzige geblieben, w^o die Mehrheit 
»der Volks- und die Mehrheit der Standesstimmen nicht auf der gleichen 
JSeite standen; Curti, Volksrechte S. 36. 

^) Borel, S. 57. 

*) Dubs, II S. 40 und 41. — Der Bund hat mithin zwei höchstf 
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des andern auf. Ist nur auf einer und nicht auf l)eiden 
Seiten zugleich angenommen worden, so ist die Fievision 
nicht zu Stande gekommen. Nur was Volk und Kantone 
wollen, heide als Organe des Bundesstaates, ist Willen 
des Bundes.^) Ohne Uebei'einstimmung ist kein neuer 
Wille des Bundes hervoi'gebracht. Die Sanktion des 
Verfassungsgesetzes liegt beim Volk und den 
Ständen in ihrem Zusammenwirken.^) Es kann also- 
das Schweizervolk über die Kantone hinweg nich.ts be-^ 
schliessen, das Verhältnis zwischen Bund und Kantonen,, 
wie es die Verfassung einmal tixiert hat, kann ohne 
Zustimmung der Kantone in ihrer Mehrheit nicht 
verändert werden. Allerdings ist die rechtliche Form, 
dieser Zustimmung die einer Organwillensäusserung. Die 
in dieser Richtung wirksame Willensbildung der Kantone 
muss sich innerhalb der Vorschi'iften des Bundes halten. 
In diesem Sinne, weil der Kantonswille Organwille ist,, 
ist juristisch die Möglichkeit gegeben, dass der Bund auch 
gegen den Willen der Kantone sein Verhältnis zu diesen, 
ordnen und abändern kann. 

Die hohe Bedeutung dieses Mitwirkungsrechtes 
leuchtet ein; in ihm tritt uns die bundes staatliche Natur 
der Schweiz am klarsten entgegen. ''^) Die Verfassung^ 



Organe, Volk und Kantone; Jellinek, I S. 509, und Gesetz und Verord- 
nung S. 208. 

^) Darum wird neben der Zahl der annehmenden und verwerfenden 
Schweizerbürger stets auch die Zahl der annehmenden und verwerfendea 
Stände im Erwahrungsbeschluss der B.-Vers. angegeben. Vergl. die unten. 
S. 126 N. 1 und § 40 cit. Erwahrungsbesehlüsse. 

^) Denn das obligatorische Referendum, das für die Verfassungsge- 
setze gilt (S. 118), ist die Sanktion selbst (oben S. 104 f.). 

') „Ein wirksamerer föderativer Faktor als das allerdings sehr schät- 
zenswerte Zweikammersystem ist nun aber die in das Volk verlegte Stan- 
desstimme. Wir haben auf diese Weise zum Aufbau und nicht bloss zur 
Negation ein gesundes, demokratisch organisiertes Föderativsystem"; Ber. 
der ständerätl. Kommissionsmehrheit betr. die Revision des 3. Absehn, der 
B.-V. in B.-Bl. 1891 I S. 16 ff., speziell S. 19. 
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enthält die (jrundzüge der staatlichen Organisation. ^) 
Sie giebt die (jrenzen, innerhall) welcher das gesamte 
staatliche Leben sich bewegt. Auf ihr ruht jede andere 
staatliche Thätigkeit insofern, als alles, was mit der Ver- 
fassung in Widerspruch ist, als rechtswidrig und recht- 
lich unverbindlich zu gelten hat.^) Soll also die Beteili- 
gung der Kantone an der normsetzenden Thätigkeit des 
Bundes nicht zur Bedeutungslosigkeit herabsinken, so 
müssen die Kantone gerade hier zur Mitwirkung berufen 
werden, in der Weise, dass sie mitentscheiden, was im 
Bundesstaate oberste Hechtsnorm sein soll. Hiervon die 
Kantone auszuschliessen, geht nicht an, wenn sie wirk- 
lich aktive Glieder im Bunde sein sollen. Andernfalls, 
Jage der Entscheid ganz in den Händen eines anderen 
Faktors, so könnte stets jeder Rechtssatz in Kraft gesetzt 
werden, ohne dass die Kantone auch nur in irgend einer 
Weise berücksichtigt würden, weil eben alles in die Form 
eines Verfassungsgesetzes gekleidet werden kann, und 
eine Norm über der Verfassung es nicht giebt.'*) Die- 
ser Entscheid bei der Festsetzung der Verfas- 
sung ist den Kantonen zu ge\vähren, wenn 
der Bund seine Bundesnatur erhalten will. Es 
muss dies prinzipiell aus dem Wesen des Bundesstaates 
heraus gefordert werden. Die übrigen Mitwirkungsrechte 
bei der Gesetzgebung sind nur Ergänzungen dieses einen, 
das allen anderen voranstellt.^) 

Zu den grundsätzlichen Fragen eines jeden 
Bundesstaatsrechtes gehört auch die Ordnung des 



') Hsenel, Staatsrecht I S. 73. Dieser Inhalt eignet ihr wenigstens 
der Idee nach. Dass aber daneben eine Menge spezieller Bestimmungen in 
die Verfassung aufgenommen und so der Begriff der Verfassung ein rein 
formeller wird, darauf macht aufmerksam Jellinek, I S. 487 ff. und das 
Recht der Minoritäten S. 18 f. 

^) Das Verfassungsgesetz hat erhöhte formelle Gesetzeskraft; vergl. 
Jellinek, I S. 489 und die dort N. 3 Citierten. 

^) Vergl. die beiden vorigen Noten. • 

^) So sind Volk und Kantone das oberste Organ im Bunde, denn 
die Staatsordnung selbst ist ihrem Willen nnterworfen; Jellinek, Gesetz 
und Verordnung S. 208. 
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Verhältnisses zwischen Gesanitstaat und Glied- 
staat. ^) Die Bundesverfassung ist es, die dieses 
Verhältnis bestimmt. Es wird zwar durch den Bund 
allein normiert, aber unter dem Einfluss der Kan- 
tone, die hieran natürlich im höchsten Masse interessiert 
sind,^) in der Weise, dass diese als Organe des Gesamt- 
staates ihren Willen in die Wagschale werfen. Damit 
ist die Garantie geschaffen, dass das Verhältnis zwischen 
Bund und Kantonen eine Aenderung nicht erfahre, es 
hätten denn die Kantone eingewilligt. Der Bundesstaat 
setzt sich zusammen aus Staaten, die gehört werden 
müssen, wenn die Stellung des Gesamlstaates zu seinen 
Gliedern einer Umgestaltung prinzipieller Natur unter- 
zogen werden soll. 

6*. Die Art der Ausübung. 

% 36. a. Unter der Herrschaft der alten Ver- 
fassung. 

Was nun die A rt anbetritYt, wie die Kantone ihr Recht 
auszuüben haben, so ist zu unterscheiden zwischen der 
Zeit von 1848 bis 1874 und der Zeit seit 1874.^) 

Die Verfassung von 1848 setzte lediglich fest, 
dass die revidierte Bundesverfassung in Kraft trete, wenn 
sie auch von der Mehrheit der Stände angenommen sei. 
Wie aber die Standesstimme gebildet werde, darüber 
ermangelte sie einer Vorschrift. Die Kantone hatten 
somit freie Hand. In den später erlassenen Revisions- 
gesetzen ^) ist dann die Auffassung zu Grunde gelegt 



1) Haenel, Staatsrecht I S. 218. 

2) Vergl. Curti, Geschichte S. 267 und Hilty, im Archiv IIS. 217 
in der Note. 

«) Dubs, II S. 40. 

^) Vergl. die Bundesgesetze betr. die Revision der B.-V. von 1848 
vom 19. November 1865 Art. 9, 10 und 11 Abs. 1; vom 5. März 1872 
Art. 8, 9 und 10 Abss. 1 ; vonj 31. Januar 1874 Art. 8 und 9. Auf diese 
Bestimmungen nehmen jeweilen Bezug die B.-R.-Beschlüsse betr. die Ab- 
stimmung über die revidierte B.-V, vom 13. März 1872 Art. 6 und vom 
13. Februar 1874 Art. 6. 
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worden, dass die Kantone ihre Standesslimme durch die 
nach ihrer Verfassung hierzu befugten Organe abgeben. 
Jedoch bheb es den kantonalen Oberbehörden unbenom- 
men, einfach das Ergebnis der eidgenössischen Abstim- 
mung \) im Kanton als Votum desselben zu erklären. Die 
Kantone mussten aber ihre Stimme si)ätestens 14 Tage 
nach der sclnveizerischen Volksabstinnnung abgeben. 
Die Kantonsregierungen hatten die Standesstimme ihrer 
Kantone dem Bundesrat zu Händen der Bundesversamm- 
lung mitzuteilen.'*) 



') Bis 1872 galt für diese in Verbindung mit den kantonalen Normen 
das B.-Ges. betr. die Wahl der Mitglieder des X.-R. vom 21. Dezember 1850; 
danu das B.-Ges. betr. die eidgen. Wahlen und Abstimmungen vom 
19. Juli 1872. 

^) Diese Fragen fanden zuerst ihre Behandlung anlässlich der Bundes- 
revision von 1865/66. Das hierbei erzielte Resultat ist 1872 und 1874 
festgehalten worden. — Der bundesrätl. Entwurf (im B.-Bl. 1865 III S. 56 ff.) 
über das Rcvisionsges. wollte Art. 5 (B.-Bl. S. 59) betr. das Ständevotum 
so fassen : „Das einzelne Gesetz ist angenommen, wenn die Mehrheit der 
stimmenden Schweizerbiirger und zugleich auch die Mehrheit der 
stimmenden Schweizerbürger in wenigstens 12 Kantonen sich 
für dasselbe ausspricht". Dem stimmte die Mehrheit in der nationalrätl. 
Kommission bei, jedoch mit der eingehenden Begründung, dass lediglich 
Rücksichten der praktischen Zweckmässigkeit, nicht aber ein strenges Fest- 
halten am Bundesstaatsrecht diese Ansicht aufnötige, und mit dem aus- 
drücklichen Hinweis, dass bundesrechtlich die Minderheit der Kommission 
die allein korrekte Auffassung vertrete. Diese Minderheit aber erklärte im 
Gegensatz zum bundesrätl. Entwurf, dass die Kantonsstimme durch das 
von der Kt.-V. bezeichnete Organ abzugeben sei. (Ber. der nationalrätl. 
Komm, in Sachen der Revision der B.-V. vom 21. September 1865, im 
B.-Bl. 1865 III S. 608 ff., bes. S. 626, 627, 629). Die ständerätl. Komm, 
findet den bundesrätl. Entwurf mit B.-V. 114 unvereinbar. Das Kantons- 
votum könne nur durch das nach der Kt.-V. zuständige Organ abgegeben 
werden; dies seien entweder der Grosse Rat, die Landsgemeinde oder die 
in den Gemeinden abstimmenden Bürger. Nicht aber seien die au der 
eidgen. Abstimmung teilnehmenden Schweizerbtirger befugt, den Kanton 
zu vertreten. Es sollen darum zwei Abstimmungen erfolgen. Art. 5 des 
Revisionsges. hätte danu zu lauten: „Das einzelne Gesetz ... ist ange- 
^enommen, wenn die Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger und zugleich 
die Mehrheit der Kantone sich für dasselbe ausspricht. Die Abstimmung 
der Schweizerbürger geht derjenigen der Kantone voraus. In denjenigen 
Kantonen, in denen sich die Bürger namens des Kantons auszusprechen 
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Von der hier eingeräumten Freiheit haben nicht 
alle Kantone immer in der gleichen Weise Gebrauch ge- 
macht. Bei den drei in diesem Zeitabschnitt vorgekom- 
menen Revisionsabstimmungen ^) haben durchweg das 
Ergebnis der eidgenössischen Abstimmung im 
Kanton als Standesstimme gelten lassen die Kantone 
Zürich, Bern, Schw^yz, Zug, Solothurn, Basel- 
Land, Appenzell A.-Rh. und I.-Rh., St. Gallen, 
Aargau, Thurgau, Waadt, Wallis und Neuenburg. 
Stets eine besondere Standesstimme haben angegeben 
die Kantone Uri, Nidwaiden und auch Obwalden^); 
dagegen Luzern, Freiburg, Basel-Stadt und Schaff- 
hausen nur 1866; Graubünden und Genf nur 1874; 
Tessin 1866 und 1874; Glaius 1872 und 1874.-^) In 
den Bundesbeschlüssen von 1872 und 1874 über die 
stattgefundenen Revisionsabstimmungen ^) wurde beson- 
ders vermei'kt, w^elche Kantone eine besondere Standes- 
stimme abgegeben, welche das Resultat der eidgenössischen 
Abstimmung auch als Kantonsvotum betrachtet hatten. Es 
konnte vorkommen, dass die Standesstimme nicht über- 
einstimmte mit dem Ergebnis, das die eidgenössische 
Abstimmung im gleichen Kanton zu Tage förderte.^) 



haben, kann die kantonale Abstimmung mit der eidgenössischen vereinigt 
werden. Insofern diese Vereinigung nicht stattfindet, muss die kantonale. 
Abstimmung binnen 14 Tagen nach der eidgenössischen vorgenommen 
werden." (Ber. der Komm, des St.-R. über die Revision der B.-V. vom 30. 
September 1865 in B.-Bl. 1865 III S. 641 ff., bes. S. 667 und 668). — Die 
endgültigen Gesetzesbestimmungen (s. Text) sind das Kompromiss dieser 
verschiedenen Ansichten. - 

^) Es sind 1. die Partialrevision von 1866, B.-Beschl. betr. die Re- 
vision der B.-V., vom 22. Februar 1866; 2. die misslungene Revision von 
1872, B.-Beschl. betr. die Erwahrung der Abstimmung über die am 5. März 
1872 vorgelegte revidierte B.-V., vom 29. Mai 1872; 3. die Totalrevision 
von 1874, B.-Beschl. betr. die Erwahrung der Abstimmung über die am 
31. Januar 1874 vorgelegte revidierte B.-V., vom 29. Mai 1874. 

^) S. unten § 36 vorletzte Note. 

3) Näheres unten S. 127 ff. 

^) S. oben S. 126 N. 1. 

^) So hatte 1866 der Gr. R. von Frei bürg, der die Standesstimme 
abgab, zwei Revisionspunkte angenommen, die das Volk des Kantons in der 
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Näheren Aufschluss über das Verfahren im einzel- 
nen geben die Bolsciiaften des Bundesrates an die Bun- 
desversammlung über die Kevisionsabstimmungen. Im 
Jahre 1866^ hatten in 17 Ständen die kantonalen Ober- 
behörden das Ergebnis der Volksabstimmung ihrer 
Kantone als deren Standesstimmen erklärt, wie es 
kraft Bundesreeht gestattet war. *) Welches jew^eilen 
•diese zu einer solchen Schlussnahme kompetente Behörde 
sei, entschied sich nach den einzelnen Kantonsverfassun- 
gen; meistens war es der Grosse Rat. ^) Besondere 
Standesvoten hatten abgegeben Uri*) und Nidwal- 
den*) durch die Landsgemeinden; Obwalden durch 
^ine besondere Volksabstimmung;^) Frei bürg und 
Tessin durch die Grossen Räte; Luzern,') Basel- 
Stadt®) und Schaffhausen durch Volksabstimmungen, 
die zwar gleichzeitig mit der eidgenössischen Abstimmung 
stattfanden, w^obei aber zur Ermittelung des Standes- 
votums nur die Stimmen der kantonalstimmberechtigten 
Schweizerbürger gezählt wurden.^) Das Ergebnis der 



eidgenössischen Abstimmung verworfen hatte. Ein Rekurs gegen die (xül- 
tigkeit dieses Ständevotums wurde vom B.-R. als unbegründet abgewiesen ; 
vergl B.-BI. 1866 I S. 123 und S. 287. — Ferner hatte 1874 in Tessin 
der Gr. R. namens des Kantons die neue Verfassung angenommen, das 
Volk hatte verworfen; vergl. B.-Bl. 1874 I S. 707 und 705 und den cit. 
Erwahrungsbeschluss von 1874. — Rnttimann, II, 2 S. 360 N. 1. 

') Vergl. hierüber die Botseh. des B.-R. an die B.-Vers. vom 12. 
Februar 1866 in B.-Bl. 1866 I S. 117 ff., bes. S. 122 und 123, und den 
Ber. der ständerätl. Kommission über das Ergebnis der Volksabstimmung 
betr. die Bundesrevision vom 20. Februar 1866 in ß.-Bl. 1866 I S. 285 ff., 
-wo von den Standesvoten genauere Einsicht genommen ist. 

^) Das cit. Revisionsges. v. 1865 Art. 9 Abs. 1. 

*) Siehe oben S. 94 X. 2. 

•*) Kt.-V. von 1850 S 42 lit. b. 

^) Kt.-V. von 1850 Art. 30 Abs. 2. 

«) Wie der cit. Ber. der ständerätl. Komm. (B.-Bl. 1866 I S. 286) 
•durch Korrektur der bundesrätl. Botsch. feststellt. 

n Kt.-V. von 1863 Art. 38. 

ö) Kt.-V. von 1858 Art. 2 lit. a. 

^) Vergl. auch Prot, des 8t. -R. über die Revisionsverhandlungen 1871 
5. 100. 
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Ständeabstimmung war bei jedem Kevisionspunkte ver- 
schieden, ') bei dem einzig angenommenen, der die Auf- 
hebung der Beschränkung des Niederlassungsrechtes und 
der Gleichstellung in der Gesetzgebung auf Schweizer- 
christlicher Konfession in Art. 41 und 48 betraf, hatten 
12 V2 Stände mit Ja, 972 mit Nein gestimmt.^) 

Im Jahre 1872'*) gaben die Landsgemeinden von 
IJri, Obwalden,*) Nidwaiden und Glarus beson- 
dere Standesstimmen ab. In sämtlichen übrigen 
Kantonen galt die eidgenössische Abstimmung 
im Kanton als S tandesv otu m. In Zu ri ch war dies 
seit 18H9 durch die Verfassung ausdrücklich vorgeschrie- 
ben;^) in den anderen Kantonen hatten es die zuständi- 
gen obersten Behörden durch besondere Dekrete aus- 
drücklich erklärt. 13 Stände hatten verworfen, 9 an- 
genommen.^) Die Totalrevision warmisslun gen. 

Bei der Totalrevision von 1874^) haben die 
meisten Kantone durch Beschlüsse des Grossen Rates, 
Zürich, Zug^) und Thurgau nach ihren Verfassungs- 
bestimmungen, die eidgenössische Volksabstim- 
mung als Standesstimme betrachtet. Besondere 
Standesstimmen liefen ein von den Landsgemeinden 



') Es wurden neun Amendements zur Abstimmung gebracht; vergl. 
Blumer-Morcl, I S. 158 ff. 

^) B.-BI. 1866 I S. 124, und Erwahrungsbeschl. vom 22. Februar 
1866. — Vergl. auch das Abstimmungsergebnis beim ersten Revisionspunkt, 
oben S. 121 N. 2. 

^) Siehe die Botsch. des B.-R. an die B.-Vers. vom 24. Mai 1872 im 
B.-Bl. 1872 II S. 358 ff', bes. S. 367. 

*) Kt.-V: von 1867 Art. 44. 

^) Kt.-V. von 1869 Art. 35. — Dasselbe gilt auch von der Thurgau er 
Verfasstng von 1869 Art. 2, wovon jedoch diese bundesrätl. Botsch. noch nichts 
erwähnt, da Thurgau doch auch noch ein besonderes Dekret erliess. 

Erwahrungsbeschl. von 1872. 

^) Siehe die Botsch. des B.-R. an die B.-Vers. vom 20. Mai 1874 
in B.-Bl. 1874 I S. 669 ff., bes. 706 bis 708 ; und die Kommissionalberichte 
der beiden Räte betr. die Abstimmung über die revidierte B.-V. vom 27. 
und 29. Mai 1874 in B.-Bl. 1874 II S. 477 ff., bes. S. 480 und 486. 

«) Kt.-V. von 1873 Art. 30 Abs. 2. 
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in Uri, Nidwaiden und Glarus; vom Grossen Rate 
in Tessin; und von üraubünden*) und Genf,*) 
welche beiden Kantone zu;* Ausmittlung der Standes- 
stimme ihre besonderen kantonalen Bestimmungen über 
Stimmberechtigung zur Anwendung kommen Hessen. 
Auch Obwalden gab eine besondere Standesstimme 
ab, die zwar uno actu mit der eidgenössischen Abstim- 
mung, aber nach einer durch spezielle kantonale 
Bestimmungen vorgeschriebenen Berechnung gebildet 
wurde.*) Die neue, heute geltende Verfassung hat hier 
die Zustimmung von 147« Ständen erhalten. V/t Stände 
hatten verworfen.^ 

§ 37. /?. Das heutige Recht. 

In diesen Zuständen ist mit der Verfassung von 
1874 eine Wandlung eingetreten. Der Artikel 114 der alten 
Verfassung wurde zwar als erster Absatz des Artikels 121 
der neuen Verfassung unverändert herübergenommen, ihm 
nun aber ein zweiter und ein dritter Absatz hinzugefügt, 
worin bestimmt wurde, einmal, dass die Stimme eines 
Halbkantons als halbe Stimme zähle*), sodann, dass in 
jedem Kanton das Ergebnis der Volksabsti m- 
mung als Standesstimme desselben gelte.^) Die 



1) Kt.-V. von 1854 Art. 36. 

«) Kt.-V. von 1847 Art. 21. 

8) Die cit. bundesrätl. Botsch. reiht (B.-Bl. 1874 I S. 706) fälsch- 
licherweise Obwalden unter diejenigen Kantone ein, die das Ergebnis 
der Volksabstimmung als Standesvotum erklärt hätten. Für die Standes- 
stimme wurden aber damals die blossen Aufenthalter gemäss Kt.-V. Art. 44 
in Abrechnung gebracht. Eine besondere Verordnung (Kt.-R.-Beschl. vom 
23. März 1874) machte hierauf nochmals aufmerksam und enthielt genauere 
Vorschriften für das anzuw^endende Verfahren. Volksvotum und Standes- 
votura enthielten nicht die gleichen Einzelstimmen; im Ergebnis freilich 
stimmten sie überein. 

*) Erwahrungsbeschl. von 1874. 

5) Hiei-über unten S. 135 ff. 

^) Besonders eingehend wurde die Frage, ob man beim alten Zustand 
für die Standesvoten bleiben wolle oder nicht, in der Kommission des St.-R. 
1871 beraten; s. Prot. S. 99 ff. Ferner Prot, der Komm, des N.-R. 1871 

9 
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Partialrevision von 1891 hat in Art. 123 alle diese Be- 
stimmungen inhaltlich unverändert gelassen. 

Der heute geltende Kechtszustand ist mithin 
der, dass die Kantone in der Ausübung ihres durch B.-V. 
123 ihnen gewährten Mitvsärkungsrechtes keine Freilieit 
mehr besitzen, sondern sich an die bundesrechtlichen 
Normen zu halten haben. Sie bilden ihr Standesvotuni 
nicht in der von ihnen selbst gewählten Weise, nicht 
durch das von ihnen selbst bezeichnete Organ, sondern 
die gleiche eidgenössische Abstimmung, die zur 
Stimmabgabe des gesamten Schweizervolkes dient, dient 
auch zur Feststellung des Votums jedes Kantons. Wie 
der Staat die Normen festsetzt, nach denen der einzelne 
Bürger als Organ gilt, nach denen er zu stimmen bat, 
damit seine Stimme als die eines Teilorganes des Staates 
Gültigkeit besitzt, so bestimmt auch der Bund dem Kan- 
ton als seinem Organ den Weg, wie die Standesstimme 
gebildet wird und zur Geltung kommt. 

Das Bundesrecht schreibt vor, dass stets das Volk 
des Kantons die Standesstimme kund giebt; und zwar 
darf das Volk zur Abgabe der Standesstimme wiederum 
nicht auf eine Weise herangezogen werden, wie sie dem 
Kanton selbst beliebte. Vielmehr muss das Volk genau 
nach denselben Hegeln stimmen, die auch für die eid- 
genössische Abstimmung gelten. Der Kanton kann auf 
keinem Wege die Bildung der Standesstimme besonders 
gestalten. Besondere kantonale Normen für die 
Standesstimme kann es keine geben, denn stets ist 
es die eidgenössische Abstimmung, die auch zur Ermit- 
telung der Standesvoten dient. Soweit das Bundesrecht 



S. 227, des St.-R. 187B S. Vd und Prot, über die Verhandlungen der eidgen. 
Räte betr. die Revision der B.-V. 1873/74 S. 366. — Ein leitendes Motiv 
zu dieser Neubildung mochte unter anderem auch gewesen sein, dass die 
sich gekend machenden demokratischen Ideen auch beim Ständevotum 
zum Ausdruck gebracht werden sollten. In diesem Sinne spricht sich 1891 
der ständerätl. Berichterstatter (B.-B. 1891 I S. 16 if.; vergl. oben S. 122 
N. 3) aus: Durch die in das Volk verlegte Standesstimme haben wir ein 
demokratisch organisiertes Föderativsystem. 
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Raum für kantonale Nonnen lässt*), kommen solche bei 
der Standesstimme imr in Betracht, wenn sie zugleich 
auch für die eidgenössische Volksabstinnnung Gültigkeit 
haben. Sämtliche Hegeln, die für die eidgenössische Ab- 
stimmung gelten, sind somit notwendig auch zugleich 
die Regeln für die Herstellung der Standesstimmen. 
Wer, sei es nach Bundes-, sei es nach kantonalem Rechte, 
ausgeschlossen ist von der Teilnahme an der eidgenös- 
sischen Abstimumng, kann auch nicht mithelfen die 
Standesstimme zu bilden; und alle diejenigen Bürger, 
die bei der schweizerischen Abstimmung mitwirken, 
wirken auch mit zur Bildung der Standesstimmen in 
den Kantonen. Die Kantone dürfen nicht andere Erfor- 
dernisse der Stimmfähigkeit aufstellen, etwa bei der Aus- 
mittelung des Standesvotums eine gewisse Kategorie von 
eidgenössisch Stimmfähigen abziehen, oder eidgenössisch 
nicht Stimmfähige noch hinzuziehen, oder ein anderes 
Verfahren einschlagen, etwa otYene Abstimmung statt 
geheimer anordnen. Vor 1874 war dies alles noch ge- 
stattet, heute kann hievon keine Rede mehr sein. 

Aber nicht nur auf dieselbe Art und Weise, sondern 
auch im gleichen Akte, wie die schweizerische Volks- 
abstimmung vollzieht sich die Abstimmung der Stände. 
Die Kantone sind die Kreise höherer Ordnung, in denen 
die eidgenössische Abstimmung vor sich geht. In 
jedem dieser Kreise, die durch die Kantone dargestellt 
werden, ergiebt sich eine gewisse Anzahl von verwerfen- 
den und annehmenden Stimmen. Je nachdem nun die 
einen oder die anderen überwiegen, hat auch der Kan- 
ton, in welchem das eine oder das andere der Fall ist, 
entw^eder verworfen oder angenommen. Es ist dem Kan- 
ton auch nicht gestattet festzusetzen, dass er dabei zum 



Art. 1 und 2 des unten cit. B.-Ges. vom 19. Juli 1872; Art. 63 
der B.-V. von 1848 und Art. 74 der B.-V. von 1874. Es kann jemand 
durch die Gesetzgebung des Wohnsitzkantones vom Aktivbürgerrechte und 
dadurch von der Teilnahme an der eidgenössischen Abstimmung ausge- 
schlossen sein. 
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Zustandekommen der Standesstimme etwa nicht bloss 
eine einfache, sondern eine qualifizierte Mehrheit von 
Stimmen in demselben Sinne, oder ein nach bestimmten 
kantonalen Vorschriften zu berechnendes absolutes Mehr 
verlange; oder dass er für die Gültigkeit der abgegebenen 
Stimmen andere, strengere oder weniger strenge Regeln 
gelten lasse, wenn es sich darum handle, die Standes- 
stimme als Ja oder Nein zu fixiei*en. Mögen für andere 
kantonale Abslimmungen solche Erfordernisse aufgestellt 
sein, auf die Festsetzung der Standesstimme dürfen 
sie nicht angewandt werden. Sind im Kanton mehr 
Ja der einzelnen Stimmenden, so hat auch der 
Kanton ja gesprochen; sind mehr Nein, so hat auch 
der Kanton sein Nein erklärt.^) Alle diese Konsequenzen 
sind aus der Vorschrift der Bundesverfassung zu ziehen. 
Es gilt für alle Kantone ein einheitliches Recht. ^) 

Darum ist es fortan nicht mehr möglich, die Standes- 
stimme für sich allein als ungültig anzufechten. Eine Be- 
schwerde muss sich ebenso notwendig auch gegen das Er- 
gebnis der eidgenössischen Abstimmung im Kanton lich- 
ten. Die Rekursinstanz hat dieses in erster Linie zu prüfen 
und je nach dem Resultat dieser Prüfung ergiebt sich 



^) In dem obigen Sinne hat die ß.-Vers. entgegen einem Antrage 
des B.-B. entschieden. Solothurn wollte 1879 eine besondere Berechnung 
für die Standesstimme zur Anwendung bringen, was die B.-Vers. zurückwies. 
Vergl. Salis, I No. 239 S. 381 ff. Botscli. des B.-R. an die B.-Vers. vom 
4. Juni 1879 im B.-Bl. 1879 II S. 850 ff., bes. S. 853, 854 und 860; Ber. 
der Komm, des X.-R. betr. das Ergebnis der Volksabstimmung vom 18. Mai 
1879, vom 18. Juni 1879 im B.-Bl. 1879 lEI S. 25 ff. ; und B.-Beschl. betr. 
die Erwahrung der Abstimmung über die teilweise Abänderung von Art. 65 
der B.-V., vom 20. Juni 1879. 

^) Vorgeschrieben ist schriftliche und geheime Stimmabgabe (Art. 8 
des unten cit. Ges. von 1872). Ob nach Gemeinden. Kreisen oder in einer 
Versammlung dies geschieht, kann dagegen der Kanton bestimmen. — Es 
kommt für die Formen der eidgenössischen Abstimmungen in Betracht das 
B.-Ges. betr. die cidgen. Wahlen und Abstimmungen vom 19. Juli 1872, 
teilweise modifiziert durch B.-Ges. vom 20. Dezember 1888 und B.-Ges. 
vom 30. März 1900 (vergl. auch B.-Ges. betr. Volksabstimmung über 
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse vom 17. Juni 1874). 
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daDD. ob die SlandessiiiiHne in ihrem frühei'en Bestände 
aufrecht zu erhahen cnler abzuändern sei. Beschwerden 
wegen Unrichti»;keit der Standesstiinme entscheidet mit- 
hin diejenige Behörde, die die Beschweren betrelTend 
die i»oHtische Siiniml>erechti*:un^ der Bürger heurteih. 
Es isi dies der Bundesrat, dessen Entscheid an die Bun- 
desversammlunj^ weiter gezogen wer<ien kann.M 

Die Kantone senden die Ahsiimnitmgsakten dem 
Bundesrat zu Händen der Bundesvei^^immlung.*) Der 
Bundesrat verfasst einen ausführiichen Bericht über das 
Abstimmungsergebnis und reicht ihn der Bundesvei'samin- 
lung zur Prüfung ein. Ist die Abänderung der Verfassung 
in der Abstimmung gutgeheissen worden, so wini das 
endgühige Kesuhat in dem sogenannten Erwahrungs- 
beschluss festgestellt. Dieser giebt neben dem Ergebnis 
der Volksabstimmung auf Grund derselben an, wie viel 
Stände angenommen und wie viel verworfen haben, imd 
wird in die Gesetzessammlung aufgenommen. In diesen 
Erwahrungsbeschluss gehört nach einem a usdrückl i ch en 
Entscheid der Bundesversammlung notwendig das 
Tableau des Abstimmungsergebnisses auch hinsichtlich 
.der Standesstimmen, damit für alle Zukunft ei^ichtlich 
ist, mit wie viel Stimmen und auch von welchen 
Kantonen die Verfassungsnovelle angenommen ist.^) Von 
der Eingabe besonderer Standesstimmen ist natürlich 
nichts mehr erwähnt, da solche heute ausgeschlossen 
sind. Hingegen wird, wenigstens noch bei den ersten 
Abstimmungen nach 1874, auf die Bestimmungen des 



') B.-Ges. über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 22. März 
1893 Art. 189, besonders Abs, 3 und B.-Ges. von 1872 Art, 7 und 10. 

*) B.-Ges. von 1872 Art. 11 ; vergl, auch die jeweiligen B.-R.-Besohl. 
betr. Anordnung der Volksabstimmungen. 

') So entschieden durch B.-Bcschl. vom 20. Juni 1879 auf Antrag 
der nationalrätl. Kommission, B.-Bl. 1879 III S. 25/26; Salis, I Xo. 239 
S. 382. — Bis 1898 ist dieses Erfordernis auch stets bei allen Erwahrungs- 
beschlüssen, welche die Annahme einer Verfassungsänderung aussprechen, 
erfüllt worden. Erst im Jahre 1898 (s. unten S. 142 N. 5) ist das Tableau 
einfach weggelassen worden, und es wird nur festgestellt, wieviel Kantone 
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Art. 123 Abs. 2 und 3 ausdrücklich Bezug genommen.^) 
Bei ablehnender Abstimmung findet kein besonderer Er- 
wahrungsbeschluss Aufnahme in die Gesetzessannnlung, 
da ja nicht eine Aenderung der Verfassung konstatiert 
zu werden braucht. Es wird einfach von der bundes- 
rätlichen Botschaft, die das Abstimmungsergebnis mitteilt, 
Einsicht und Vormerk zu Protokoll genommen.^) 

Wenn nun im Rechte einzelner Kantone sich Be- 
stimmungen über die Bildung der Standesstimme finden, 
so stellen sie nur eine Wiederholung des Bundesrechtes 
dar, soweit sie mit diesem sich inhaltlich decken.^) Stehen 
sie jedoch mit dem Bundesrecht nicht im Einklang, so 
sind sie nichtig.^) So bestimmt die noch heute geltende 
Verfassung Ob waldens von 1867^), dassjenach Beschluss 
des Kantonsrates entweder die Landsgemeinde es sei, 
welche die Standesstimme abgiebt, oder die Standesstimme 
w^erde gebildet durch die eidgenössische Abstinmiung im 
Kanton, jedoch mit Abrechnung der Aufenthalter aus 
anderen Kantonen, Diese Bestimmung hat seit 1874 ihre 
rechtliche Gültigkeit verloren.^) 



dafür und dagegen gestimmt hatten. Die Bezugnahme auf die bundesrätJ. 
Botsch. über die Abstimmung kann dieses Versehen, denn um ein solches' 
handelt es sich wohl, schlecht rechtfertigen, nachdem der ausdrückliche 
Entscheid von 1879 das Erfordernis einmal als notwendig erklärt hatte. 

Seit 1887 nicht mehr. 

2) Vergl. unten S. 141 N. 5—7 und S. 142 X. 1, 2 und 6. — 
Der einzige B.-Beschl., der seit 1874 die Ablehnung konstatierte und in 
der Gesetzessammlung figuriert, datiert vom 22. Dezember 1882 (s. unten 
S. 140 N. 5). Die ablehnenden Standesstimmen sind nach der Zahl ange- 
geben; ein Tableau fehlt. Ein solches findet sich, wohl mit Rücksicht 
auf die Bedeutung der Abstimmung, im Erwahrungsbeschl. von 1872, d«ir 
die Verwerfung der Totalrevision feststellt und in die Gesetzessammlung 
aufgenommen ist. (s. oben S. 126 N. 1). 

^) Dies ist z. B. der Fall in den geltenden Verfassungen von Zürich, 
1869 Art. 35; Luzern, 1875 (Abänderungen 1882 und 1890) § 37; Zug, 
1894 § 32; Schaffhausen, 1876 Art 22; Graubünden, 1892 Art. 6 
Abs. 1; Thurgau, 1869 Art. 2. 

*) Vergl. das oben bei B.-V. 89 S. 114 f. Gesagte. 

^) Kt.-V. Art. 44. 

®) Schollenberger, Grundriss I S. 10. 



S 38. d. AustJÜlleliDif/ den Sltindemrhys und die Ilulbkuiilofe- 
DieSüniiiie i;ines HiillikinitniiH win! als hallii- 
Slinime •le/.i'iliU'), indi'iii zwei znsainineii'ieliarGiiil e 
Hallikiintone als eil) HiiiKlesKlieil )<fllen. Daniavli 
kennt Art. 1 der liumlesvcrfassung nur 33 Kantone. I-Is 
frayt sich nun, auf welche W'eiHc das ahsolule Mfh r 
der Stünde zu l)ert>clineii sei. oli 13 Standestiinnieii 
noiwendiK, uiler oli schon ll'/a Kenü^'end seien. 

Die Trennun{( der <irei Kantone l'nterwalden, 
Appenzell uud Hasel in je zwei Hallikantone, ()h- 
waiilen und Xidwalden, Inner-l'.hoden inul Ansser- 
Itlioden, Basel-.Stadt und -Landschaft, beruht auf 
geo^raphisichen, konfession eilen und p<dit!sohen IxiTinden. 
Htaatsrechtlicli stehen die Hallikantone als selbständige 
Staatswesen in keiner nalieren ISe/Jelmnji oder Ab- 
hängigkeit zu einander; nur in ihrer Stellung im 
Bunde Jedoch werden sie in zwei Fällen, bei der Ver- 
tretung im Stiinderat*) und beim Ständevotuni türVer- 
t'assungsrevisiunen, je zu einem Kanton zusannnent.r< - 
fassl.^) I'ntei'walden {<rtlt stets als ein Bundesglied, in 
Appenzell und Basel erfolgte die Tremuuig erst natdi 
dem Kintritt in den Bund der Kidgenossen (1,j97 und 
1833)'). Die frühere Einheit wurde im Bunde aiicii fortan 
aufrecht erhalten, die beiden getrennton Teile blieben 
ein Hundesglied, ein Kanton.*) Auf der Tagsatzung 
musslen die Gesandten der zwei Halbkantone sich einigen. 
damit eine Stimme des Gesamtkantons zu stände kam."! 



') B.-V. 123 Abs. 3. ') Sielic oben S. 81 \ 2 

') DieB gilt nur filr die gLniinntcn beiden Fälle, niclit aber tiir 
die MitwirkuQgErechtc aus B.-V. 8b m und U3 \to aurh die Stimme di s 
Halbkantons für sich nllein die gleiche ^taike hat, wie die eines ganzen 
Kantons. Denn wo nicht blindes rechtlich etwas anderes speziell vorgesrhriebcii 
ist, miiss unseres Erachtens die staatsrechtliche Selbständigkeit der Halbkiu 
tone die Ansicht als begründet erscheinen lassen, dass jeder Halbkanton 1 1 
selbständi^ies Buudesg;!ied fili sich bildet, 

') Schollenberger, Grundriss I S. 8. 

') Vorgl. den Tagsatz ungsbcschluss vom 26. August 1833 betr. die 
Verhältnisse in Basel Art. 1, hei Bluntschli, Gesi-hichte n S. 419. 

«) Diibs, U S. 52. 



— 136 — 

Die Einheit der drei genannten Kantone blieb unter 
der Bundesverfassung von 1848 zunächst in der 
alten Weise weiter bestehen. Die beiden zusammenge- 
hörenden Halbkantone kamen beim Ständevotum nur in 
Betracht, wenn beide im gleichen Sinne entschieden; 
stimmten sie dagegen verschieden, so wurden sie nicht 
mitgezählt.^) Man kannte also keine selbständigen 
halben Stimmen. Darum musste auf Grund der Verfas- 
sung von 1848 argumentiert werden, dass von einer 
Mehrheit der Stände nur gesprochen werden könne, wenn 
mindestens 12 Stände auf einer Seite stünden^); nämlich 
die Hälfte der 22 Kantone plus 1 Kanton. Bei allen Re- 
visionsabstimmungen aber war eine Mehrheit von 12 
Ständen erreicht, wenn .es auf die Ständevoten ankam, 
und es fehlte somit die praktische Veranlassung, der 
Frage näher zu treten. 

Mit der Verfassung von 1874 aber begann man 
nun selbständige halbe Stimmen zu zählen. 
Jeder Halbkanton hat eine eigene, besondere Stimme, 
die aber nur als halb gilt.^) In den Revisionsberatungen 
von 1871/72 verlangte man dies als eine der Billigkeit 
angemessene Neuerung.^) Von der Berechtigung einer 



^) Dies geht deutlich hervor aus den Revisionsberatungen der Kom- 
missionen im Jahre 1871; Prot, der nationalrätl. Komm. S. 178, der 
ständerätl. Komm. S. 99 ff. s. unten N. 4. Ferner B.-Bl. 1893 IV. S. 402. 

^) Dies wurde für die alte Verfassung auch im Meinungsstreite von 
1893 (B.-Bl. 1893 IV. S. 402; s. unten S. 137 N. 2) zugegeben. Auch der 
bundesrätl. Revisionsgesetzentwurf von 1865 Art. 5 im B.-Bi. 1865 III 
S. 59 (s. oben S. 125 N. 2) weist auf eine solche Auffassung hin. 

^) Die vollständige staatsrechtliche Trennung der Halbkantone einer- 
seits, die frühere noch zum Teil weiter wirkende Einheit der beiden Teile 
andererseits führte zu dieser Abstufung hier, wie schon 1848 für die Ver- 
tretung im Ständerat. Auch mag die geringe Grösse fast aller dieser 
Halbkantone ein Motiv zu dem eingeschlagenen Weg gebildet haben. 

■*) Vergl. die Kommissional-ProtokoUe von 1871 S. 178 und 99 ff.: 
Das 2. Lemma besitze seine praktische Bedeutung darin, „dass künftig 
z, B. Ausser -Rhoden und Obwalden als eine Stimme gezählt werden, 
während gegenwärtig Appenzell nur dann mitzähle, wenn auch Inner- 
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■solchen war man sogar so sehr überzeugt, dass man für 
die beiden noch unter der aUen Verfassung stattfindenden 
Kevisionsabstimmungen den neuen Grundsatz auf dem 
Wege des einfachen Gesetzes einführte.^) Von praktischer 
Bedeutung wurde aber die Neuerung wiederum nicht, 
weder 1872 noch 1874; auch bei Streichung der halben 
Stimmen w^äre das Mehr von 12 erreicht gewesen. Erst 
als die neue Bestimmung auch in der neuen Verfas- 
sung figurierte, im Jahre 1893, standen sich zum ersten 
mal IIV2 und 10 V2 Standesstimmen gegenüber. Der Bun- 
desrat hat die Frage nach dem absoluten Mehr dahin 
beantwortet, es könne auf Grund der Veifassung von 
1874 kein Zweifel mehr bestehen, dass zur Bildung der 
absoluten Mehrheit 11^2 Stimmen genügen.*) Die Bun- 
desversammlung pflichtete dem bei.^) Es sind 11^2 Stan- 



Ehoden, — und Obwalden, wenn auch Nidwaiden seine Meinung teile." 
Es wurde damals auch eine Redaktion vorgeschlagen, jedem Kanton seien 
zwei, jedem Halbkanton eine Stimme zuzuteilen, wie die Verhältnisse analog 
im Ständerat geregelt seien. Man war auch mit dem Antrag einverstanden, 
nahm aber davon lediglich Vormerk zu Protokoll (Prot, der ständerätl. 
Komm. 1871 S. 100 und 101). 

*) Bundesgesetze betr. die Revision der B.-V. vom 5. März 1872 
und 31. Januar 1874, je Art. 3 Abs. 2. 

2) Botsch. des B.-R. an die B.-Vers. vom 13. Oktober 1893 im B.-Bl. 
1893 rV^ S. 399 ff. bes. S. 401 und 402 : „Es hiesse aber, nachdem man 
auch halbe Stimmen selbständig zu zählen angefangen hat, auf halbem 
Wege stehen bleiben, wenn man sagen wollte, sie seien zwar in Betracht 
zu ziehen, so weit es sich djirum handele, auszumitteln, ob die absolute 
Mehrheit eneicht sei, nicht aber, wo es sich darum handele, festzusetzen, 
aus wieviel Stimmen jene absolute Mehrheit bestehen müsse. Hat man mit 
dem System gebrochen, nur ganze Stimmen zu zählen, so muss man konse- 
quenterweise auch mit dem System brechen, die absolute Mehrheit nur nach 
ganzen Stimmen zu berechnen." Für eine solche Auffassung, heisst es 
weiter, würden auch die Motive in den Protokollen der Revisionsverhand- 
lungen in den siebziger Jahren, namentlich auch der unwidersprochen 
gebliebene Hinweis auf den Modus der Abstimmung im Ständerate (s. oben 
.S. 136 N. 4) den Ausschlag geben. 

^) Bundesbeschluss betreffend die Erwahrung der Volksabstimmung 
Tom 20. August 1893, vom 22. September 1893. — Schon im Bericht der 
ständerätlichen Kommission vom 29. Mai 1874 ist der Ansicht Ausdruck 
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desstimmen erforderlich, damit ein Verfassungs- 
gesetz als von den Kantonen angenommen gilt.^) 

§ 39. e. Die Pflicht der Kantone, beim Entscheid über 
V er faiisung Sünder ungen miiziaoirken. 

Das Mitwirkungsrecht der Kantone ist natürlich stets- 
dann ausgeübt worden, w^enn eine Verfassungsahstimmung 
stattgefunden hat. Bei einer jeden muss ja das Votum 
der Kantone in Rücksicht gezogen werden. Bei den drei 
früher besprochenen Mitwirkungsrechten ist es nun voll- 
ständig in das Belieben jedes Kantons gesteih, ob er von 
seiner Befugnis Gebrauch machen wolle oder nicht. An- 
ders liegt die Sache bei Artikel 123. p]s ist das Votum, 
der Kantone bei jeder Verfassungsabstimmung notwen- 
dig abzugeben, der Kanton muss sich für oder wider 
die Aenderung entscheiden. Er kann sich nicht fern 
haUen, seine Stimme wird notwendig gebildet 
durch die Volksabstimmung selbst.^) 

Es kann hier zwar der Kanton seine Organthätig- 
keit nicht ins Werk setzen, sobald ihm dies als erwünscht 
erscheint. Seine Funktion als Organ greift hier erst ein, 
wenn der Bund bereits den Weg zu einer Verfassungs- 
revision beschritten hat und dann am Schluss sein Organ. 
Kanton zur Mitwirkung beruft. Die Kantone können 
von sich aus bestimmen, ob sie ein Referendumsbegehren 
stellen, einen Vorschlag in der Bundesversammlung 
machen, die Einberufung der Bundesversammlung ver- 
langen wollen; nicht aber, ob sie über die Verfassung 
abstimmen wollen. Dies müssen sie thun und können 
es erst thun, wenn von anderer Seite im Bunde die- 



gegeben, dass „nur II72 Stände zur Sanktion gefordert" seien; B.-BL 
1874 II S. 486. 

') Rüttimann, II 2 S. 359 N. 1. 

^) Auch vor 1874 wäre wohl stets die Volksabstimmung als Standes- 
votum angesehen worden, wenn es einmal vorgekommen wäre, dass ein 
Kanton einen diesbezüglichen Beschluss nicht ausdrücklich gefasst und da- 
neben auch keine besondere Standesstimme abgegeben hätte. 
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jeni^en Thäti^keiten schon V()rn(»ii()inni(Mi worden sind, 
die für eine Verfassunj^sändenuiL; notwendig? sind. Ist 
aber die Sache weit ^eniio geiiiehen, dann müssen auch 
sie gerade beim Entscheid j^ehört werden. 

Auch ein Initiativrecht, wie (h^s Volk es hat, seH)ständig 
eine Verfassun^srevision ins Werk zu setzen, sodass eine 
Abstimmung eintreten niuss, liahen die Kantone nicht. ^) 
Ebenso wenig finden sie eine Berücksichtigung heim 
Entsclieid über die Vorfrage, ob eine Revision stattfinden 
soll oder nicht. Das Volk entscheidet über diese Vor- 
frage allein.*) Die Kantone können einzeln auf eine 
Verfassungsänderung hinwirken durch ihr Vorschlags- 
recht in der Bundesversanunlung, als (lesamlheit durch 
den sie repräsentierenden Ständerat ; •'^) bis es aber zum 
endgültigen Entscheid kommt, ist das Schicksal der An- 
regung noch in die Hände mancher anderer Faktoren gelegt. 
Immerhin aber ist das Hecht, beim Entscheid herange- 
zogen werden zu müssen, für die Kantone um vieles wert- 
voller, als wenn sie bloss, wie beim Referendum, die 
Befugnis hätten, eine Anregung geben zu können, über 
deren Ausgang ein anderer allein zu urteilen hat. 

In dem Umstände jedoch, dass die Kantone gar nicht 
anders können, als bei der Feststellung der 
Bundesverfassung mitzuwirken, in der Not- 
wendigkeit dieser Anteilnah nie, kommt die bun- 
desstaatliche Natur der Schweiz gerade zu ihrem voll- 
sten Ausdrucke. 

§ 40. /*. Uebersicht der Abstinimungse^^gebnisse 
hinsichtlich der Standesst imnien bei den vorgekommenen 

Verfassungsabstimmungen. 

Das Verbal tnis der annehmenden und ver- 
werfenden Standesstimmen in den Abstimnmngen 



^) lieber diesbezügliche Anträge vergl. oben § 84 a. E. und S. 120 N. 5. 

2) B.-V. 120 und 121 Abs. 5. 

3) Vergl. oben S. 118. 
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"bis und mit 1874 ist früher^) angegeben worden. Für 
die Zeit seit 1874 mag die folgende kurze Uebersicht 
Aufschluss geben; Volksmehr und Ständemehr stehen 
stets auf derselben Seite. 

In der Verfassungsabstimmung vom 18. Mai 1879, 
durch welche in Art. 65 das Verbot der Todesstrafe auf 
politische Vergehen beschänkt wurde, ^) standen sich 
gegenüber 15 annehmende und 7 verwerfende 
Standesstimmen. ^) 

Ein Zusatzartikel 64 Ms zur B.-V. betreffend die 
Uebertragung des Gesetzgebungsrechtes über Erfindungs- 
schutz an den Bund*) wurde in der Abstimmung vom 
30. Juli 1882 mit 14 V2 gegen VI2 Standesstimmen ver- 
worfen.^) 

Die neuen Bestimmungen über Wirtschaftswesen 
und Alkoholfrage in B.-V. 31, 32 bis und Uebergangsbe- 
stimmungen Art. 6 behufs Einschränkung des Grund- 
satzes der Handels- und Gewerbefreiheit ^) wurden in der 
Abstimmung vom 25. Oktober 1885 von 15 Ständen an- 
genommen, von 7 Ständen abgelehnt.'') 

In der Volksabstimmung vom 10. Juli 1887 wurde 
die Gesetzgebung über Erfindungs-, Muster- und Modell- 
schutz dem Bunde durch Erweiterung des Art. 64 über- 
tragen,^^ 3072 Stände hatten angenommen, IY2 ver- 
worfen.^) 

Das gleiche Stimmenverhältnis ergab die x\bstim- 
mung vom 26. Oktober 1890 ; ^^) der neue Art. 34 ^is räumt 



') Oben Seite 121 N. 2 und S. 127 ff. 

^) Bluraer-Morel, I S. 192 f. 

^) Erwahr ungsbeschluss vom 20. Juni 1879. 

*) Bluraer-Morel, I S. 198. 

*) B.-Beschl. vom 22. Dezember 1882. 

«) Blumer-Morel, I S. 195 ff. 

^) Erwahrungsbeschl. vom 22. Dezember 1885. 

8) Blumer-Morel, I S. 198 f. 

^) Erwahrungsbeschl. vom 20. Dezember 1887. 

*^) Erwahrungsbeschl. vom 17. Dezember 1890. 
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dem Bund die Gesetzgebung über Unfall- und Kranken- 
versicherung ein. 

Die Abänderung des 3. Abschnittes der B.-V. betr. 
die Revision der Bundesverfassung ^) erhielt in der Ab- 
stimmung vom 5. Juh 1891 die Zustimmung von 18 
gegenüber 4 ablehnenden Standesstimmen. ^) 

Für Einführung des Banknotenmonopols in Art. 39 
der B.-V. erklärten sich am 18. Oktober 1891 14 Kantone, 
dagegen 8 Kantone.^) 

Das Schächtverbot in B.-V. 25 bis wurde am 20. Aug. 

1893 von 1172 Ständen angenommen, von 10 V2 ver- 
worfen. ^) 

Der Abstimmung des Volkes und der Stände wurde 
am 4. März 1804 ein Art. 34 ter betreffend Gesetzgebungs- 
recht des Bundes im Gewerbewesen unterbreitet und mit 
14 V2 gegen 7^2 Standesstimmen abgelehnt.^) 

Von sämtlichen Ständen verworfen wurde ein 
Revisionsantrag betreffend Aufnahme eines neuen Ver- 
fassungsartikels über Recht auf Arbeit in der Abstimmung 
vom 3. Juni 1894.«) 

Ein Art. 30 bis betreffend die Abgabe eines Teils der 
Zolleinnahmen an die Kantone wurde am 4. November 

1894 von 8V2 Ständen angenommen und von 13 V2 
verworfen.^} 

In der Abstimmung vom 29. September 1895 über 



') Siehe oben S. 120 N. 5. 

^) Erwahrungsbeschl. vom 29. Juli 1891. 

^) Erwahrungsbeschl. vom 23. Dezember 1891. 

*) Erwahrungsbeschl. vom 22. Dezember 1893. 

*) Botsch. des B.-R. an die B.-Vers. vom 27. März 1894 im B.-Bl. 
1894 I S. 1025 fP. (Ein Erwahrungsbeschluss findet sich nicht in der 
Gesetzessammlung, da die Vorlage vei werfen wurde.) 

«) Botsch. vom 26. Juni 1894 im B.-Bl. 1894 IIT S. 89 ff. (Ein 
Erwahrungsbeschluss fehlt in der Gesetzessammlung, da der Antrag ver- 
worfen wurde; die B.-Vers. nahm von der bundesrätl. Botsch. am 28./29. 
Juni in zustimmendem Sinne Vormerk zu Protokoll; Uebers. d. Verh. d. 
B.-Vers. ord. S.-Sess. vom 4.— 30. Juni 1894 No. 81). 

') Botsch. vom 6. Dezember 1894 in B.-Bl. 1894 IV S. 553 ff. und 
Uebers. d. Verh. d. B.-Vers. ord. W.-Sess. vom 3.-22. Dezember 1894 N. 59. 
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Einführung des Zündhölzchenmonopols durch Art. 31 
lit. f und 34 ter sianden sich 14^2 verwerfende und 
7V2 annehmende Stimmen gegenüber;^), 

in derjenigen vom 3. November 1895 über Revision 
der Militärartikel B.-V. 17 — 22 17y2 verwerfende und 
4^2 annehmende Stände.^) 

Mit 16 gegen 6 Stimmen wurde am 11. Juli 1897 
in Art. 24 Abs. 1 der B.-V. die Oberaufsicht des Bundes 
über Wasserbau- und Forstpolizei auf das ganze Gebiet 
der Schweiz ausgedehnt;^) 

und ferner in der Abstimmung vom gleichen Tage 
mit I8V2 gegen' 3 V2 Standesstimmen in Art. 69 bis dem 
Bunde die Kompetenz zur Lebensmittelgesetzgebung zu- 
gewiesen.^) 

Das Gesetzgebungsrecht auf dem ganzen Gebiete 
des Civilrechtes und des Strafrechtes wurde dem Bunde 
durch Abänderung des Art. 64 und den Zusatzartikel 
64 bis übertragen; die Abstimmung vom 13. November 
1898 ergab für die Rechtseinheit im Civilrecht und im 
Strafrecht je I6V2 annehmende und 5Y2 verwerfende 
Standesstinmien. ^) 

Die Einführung des j)roportionalen Wahlverfahrens 
für den Nationalrat in Art. 73 der B.-V. und der Wahl 
des Bundesrates durch das Volk in den Art. 95, 96; 100 
und 103 hatte die Abstimmung vom 4. November 1900 
zum Gegenstand ; das Abstimmungsresultat aber ergab 
die Verwerfung der ersten Vorlage durch 11 Y2 gegen 
IOV2, der zweiten durch 14 gegen 8 Standesstimmen. ^) 



1) Botsch. vom 25. Oktober 1895 im B.-Bl. 1895 IV S. 1 if. und 
üebers. d. Verh. d. B.-Vcrs. ord. W.-Sess. vom 2. — 21. Dezember 1895 
No. 5 lit. a. 

2) Botsch. vom 29. November 1895 im B.-Bl. 1895 IV S. 609 ff. 
und Uebers. d. Verh. d. B.-Vers. a. a. 0. lit. b. 

^) 1. Erwahruu^sbeschluss vom 15. Oktober 1897. 
*) 2. Erwahrungsbeschluss vom 15. Oktober 1897. 
^) Die beiden Erwahrungsbeschlüsse datieren vom 21. Dezember 1898. 
«) Botsch. vom 30. November 1900 im B.-Bl. 1900 IV S. 775 ff. und 
üebers. d. Verh. d. B.-Vers. ord. W.-Sess. vom 3. — 22. Dezember 1900 No. 8. 



MKiriES KAPITEL. 



Der Schutz der MitwirkunjrsnHlite. 



§ 41. I. Die rechtliche Garantie 
und die Rechtsmittel gegenüber einer Verletzung 

des Mitwirkungsrechtes. 

Das Miiwirkun^rs^i'echl <:iel>t dem Kanton eine organ- 
schaftliche Stellun»:. umi wir haben schon des öfteren 
4hirauf hin«ze\viesen. wie die Mitwirkiin^srechte der Kan- 
tone den i>oliti>clien iJechten der Bür»:er an die Seite 
gestellt werden können, inileni es ^*ich hier wie dort um 
einen Anteil an der Ausriliun«z staatlicher Funkti«jnen 
hanilelt. Wenn wir nun waliriielnnen, wie die ]M>litischen 
IJechte de> einzehien. sein subjektives Kecht auf nrgan- 
schafiHche Funktion, einen bestimmten rechtlichen Schutz 
<ladarch erhält, dass jeder Dürrer, der sich in seinem 
Itecht verletzt inlaubi. >irh an eine Instanz mit dem Ver- 
langen um Beurteiiunj/ wemleu kann, so sind wir ver- 
sucht, einen ^rleichen rechtlichen Scliuiz für die Mitwir- 
kungsrechte der Kantone in Anspruch zu nehmen. Ver- 
♦jiebens aber sehen wir uns nach einer Bestinmjung in 
der Verfasstm;4 um. die für die Geltendmachung des 
subjektiven Hechtes iles Kantons einen solcbeu IJechts- 
we«4 erötTnete. Ks fehlt an einer ausdrücklichen Norm, 
die dem Kanton tU^ii Auspruih zuerkennte, im Falle der 
Verletzung seines Miiwirkun^srechtes einen liichter an- 
rufen zu können, »ler feststellt, was Hecht, und was Un- 
recht sei. Des richterlichen Schutzes entbehrt das 
Mitwirkuntr>recht.^) 



'n' 



') .lellinek, Svstern S. H44. — Ver^l. cKn letzten Absatz dieses^. 
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Wohl aber geniesst das Mitwirkungsrecht denjenigen) 
Schutz, diejenige rechtliche Garantie, die mit jedem 
verfassungsmässigen Rechte notwendig verbunden ist. 
Die Verfassung ist da, um beobachtet zu werden. Ein 
verfassungsmässiges Verhalten des Staates ist eine Vor- 
aussetzung seiner eigenen Existenz, und eine Verfassung, 
die nicht gehalten wird, ist entweder nicht die Verfassung 
des Staates mehr, oder der Staat selbst hat sein Dasein als 
Staat, als rechtlich organisierte Macht, verloren.^) Darum 
hat auch das verfassungsmässige Recht der Per- 
son im Staate seinen letzten Schutz in der recht- 
lichen Existenz des Staates selbst. Solange der 
Staat nach seiner Verfassung lebt und sein Recht wahrt, 
solange ist auch das Recht, das er seinen Gliedern ge- 
währt, dem staatlichen Schutze unterstellt, indem der 
Staat selbst dafür sorgt, dass seine Rechtsordnung inne* 
gehalten wird. Sind aber die Zustände einmal derart, 
dass man sich mutwillig über die Verfassung hinweg- 
setzt und die geltende Rechtsordnung bricht, so hat das 
subjektive Recht auch seinen Wert verloren, und selbst 
ein richterlicher Schutz würde keine Gewähr mehr bie- 
ten. Rechtliche Garantien auf dem Boden der staatlichen 
Organisation sind darum nur in einem beschränkten 
Masse denkbar, denn es ist die staatliche Organisation 
selbst in den normalen Willen der Organe gestellt. ^) 

Das Dasein einer Rechtsordnung, einer Ver- 
fassung, an sich schon giebt somit dem Mitwnr- 
kungsrecht seine rechtliche Garantie. So lange 
die Verfassung gilt, welche die Mitwirkungsrechte ein- 
räumt, sind die Mitwirkungsrechte auch in derjenigen 
rechtlichen Ausgestaltung, wie die Verfassung sie fest- 



^) Natürlich entzieht nicht jede einzelne Verfassungsverletzung sofort 
dem Staate überhaupt seine ganze rechtliche Basis. Verfassungsverletzungen 
kommen vor, ohne dass der Staat gerade der Anarchie zum Opfer fallen 
müsste. Sind aber einmal revolutionäre Zustände eingetreten, so hat damit 
freilich die Rechtsordnung ihr Ende eiTeicht. Jellinek, System S. 344. 

^) Jellinek, System S. 344. 



I 
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setzt, eben durch diese Verfassung geschützt. Es kennt 
auch das Bundesrecht ein Organ, das ausdrückhch mit 
der Sorge für Beobachtung der Verfassung betraut ist. 
Der Bundesrat wacht für die Beobachtung der Verfas- 
sung und trifft zur Handhabung derselben die notwendigen 
Verfügungen von sich aus oder auf eingegangene Be- 
schwerde (B.-V. 102 Z. 2). Es ist also die Pflicht des 
Bundesrates, da die Verfassung einmal dem Kanton sein 
Mitwirkungsrecht gewährt, dafür zu sorgen, dass im Ge- 
nuss desselben der Kanton unbehindert bleibe. Thut der 
Bundesrat dies nicht von sich aus, so kann der Kanton 
sich bei ihm beschweren und dadurch die Bundesbehörde 
vemnlassen, die nötigen Vorkehrungen zu treffen, dass 
dem Kanton sein Recht werde. Des weiteren aber trifft 
auch die Bundesversammlung Massregeln, welche die 
Handhabung der Bundesverfassung und die Erfüllung 
von bundesmässigen Pflichten zum Zwecke haben (B.-V. 
85 Z. 8). Ist nun einmal dem Kanton das subjektive Recht 
auf Mitwirkung gegeben, so folgt daraus auch die Pflicht 
des Bundes, dass er den Kanton sein Recht nach den 
bestehenden Vorschriften ausüben lasse. Die Bundesver- 
sammlung ist somit ebenfalls berufen, dafür zu sorgen, 
dass auch diese Pflicht erfüllt, die Bundesverfassung ge- 
handhabt werde, dass der Kanton also das ihm nach der 
Verfassung zustehende Recht auch wirklich geniesse. Und 
es giebt ja die Bundesverfassung jedem Kanton das Recht, 
Anträge in der Bundesversammlung zu stellen. Es ist 
nun möglich, dass den Inhalt eines solchen Antrages 
gerade die Beschwerde bildet, das Mitwirkungsrecht des 
Kantons sei nicht gewahrt worden. Der Kanton selbst 
in der Ausübung seines Mitwirkungsrechtes hat so ein 
Mittel in der Hand, darauf hinzuwirken, dass eine Ver- 
letzung seiner Mitwirkungsrechte verhindert oder wieder 
aufgehoben werde. Denn durch seinen Antrag in der 
Bundesversammlung giebt er den Anstoss, dass diese die 
geeigneten Massregeln trifft, damit dem Kanton sein Recht 
werde, weil die Verfassung es heischt. So ist es ein Mit- 

10 
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wirkungsrecht selbst, das dazu dient, den Mit- 
wirkungsrechten überhaupt eine rechtliche 
Sicherung zu verschaften.^) 

Sein Mitwirkungsrecht soll der Kanton so ausüben 
können, wie das Recht des Bundes es ihm gestattet. 
Vorschriften über die Ausübung des Rechtes, wenn diese 
in einer rechtlich gültigen und verbindlichen Form er- 
lassen sind, kann der Bund dem Kanton hierbei erteilen.^) 
Es muss dies aber durch eine Rechtsnorm geschehen.^) 
So lange eine solche Norm jedoch nicht vorliegt, ist der 
Kanton frei und dann darf nicht eine Bundesbehörde 
ihm verbindliche Weisungen erteilen, er hätte so 
und nicht anders seine Mitwirkung zur Geltung zu brin- 
gen. Das Recht des Bundes muss freilich der Kanton 
auch beim Gebrauch seiner Befugnis zur Mitwirkung 
achten, er muss also stets durch den Grossen Rat sein 
Referendumsbegehren stellen, stets durch das Volk seine 
Standesstimme abgeben, denn hier hat eine Bundesnorm 
es so angeordnet. Keine solche aber besteht für die an- 
deren Mitwirkungsrechte. Darum kann hier keine Bundes- 
behörde verfügen, etwa der Kanton habe in einem be- 
stimmten Pralle nach gewissen Formen seine Mitglieder 
für den Ständerat zu wählen, oder sein Vorschlag werde 
nur entgegengenommen, wenn er etwa nur von diesem 
und nicht von jenem kantonalen Organe ausgehe. Es ist 
beim geltenden Rechtszustande unstatthaft, dass eine 
Bundesbehörde solche Weisungen einem Kanton erteile. 
Sie würde sich hier eine Kompetenz anmassen, welche 
ihr nicht zukommt, und der Kanton würde in einem 
solchen Falle mit Recht den Kompetenzkonflikt beim 
Bundesgericht erheben.'^) Mit Rücksicht auf diese ein- 



^) Ueber das entsprechende Verhältnis im deutschen Reiche vergl. 
Haenel, Studien I S. 266. 

*) Wie dies für B.-V. 89 und 123 auch geschehen ist. 

^) Siehe auch unten S. 148 f. 

*) B.-V. 113 Z. 1 und B.-Ges. über die Organisation der Bundes- 
rechtspflege vom 22. März 1893 Art. 175 Z. 1. 

Für das Gesagte ist eine Entscheidung des Bundesgerichtes vom 19. 
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zelnen Besiimiiiungeii ü!»er die Ausübung der Mii- 
wirkun*;, aber aucli n u r mit Rücksicht auf diese, lässt 
sich von einem richterlichen Schulze, den das 
31iiwirkun^i"echt i^eniesse, sprechen. Hier handelt es 
sich eben um einen Kompetenzkonflikt, indem 
eine Bundesl>ehörde sich eine Befugnis zulegen will, 
die der Kanton allein für sich in Ansjiruch nimmt; 
nämlich die Befugnis zu bestimmen, wie der Kanton 
sein Recht ausübe. Im übrigen aber lässt sich ein 
Streit wegen Verletzung des Mitwirkungsrechtes nicht 
unter diesen Gesichtspunkt bringen. \Vii\l das Mit- 
wirkungsrecht nach seinem prinzipiellen Inhalt, 
in seiner allgemeinen Eigenschaft als Recht des 
Kantons zur Anteilnahme an der Bundesgewalt, 
nicht beachtet, so kann der Kanton nicht den Richter 
anrufen, eine Bundesbehörde hätte sich ein Recht ange- 
masst, das nicht ihr. sondern dem Kanton zukomme. 
Die Bundesbehörde hat das Recht des Kantons verletzt, 
nicht aber das ihm gebührende Recht sich selbst beige- 
legt. Von einem Kompetenzkonflikt kann hier keine Rede 



April 1890 (Entsch. d. B.-Ger. XVI S. 269 ff.) zu verwerten. Der B.-IL 
hatte dem Kanton Tessin Vorschriften über die Vornahme der Grossrats- 
wählen geben wollen. Tessin hat dies als eine Kompetensnberschreitang 
des Bundes angefochten. Das B.-Ger. ist nur darum nicht auf die Sache 
eingetreten, weil nach seinem Dafürhalten die Weisung des B.-R, gar keine 
rechtlich verbindliche Verfügung, sondern nur eine unverbind- 
liche Anweisung darstelle. — Darausist zu folgern, dass eine verbind- 
liche Verfügung nicht statthaft gewesen wäre. Bestimmungen über die Aus- 
übung der Mitwirkungsrechte, soweit sie dem Kanton zustehen, zu erlassen, 
gehört nun ebenso gut zu den kantonalen Kompetenzen und Bechten, 
wie die Begelung der Wahlen kantonaler Behörden. So sind ja die Stände- 
ratswahlen gerade so gut kantonale Wahlen, wie die Wahlen kantonaler 
Behörden. Was für die Ständeratswahlen gilt (für welche ein Entscheid des 
B.-R. in unserem Sinne vorliegt; B.-Bl. 1893 IV S. 897; s. oben S. 88 N. 
1), gilt aber auch für die Mitwirkungsrechte überhaupt, sofern sie der Re- 
gelung des Kantons anbei m gestellt sind. 
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mehr sein.^ Ein richterlicher Schutz gegen eine 
solche Verletzung des Mitwirkungsrechtes besteht eben 
nicht. ^) 



§ 42. II. Der rechtliche Schutz 
zur Erhaltung der Mitwirkungsrechte in ihrem 

gegenwärtigen Bestände. 

Die Mitwirkungsrechte, wie sie nach dem geltenden 
Bundesrechte gestaltet sind, haben durch dasselbe ihre 
rechthche Garantie natürhch nur so lange, als dieses 
Bundesrecht auch wirklich geltendes Hecht ist. 

Wenn der Bund das freie Bestimmungsrecht der 
Kantone bezüglich der Ausübung ihrer Mitwirkungs- 
rechte beschränken oder aufheben will, so steht das in 
seiner Hand. Bezüglich B.-V. 89 und 123 ist bereits eine 
solche Einschränkung und Aufhebung geschehen, im 
ersten Punkte durch ein Bundesgesetz, im zweiten durch 
die Verfassung selbst. Dass auch bezüglich der übrigen 
Mitwirkungsrechte eine Verfassungsänderung neue Vor- 
schriften hervorbringen könnte, bedarf wohl keiner 
näheren Erörterung mehr, ebenso wenig wie der Hin- 
weis, dass dabei selbst wieder die Zustimmung der Kan- 
tone erforderlich wäre. Modifikationen in der Ausübung 
der Mitwirkungsrechte können aber auch durch einfaches 
Gesetz, durch Bundesbeschluss oder durch Rechtsverord- 
nungen vorgenommen werden, sofern diese Erlasse sich 
innerhalb der verfassungsmässigen Bestimmungen halten. 
Es besteht nirgends eine Vorschrift, die dem entgegen- 



*) Dies ebenso wenig, wie Rekurse wegen Verletzung der politischen 
Stimmberechtigung des Einzelnen nicht Kompetenzkonflikte zwischen ver- 
schiedenen Organen sind. 

*) Ueber einen besonderen Gesichtspunkt für das Ständevotum bei 
Verfassungsrevisionen vergl. oben S. 132 f. 



- 149 — 

stünde. Die Verfassung, in deren Schranken allein eine 
weitere solche Anordnung sich bewegen müsste, bestimmt 
lediglich, dass ein gewisses Mitwirkungsrecht einge- 
räumt sei; wie man es auszuüben habe, ist dort in der 
Regel nicht genauer erwähnt. Ein Gesetz darf also ein 
solches Mitwirkungsrecht nie ändern oder aufheben, denn 
dies wäre verfassungswidrig; wohl aber darf es Regeln 
fürseine Ausübung aufstellen, weil dadurch das Mit- 
wirkungsrecht an sich nicht verändert oder gar 
aufgehoben, sondern nur seine Ausübung näher be- 
stimmt wird. 

Eine Veränderung oder Aufhebung der Mitwir- 
kungsrechte selbst aber kann allein auf dem Wege 
•der VerfassuDgsgesetzgebung geschehen, denn die 
Mitwirkungsrechte sind verfassungsmässige, durch die 
Verfassung selbst garantierte Rechte. Eine Verfassungs- 
änderung kann aber jederzeit stattfinden, auch gegen den 
Willen einzelner Kantone. In der Revision können sehr 
wolil die Mitwirkungsrechte umgestaltet oder vernichtet 
Averden. So bieten die rechtlichen Formen der 
Verfassungsänderung den einzigen rechtlichen 
Schutz dafür, dass die Mitvvirkungsrechte nicht willkür- 
lich in ihrem Bestände verändert oder abgeschafft wer- 
den.^) Diese rechtlichen Formen aber sind derart, wie 
sie dem Wesen des Bundesstaates entsprechen, 
die Kantone sind selbst mitbeteiligt bei der Verfas- 
sungsänderung und ohne ihre Zustimmung kann darum 
kein Mitvvirkungsrecht angetastet werden, ohne ihre 
Zustimmung kann der Bundesstaat sein Wesen als Bun- 
<iesstaat nicht verlieren. Aus der rechtlichen Natur des 
Bundesstaates, seinem föderativen Charakter, resultiert 



^) Hsenel, Studien I S. 254 f.: „Der rechtliche Schutz, welchen die 
Einzelstaaten gegenüber der verfassungsgebenden Gewalt des Reiches 
für die Aufrechterhaltung einer politisch wertvollen Stellung und für die 
Weiterbildung des Reiches selbst nur im Wesen und Sinne des Bundes- 
staates zu erwarten haben, liegt ausschliesslich in den rechtlichen 
Porinen der Verfassungsänderung." 
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die Notwendigkeit des Vorhandenseins von Mitwirkungs- 
rechten. Solange der Bundesstaat Bundesstaat bleiben 
will, beteiligt er auch seine Glieder, die ihn zusammen- 
setzenden Staaten, in rechtlicher Weise an seiner 
Staatsgewalt. 



§43. Schluss. 



Die Beieili^'uiijjj der Gliedstaaten an der Willensbil- 
<lung des Bundesstaates hat erst in den neueren Theorien 
vom Bundesstaate eine eingehendere Behandlung erfahivn. 
Die ahe Lehre hat ihr gar keine oder nur eine ^anz 
flüchtige Beachtung geschenkt.') Die hinge Zeil fast un- 
bestritten herrschenile Doktrin von der geteihen Souve- 
ränetät und den vöUig getrennten Zuständigkeitsspharen 
des Bundes und der Gliedert konnte auch die Fra^ie 
nach einer Mitwirkung der Einzelstaaten im und für den 
Oesamtstaat nicht wohl aufkommen lassen.*) Immerhin 
aber linden sich auch schon bei den Schriftstellern der 
früheren Epoche Anklänge an eine Auflassung, welche 
das Zusammenwirken von Bund und Einzelst.iat bald 
mehr, bald weniger ins Auge fasst.*) An einer gründlichen 
juristischen Durchbildung einer Lehre von der Mitwir- 
kung der Gliedstaaten im Bundesstaate aber fehlte es noch. 

Erst als das Fundament der alten Theorie erschüttert 
Avar, haben auch die Anteilsrechte der Gliedstaaten an 
der Bundesgewalt in der Staatsrechtswissenschaft eine 



') Brie, Bundesstaat I S. 202. 

*) Brie, Bundesstaat I S. 92 ff.; Borel, S. 108 ff. 

^) Vergl. z. B. Brie, Bundesstaat I S. 103, 115, 127, 141; Lab and. 
I S. 56 y. 2. 

*) Vergl. z. B. Brie, Bundesstaat I S. 97, 124, 130, 134, 137, 138. 
149, 152 ff. 
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höhere Bedeutung erhalten und eine neue Beleuchtung 
erfahren.^) Dabei tritt bei einer grösseren Anzahl der- 
jenigen Schriftsteller, die überhaupt das föderative Moment 
im Bundesstaate einer genaueren Betrachtung unterziehen, 
eine Grundanschauung hervor. Mögen nämlich diese Au- 
toren auch verschiedener Ansicht sein darüber, wie das 
föderative Moment des näheren zu begründen sei und 
wie es sich im einzelnen äussere, in dem Punkte stim- 
men sie sozusagen durchweg überein, dass die föderative 
Organisation ein dem Bundesstaatsbegritfe wesentliches 
Merkmal bilde, dass eine Beteiligung der Gliedstaaten an 
der Herrschaft des Bundesstaates diesem gerade seine 
Bundesnatur verleihe. Jedoch überall hat sich die Mei- 
nung noch nicht Bahn gebrochen; es besteht, wie wir 
gesehen haben, auch heute noch ^ eine Ansicht, welche 
die föderative Organisation der Centralgewalt als eine 
zwar regelmässige, aber nicht als eine wesentliche Er- 
scheinung des Bundesstaatsrechtes betrachtet. 

Wir haben uns der erstgenannten Auffassung ange- 
schlossen, diese durch Erörterungen allgemeiner Natur 
und dann durch eine einlässlichere Betrachtung der 
schweizerischen Verhältnisse zu begründen und da- 
durch die Gegner unseres Standpunktes zu widerlegen 
versucht. Der Darstellung des föderativen Prinzipes im 
Bundesstaate, speziell im schweizerischen Bundesstaate,, 
war unsere Arbeit gewidmet. Dass eine Beteiligung der 
Gliedstaaten an der Bundesstaatsgewalt aus der rechtlichen 
Natur des Bundesstaates heraus zu folgern und zu fordern 



*) Die Bestimmungen der neuen deutschen Reichsverfassung über 
den Bundesrat gaben namentlich hierzu Veranlassung. lieber die verschie- 
denen Arten, auf welche man diese Neubildung anfänglich zu erklären 
suchte, vergl. Brie, Bundesstaat I S. 175 if. 
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sei, dieser Auflassung glaubten wir gerade dadurch zu 
dienen, indem wir diese Beteiligung in ihrer rechtlichen 
Ausgestaltung an den besonderen Einrichtungen eines 
Staatswesens prüften, welches bei allen denen, die den 
Bundesstaatsbegriff überhaupt anerkennen, stets als Bun- 
desstaat gegolten hat. Mag so diese Studie, die .speziell 
diejenigen staatsrechtlichen Institutionen zum Gegenstande 
hat, durch die die Beteiligung der Kantone an der Staats- 
gewalt des Bundes ihren juristischen Ausdruck erhalten 
soll — in welchen somit der rechtliche Einfluss der 
Kantone auf die Bundesgewalt zu erkennen ist — 
als ein Versuch betrachtet werden, einen Beitrag zum 
schweizerischen Bundesstaatsrechte und zum Bundes- 
staatsrechte überhaupt liefern zu können. 




'm^ 



Berichtigungen. 



Seite 1, Zeile 10 von unten lies „solcher" statt „solche". 
24, Note 3, Zeile 6 lies „auch" statt „auf". 



30, 
37, 

80, 



yi 



91, 
98, 



n 



4, „ 1 „ „21" statt „39". 

5, letzte Zeile lies „als geteilt" statt bloss „geteilt". 
3 fiillt das Semikolon zwischen „Zweikammersystem" und 

„ferner" weg. 
1 lies „86" statt „89". 
1, Zeile 1 lies „derselben" statt „desselben". 
109, Zeile 2 von unten lies „der" statt „einzelnen". 
111, „ 4 „ oben lies „ihn" statt „ihm". 
119, Note 1, Zeile 1 lies „Bestimmung" statt „Bestimmungen". 
135 in der Ueberschrift lies „Die Ausmittelung'-' statt bloss „Aus- 
mittelung^' . 
„ 140, Zeile 7 von oben lies „beschränkt" statt „beschänkt". 
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